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87. Sitzung 

Bonn, den 3. Oktober 1984 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Barzel: Die Sitzung ist eröffnet. 
Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-

tionellen Vereinbarung soll der in der 85. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 20. September 1984 
dem Innenausschuß überwiesene Gesetzentwurf 
zur Änderung des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Personalausweise — Druck-
sache 10/1115 — auch dem Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen werden. Sind Sie damit 
einverstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Liedtke, Paterna, Bernrath, Berschkeit, Kret-
kowski, Roth, Walther, Amling, Frau Blunck, 
Büchler (Hof), Daubertshäuser, Ewen, Gerstl 
(Passau), Heistermann, Huonker, Jahn (Mar-
burg), Jansen, Dr. Jens, Junghans, Jung-
mann, Kißlinger, Dr. Klejdzinski, Kuhlwein, 
Lohmann (Witten), Frau Dr. Martiny-Glotz, 
Meininghaus, Müntefering, Frau Odendahl, 
Purps, Reuschenbach, Reuter, Dr. Schwenk 
(Stade), Dr. Soell, Dr. Sperling, Stahl (Kem-
pen), Dr. Steger, Frau Steinhauer, Frau Ter-
borg, Tietjen, Dr. Wernitz, Frau Weyel, von 
der Wiesche, Wimmer (Neuötting), Wolfram 
(Recklinghausen), Zeitler, Frau Zutt und der 
Fraktion der SPD 

Ausdehnung der Fernsprechnahbereiche 
— Drucksache 10/1504 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 
(federführend) 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Im Ältestenrat ist eine Aussprache mit Beiträgen 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. — Ich sehe keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Liedtke. 

Liedtke (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Sicher kann ich für alle Fraktionen dieses 
Hauses feststellen, daß der Nandienst ein Qualitäts-
merkmal für die Fernmeldeversorgung der Bevöl-
kerung ist. Er ist die Antwort auf eine politische 

Vorgabe. Durch die regionalen Neugliederungen 
sind aus Städten Ballungsgebiete, aus Gemeinden 
Großgemeinden geworden. Die technische Kon-
struktion der Ortsnetze stimmte mit den politischen 
Gliederungen nicht mehr überein. Telefongesprä-
che mit Nachbarn wurden vielfach zu teuren Fern-
gesprächen, weil die Ortsnetze mit den Stadt- und 
Gemeindegrenzen nicht mehr übereinstimmten. 

Aus dieser Situation heraus hat die damalige Re-
gierung mit Zustimmung des gesamten Hauses die 
Konstruktion des Nahbereiches erdacht, gemacht, 
und zwar mit einem Radius von 20 Kilometern um 
die Ortsnetze herum. So weit, so gut. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dazu gab es 
nicht die Zustimmung des ganzen Hau-

ses!) 

— Nach meiner Erinnerung ja; 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nein!) 

aber gut, ist auch nicht wichtig. Heute halten wir es 
jedenfalls gemeinsam für sinnvoll. Denn im August 
1983 hat der jetzige Minister in seinem Erfahrungs-
bericht festgestellt: Das hat sich bewährt. 

Mittlerweile haben wir im Postausschuß Signale, 
daß diese Konstruktion noch unvollkommen ist. Be-
sonders Sie, Herr Kollege Pfeffermann, haben über-
zeugend nachgewiesen, daß es noch Landkreise 
gibt, in denen der Bürger sein eigenes Rathaus nur 
über das Ferngespräch erreichen kann. Das sind 
ungewollte Benachteiligungen. Deswegen, so sagt 
unser Antrag, weiten wir diese Bereiche um minde-
stens 5 Kilometer aus. Im Prinzip ist das also ein 
Nachbesserungsantrag zu einer allseits anerkann-
ten, guten Konstruktion. 

Und hier setzt der jetzige Minister sein Blockade-
mittel Kostenneutralität ein. Herr Minister, die Mil-
liardenüberschüsse im Fernmeldebereich der Deut-
schen Bundespost mahnen, das Monopol in diesem 
Bereich nicht zu mißbrauchen. Hätten Sie ähnliche 
Maßstäbe bei der Breitbandverkabelung angelegt, 
fände diese wohl nicht statt. Denn am Ende Ihrer 
Kabelstränge steht in den überwiegenden Fällen 
das „Nein, danke"; kein Bedarf der Kunden. 

Unser Vorwurf an Ihre Adresse lautet: Sie sam-
meln die notwendigen Kabelgroschen durch Ver- 
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Liedtke 
schlechterungen im Dienstleistungsbereich der 
„gelben Post"; Beispiel: die mißliche Verlängerung 
der Brieflaufzeiten. Sie sammeln Ihre Kabelgro-
schen durch Gebührenerhöhungen im Fernmelde-
bereich, z. B. bei den öffentlichen Münzfernspre-
chern. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
sind ein Sammler!) 

Und Sie sammeln Ihre Kabelgroschen durch Vor-
enthaltung notwendiger Leistungsverbesserungen 
wie in diesem Falle. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Prinzip, meine Damen und Herren, ist unser 
Antrag sehr freundlich gestimmt; denn, folgen Sie 
ihm, gewinnen Sie viele neue Freunde im Lande. 
Das scheint uns nach dem letzten Sonntag gar nicht 
so unnötig zu sein. Und oppositionsunüblich ist un-
ser Antrag im Prinzip auch: er ist konstruktiv für 
den Bürger, aber zugleich freundlich für die Regie-
rung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord

-

strand] [CDU/CSU]: Das ist unüblich, das 
stimmt!) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der vorliegende Antrag der 
SPD ist unglaubwürdig und kennzeichnet die un-
rühmliche Politik der SPD im letzten Jahrzehnt, 
nicht nur auf diesem Sektor. 

Es war Bundespostminister Dr. Werner Dollinger, 
der 1968 die Schaffung von Fernsprechnahberei-
chen mit einem Radius von 25 km ohne Zeittakt in-
itiierte. Dieses Konzept wurde im Juni 1971 durch 
den damaligen SPD-Postminister Leber bestätigt. 
Erst im September 1975 kam dann von dem damali-
gen Postminister Gscheidle die Vollbremsung auf 
einen Nahbereichsradius von nur 20 km und das bei 
einem Zeittakt von vier Minuten. 

Die CDU/CSU hat dann mit ihren Anträgen 
durchgesetzt, daß Berlin vom Zeittakt ausgenom-
men wurde, daß für die Grenzregion eine Flächen-
verlustregelung eingeführt wurde, daß die Telefon-
seelsorge und ähnliche Institutionen vom Zeittakt 
ausgenommen wurden und daß nicht zuletzt der 
Zeittakt selbst von vier auf acht Minuten ausge-
dehnt wurde. 

Den letzten parlamentarischen Vorstoß haben 
wir während der Umstellungsphase im Hinblick auf 
eine Ausdehnung der Fernsprechnahbereiche 1978 
unternommen, Herr Kollege Liedtke. Damals hät-
ten Sie zustimmen sollen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dabei ging es uns aber in erster Linie um eine flexi-
blere Handhabung der Gestaltung der Abgrenzung 
der Fernsprechnahbereiche, weil sich damals schon 
eine Unausgewogenheit zwischen großstädtischen 
und ländlichen Regionen deutlich abzeichnete. 
Technisch hätte sich dies damals ohne große Auf

-

wendungen realisieren lassen. Unser Antrag wurde 
damals von der SPD unter anderem mit der Be-
gründung abgelehnt, daß der dadurch erhöhte Ge-
bührenausfall für die Post finanziell nicht zu ver-
kraften sei. Es wäre höchst interessant, festzustel-
len, wer von den heutigen Antragstellern damals 
entsprechende Anträge im Postverwaltungsrat und 
in den Gremien des Bundestages ablehnte, Herr 
Kollege Liedtke. — Vielleicht gehen Sie noch ein-
mal auf die Abstimmung damals zurück. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nachdem nun die Nahbereiche mit hohem Ko-
stenaufwand mit einem Radius von 20 km instal-
liert worden sind, will die SPD mit weit höherem 
Kostenaufwand, als er damals notwendig gewesen 
wäre, das verwirklichen, was sie damals abgelehnt 
hatte. Mit Ihrem Vorschlag, die Fernsprechnahbe-
reiche generell um 5 km zu erweitern, würde das 
strukturelle Ungleichgewicht zwischen städtischen 
und ländlichen Räumen aber nicht vermindert. Bei 
notwendigen Investitionen von 1,3 Milliarden DM 
führten die Vorschläge der SPD zu Mindereinnah-
men und Folgekosten von rund 500 Millionen DM 
pro Jahr. Für die Realisierung müßten durch-
schnittlich fünf, in Einzelfällen auch sieben bis acht 
Jahre, angenommen werden. 

Dem setzen wir unsere finanzierbaren, technisch 
umsetzbaren und auf die strukturellen Verhältnisse 
abgestimmten Maßnahmen entgegen. So hat Bun-
despostminister Dr. Schwarz-Schilling angekündigt, 
daß Telefonteilnehmer in 418 strukturschwachen 
Ortsnetzen, die nach dem Stand vom 31. Dezember 
1983 in ihrem Nahbereich weniger als 30 000 Haupt-
anschlüsse erreichen können, zusätzlich 50 freie 
Gebühreneinheiten bekommen. Das sind monatlich 
11,50 DM Nachlaß für die Betroffenen. Das wird zu 
Mindereinnahmen von ca. 80 Millionen DM führen, 
die aber für die Teilnehmer in strukturschwachen 
Ortsnetzen gezielter eingesetzt sind, als wenn wir 
nach Ihrem Gießkannenprinzip auch große Nahbe-
reiche von z. B. einer Million erreichbarer Hauptan-
schlüsse, deren Teilnehmer sich überhaupt nicht 
benachteiligt fühlen, mit unnötigem Aufwand und 
vermeidbaren Einnahmeverlusten noch größer 
machten. 

Daneben werden 42 Ortsnetze entlang der Zo-
nengrenze einen um 5 km vergrößerten Nahbereich 
bekommen. Mittelbar werden dadurch weitere 184 
Ortsnetze begünstigt. Diese Maßnahme belastet 
den Haushalt der Bundespost mit weiteren 5 Millio-
nen DM, ein, gemessen an der politischen Aufgabe, 
vertretbarer Gebührenausf all.  

Beide Maßnahmen dienen dem Ziel: Mehr Ausge-
wogenheit in den Nahbereichen. Sie müssen vor 
dem Hintergrund gesehen werden, daß wir mit der 
25. Änderungsverordnung die Telefonkunden jähr-
lich um 180 Millionen DM entlastet haben. Diese 
Entlastung hatte aber gleichzeitig eine höhere 
Nachfrage nach Telefonanschlüssen zur Folge. So 
haben sich beispielsweise durch die Senkung der 
Anschlußgebühren ab 1. Juli 1984 die Anträge auf 
neue Anschlüsse im Juli und August im Durch-
schnitt gegenüber den vorherigen sechs Monaten 
fast verdreifacht. 
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Pfeffermann 
Sie sehen, meine Damen und Herren von der 

SPD: Wir machen eine realistische Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Die CDU/CSU gibt im Gegensatz zur SPD hohe 
Fernmeldeerträge an ihre Telefonkunden in Form 
von Gebührenermäßigungen weiter und erreicht 
damit auch noch beschäftigungspolitisch richtige 
Nachfrageeffekte. 

Die Kehrtwende der SPD kommt zehn Jahre zu 
spät. Ihr Antrag ist bei hohen Kosten ein reiner 
Schaufensterantrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Präsident! Kollegin-
nen und Kollegen! Erlauben Sie mir zuerst ein 
kurzes Zitat aus einer Glosse, die im „Offenburger 
Tageblatt" gestanden hat und die Sie, wie ich hoffe, 
erheitert. 

Seit ein gewisser Christian Schwarz-Schilling 
mit Kabeln, Antennen und Computern in Bonn 
herumspielen darf, müssen sich die bundes-
deutschen Post- und Fernsehbenutzer allmo-
natlich so fühlen, als ob Weihnachten und 
Ostern auf einen Tag fallen. Bescherungen gibt 
es am laufenden Band. Der Christian von der 
Post ist für jede Neuerung gut. Ob sie Sinn 
macht, Geld kostet oder sich als technische 
Sackgasse entpuppt, kann ihn nicht zurückhal-
ten. Hauptsache, die Sache ist neu. Und natür-
lich sollte sie auch Knöpfe zum Drehen oder 
Tasten zum Drücken haben, vielleicht noch ei-
nen Bildschirm obendrauf oder nebendran, 
ganz zu schweigen von einem schönen Pieps

-

ton, am besten aber alles gleichzeitig. Dem 
Manne muß der Papa zu früh die elektrische 
Eisenbahn weggenommen haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
— Zuruf des Abg. Carstensen [Nordstrand] 

[CDU/CSU]) 

Es war im Jahr 1971 — damit will ich begin-
nen —, da hat die Post — ich meine: zum letzten 
Mal — mit dem Wohl der eigenen Zukunft auch das 
Wohl der von ihr versorgten Bevölkerung vertreten. 
Denn mit einer neuen Fernsprechordnung wurde 
der Nahverkehrsbereich eingeführt — ohne Zeit-
takt. Prüfungen hatten erwiesen, daß der Zeittakt 
nicht notwendig ist, weil die Gespräche, die über 
eine gewisse Zeit — sagen wir: zehn Minuten — 
hinausgingen, vernachlässigbar wenige waren. 

Jedoch die folgenden Postminister der etablierten 
Parteien wurden mehr und mehr zu Verfechtern 
einer neuen Soziologie, Macher mit neuen techni-
schen Mitteln. Und die kosten natürlich Geld, sehr 
viel Geld. 

Und was macht ein Regierender, wenn er sehr 
viel Geld braucht? Er nimmt's nicht von den Rei

-

chen; er nimmt's von den Armen. Die Telefongebüh-
ren sind dazu allemal gut genug. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Dieser Postmi-
nister hat keine Gebühren erhöht!) 

Ende 1975 versuchte der damalige Postminister, 
den Zeittakt einzuführen, und zwar zusammen mit 
dem Fernsprech-Nahbereich. Er hatte die Idee, den 
Nahbereich, der damals schon eingeführt war, zu 
kürzen und den Zeittakt auf vier Minuten zu ver-
ringern. Sie erinnern sich vielleicht noch, daß dies 
einen Sturm der Entrüstung hervorrief und daß die 
Öffentlichkeit — — 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wann war das?) 

— Ende 1975! 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Der damalige 
Minister!) 

— Ich sagte ja:  die Postminister der etablierten Par-
teien! Denn ich mache das Ping-Pong-Spiel nicht 
mit, das bei Ihnen immer abläuft. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Aber die Glosse 
über Schwarz-Schilling! — Pfeffermann 
[CDU/CSU]: Das war doch die andere Ko-

alitionszeit!) 

Jedenfalls: Sie werden sich erinnern: es war ein 
Sturm der Entrüstung auf Grund dieses Vier-Minu-
ten-Takts. In München hat die Frau Johanna 
Schliefen die Aktion „Billiges Telefon" angeleiert 
und in wenigen Monaten viele zehntausend Unter-
schriften bekommen, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

die zusammen mit der öffentlichen Meinung den 
Postminister gezwungen haben, den Zeittakt auf 
acht Minuten festzulegen. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das waren nicht 
die Kunden, es war die CDU/CSU, die das 

erreicht hat!) 

— Ich habe ja gar nicht nach Parteien differenziert. 
Sicher, die CDU/CSU war damals in der Opposi-
tion. 

(Liedtke [SPD]: Hören Sie nicht auf Pfef-
fermann, Frau Reetz!) 

— Nein, nein! 

Ich habe das jetzt deshalb angeführt, weil der 
Bundespostminister in bezug auf die Vorstellungen, 
die jetzt im SPD-Entwurf enthalten sind — den 
Fernsprechnahbereich auszuweiten —, bereits im 
vorigen Jahr gesagt hat, daß das nur kostenneutral 
gehe. Das heißt, daß die zusätzlichen Aufwendun-
gen abgedeckt werden müßten entweder durch Ein-
schränkung des Zeitbereichs — wenn der Nahbe-
reich um einige Kilometer ausgeweitet wird — oder 
umgekehrt. Davor möchte ich Sie wirklich sehr 
warnen. Sollte der Postminister es wahr machen — 
ich 'wäre ihm dankbar, wenn er dazu verbindlich 
Stellung nähme —, den Zeittakt aus „kostenneutra-
len" Gründen zu kürzen, dann kann ich im Hinblick 
auf das, was in den 70er Jahren abgelaufen ist, nur 
sagen: Er wird den Aufstand erleben, den wir schon 
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Frau Reetz 
lange vorbereitet haben und der auch wirklich ein-
mal kommen wird. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: „Den wir vorbe

-

reitet haben"? Das haben wir schon immer 
erwartet: den Aufstand vorbereiten!) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang etwas zi-
tieren, was der Postminister im vorigen Jahr dem 
Vorsitzenden des Postverwaltungsrats geschrieben 
hat. 

Präsident Dr. Barzel: Frau Kollegin, es tut mir leid, 
aber wir haben eine sehr befrachtete Tagesord-
nung. Ich muß heute sehr auf die Einhaltung der 
Redezeiten achten. 

Frau Reetz (GRÜNE): Der Postminister hat in die-
sem Schreiben über vorprogrammierte Zukunftshy-
pothesen gesprochen und sich dazu sehr negativ 
geäußert. Ich meine, daran sollte er jetzt denken. 

Wir stimmen dem SPD-Antrag zu, allerdings ver-
langen wir mehr: keinen Zeittakt und einen größe-
ren Nahbereich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Fast könnte man bei dem Thema, Kollege 
Liedtke, sagen: alle Jahre wieder. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Über genau dasselbe Thema haben wir, wenn Sie 
sich noch daran erinnern — und Sie können es, ich 
weiß es —, am 15. Februar 1979 in diesem Hause 
gesprochen, nur mit umgekehrten Rollen. Damals 
war es nicht die SPD, die den Antrag gestellt hatte, 
damals war es die CDU/CSU, die beantragt hatte, 
man solle doch die Nahbereiche, die sich im übrigen 
bewährt hätten, von 20 auf 25 km Radius erweitern. 
Der Antrag heute ist fast wortgleich. 

Damals hat der Kollege Wuttke für die SPD er-
klärt, es sei zwar richtig, daß man im Fernmeldebe-
reich Millionen-Überschüsse habe und man durch-
aus bereit sei, darüber nachzudenken, wie und was 
man verbessern könne. Aber man müsse alle fi-
nanziellen Risiken und weiteren Entwicklungen 
der Deutschen Bundespost in den Folgejahren be-
rücksichtigen. Von daher könne man es nicht ver-
antworten, eine solche Milliarden-Unternehmung 
zu beginnen. 

Da hat der Kollege Wuttke recht gehabt. Ganz 
genauso ist es heute. Heute beantragt die SPD, man 
solle, weil wir hohe Überschüsse haben, im Nahver-
kehrsbereich eine milliardenteure Veranstaltung 
durchführen, um die Bürger in die Lage zu verset-
zen, in jedem Fall ihre Kreisstadt zu erreichen, so 
daß man auch in den strukturschwachen Räumen 
die Möglichkeit hat, unter gleichgünstigen Bedin-
gungen aber über längere Entfernungen Nahge-
spräche zu führen. 
Mit denselben Argumenten muß das heute zu-

rückgewiesen werden; denn die Bundespost ist rela-
tiv gesehen in derselben Lage wie damals. Sie 

macht zwar hohe Überschüsse im Fernmeldebe-
reich, aber sie muß die Risiken, die Kosten weiterer 
Entwicklungen berücksichtigen. Deswegen gibt es 
für die FDP auch keinen Unterschied zwischen der 
Haltung, die sie damals eingenommen hat, und der, 
der sie heute erneut das Wort redet. Wir sind der 
Auffassung, daß man dort, wo sich auf Grund der 
Entwicklung im Nahbereich gezeigt hat, daß man 
Veränderungen, Verbesserungen herbeiführen 
kann, diese Verbesserungen auch herbeiführt. Da-
bei ist aber sorgfältig darauf zu achten, daß wir 
nicht mit einem neuen großen Rundumschlag Hun-
derte von Millionen oder gar über 1 Milliarde DM, 
wie heute wieder gefordert, verpulvern. 

Wir haben damals gesagt, wir würden die Ent-
wicklung in Ruhe verfolgen. Nach einem solchen 
Erfahrungszeitraum würden wir dann über Verbes-
serungen reden. Das mag die Erweiterung der Zone 
selbst sein, das mag strukturell gesehen auch eine 
andere Möglichkeit sein. 

Der Bundespostminister hat dankenswerterweise 
zwei konkrete Vorschläge gemacht, die in jedem 
Fall besser sind als das, was sich die SPD wünscht. 
Er ist bereit, jedem Telefoninhaber in den struktur-
schwachen Ortsnetzen eine entfernungsabhängige 
Gesprächsgebührenvergünstigung in Höhe von 50 
freien Gebühreneinheiten zu gewähren. Diese Lö-
sung ist ohne unmittelbaren technischen Netzauf-
wand und damit auch ohne erhebliche Kosten kurz-
fristig realisierbar. Das bedeutet: Für rund 600 000 
Teilnehmer in 418 000 strukturschwachen Ortsnet-
zen, also in Ortsnetzen, in denen nicht mehr als 
30 000 Anschlüsse für den Teilnehmer erreichbar 
sind, gibt es je nach Gesprächsgebührenaufkom-
men bis zu 50 freie Gebühreneinheiten pro Monat. 
Das bedeutet für die betroffenen Teilnehmer eine 
monatliche Ermäßigung bei den Gesprächsgebüh-
ren in Höhe von 11,50 DM. 

Wir halten diesen Vorschlag für sinnvoll und un-
terstützen ihn. Er ist sinnvoller als der Vorschlag, 
schlichtweg eine Nahverkehrszone um jeden Preis 
zu vergrößern. Daß dieses im Zonenrandgebiet und 
in den Küstenbereichen sinnvoll ist, wird gesehen 
und gemeinsam von CDU/CSU und FDP getragen. 

Wir lehnen deshalb den Antrag der SPD ab. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Bundesmi-
nister für das Post- und Fernmeldewesen. 

Dr. Schwarz-Schilling, Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
möchte ich mich sehr herzlich bei Ihnen, Herr Kol-
lege Liedtke, dafür bedanken, daß Sie sich soviel 
Gedanken über eine Popularisierung der Post und 
darüber machen, welche Maßnahmen wir in dieser 
Beziehung durchführen sollten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 
Nur möchte ich Ihnen sagen, daß sich die Bundes

-

post vielleicht immer dadurch ausgezeichnet hat, 
daß sie von zu kurzfristigen Schwankungen ihrer 
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Bundesminister Dr. Schwarz-Schilling 
Politik — etwa mehr Geld ausgeben und ähnliches 
— Abstand genommen hat. 

(Hoffmann [Saarbrücken] [SPD]: Das müs

-

sen Sie sagen!) 

Dadurch konnte die Bundespost noch investieren, 
wenn der Staat das auf Grund seiner Ausgabenpoli-
tik schon nicht mehr konnte. Wir wollen auch in 
Zukunft nicht wahlpolitische, sondern sachgerechte 
Entscheidungen treffen. Das werde ich auch in Zu-
kunft tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Das 

müssen gerade Sie sagen!) 

Zweiter Punkt. Herr Kollege Liedtke, wenn Sie 
wieder auf die Verkabelung eingehen und erklären, 
die Leute wollten das alles nicht haben, dann müs-
sen Sie Ihre Informationen schon etwas up to date 
bringen. Es wäre gut, wenn Sie sich befleißigten, 
den zur Diskussion stehenden Gegenstand zu be-
handeln und nicht alles wieder in einen Topf zu 
werfen, zumal die Argumente, die Sie vorbringen, 
immer vergänglicher werden und von Fakten und 
Informationen völlig überrollt werden. Sie müssen 
sich dabei schon etwas Neues ausdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die dritte Feststellung betrifft die Telefongebüh-
ren. Wir haben, was die Politik der Gebühren an-
geht — Frau Kollegin Reetz, das möchte ich gerade 
Ihnen sagen — einen einheitlichen EG-Tarif einge-
führt und damit eine Ermäßigung bei Fernverbin-
dungen im EG-Bereich vorgenommen. Übrigens 
sind dabei auch Österreich und die Schweiz einbe-
zogen, weil es Nachbarländer sind. Hinzu kommen 
Gebührenermäßigungen zu den Nachtzeiten und 
am Wochenende. Sobald das technisch möglich ist, 
werden wir im Herbst bei den Ferngesprächen in 
andere Kontinente für rund 280 Millionen DM Ge-
bührenermäßigungen vorsehen. 

Es ist also eine wirkliche Fama, wenn erklärt 
wird, hier würden Gebührenermäßigungen nicht an 
den Kunden weitergegeben. Wir haben dieses auch 
im internationalen Vergleich getan. 

Jetzt zum Thema selbst. Ich nehme das, was ge-
sagt wurde, und auch die gemachten Vorschläge 
durchaus ernst. Nur: Ein ganz entscheidender 
Nachteil Ihrer Vorschläge beruht darauf, daß wir 
Jahre bräuchten, um sie überhaupt zu realisieren. 
Wir bräuchten Jahre der strukturellen und techni-
schen Änderungen. Nachher wird man vielleicht 
feststellen, daß das gar nicht das Richtige war. 

Nach unseren Vorschlägen könnten die Teilneh-
mer sofort, wenn wir die entsprechenden Be-
schlüsse im Ausschuß und im Postverwaltungsrat 
gefaßt haben, in die Vergünstigung von 50 Freiein-
heiten pro Monat kommen. Jeder, der in einem sol-
chen strukturschwachen Gebiet wohnt, kommt 
nicht nur dann in den Genuß dieser Ermäßigung, 
wenn er etwa zu einem nur fünf Kilometer entfern-
ten Nachbarort telefoniert, sondern auch dann, 
wenn er seinen Gewohnheiten entsprechend 50 
oder 100 km weiter telefoniert. 

Ich möchte auch sagen: Es ist ganz natürlich, daß 
die Kommunalpolitiker immer das Zentrum, die 
Kreisstadt, im Auge haben. Fragen Sie aber einmal 
die Bevölkerung, wo ihre Schwerpunkte liegen. Sie 
werden da feststellen, daß das zwar für die Politiker 
ein ganz wichtiges Anliegen ist — wir verstehen 
das, wir könnten das aber selbst bei 5 km zusätzli-
cher Erweiterung nicht erfüllen — , daß dieser 
Punkt aber für die Bevölkerung keineswegs dieses 
Gewicht hat. Für die Bevölkerung kommt es darauf 
an, weniger Geld für die Gespräche bezahlen zu 
müssen, die sie nach ihren individuellen Interessen 
führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hinzu kommt, daß das Zonenrandgebiet, über das 
j a immer wieder gesprochen wird, auch einmal 
durch Taten und Fakten eine entsprechende Förde-
rung erhält. Von den 418 Ortsnetzen, die in den 
Genuß dieser 50 Freieinheiten kommen, liegen 139 
allein im Zonenrandgebiet. Die Flächenverlustrege-
lung wird im übrigen so verbessert, daß 42 Orts-
netze — 15 davon erhalten außerdem noch die 50 
freien Gebühreneinheiten — einen um 5 km vergrö-
ßerten Nahbereich bekommen. Dadurch werden 
mittelbar weitere 184 Ortsnetze begünstigt. 
Ich glaube also, es lohnt sich wirklich, über die-

sen Vorschlag nachzudenken. Er ist sachgerecht, er 
trifft die Wünsche der Bevölkerung, er ist sofort ein

-

führbar, er braucht nicht Jahre zur technischen 
Einführung. Der in Rede stehende Betrag steht in 
einer angemessenen Proportion zu den Gebühren-
ermäßigungen; denn für die Post gehen nicht hun-
derte von Millionen verloren, sondern nur 80 Millio-
nen. Wenn ich hier betone, daß nicht hunderte von 
Millionen verlorengehen dürfen, dann deswegen, 
weil die Bundespost beim Ausbau der neuen techni-
schen Infrastruktur — Digitalisierung, die neuen 
ISDN-Netze, Schmalbandnetze — Milliarden einset-
zen muß. Ich werde ja auch von der Opposition 
immer dazu gedrängt, das voranzutreiben. Dafür 
brauchen wir das Geld. Dieses Geld sind Arbeits-
plätze und Techniken von heute und morgen. Des-
halb ist das eine gute Entscheidung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich möchte Sie bitten, diese Entscheidung auch im 
Ausschuß entsprechend zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Weitere Wortmeldungen lie-
gen mir nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat 

schlägt Ihnen vor, den Antrag auf Drucksache 10/ 
1504 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Post- und Fernmeldewesen und zur Mitbera-
tung an den Ausschuß für innerdeutsche Beziehun-
gen zu überweisen. Gibt es dazu andere Vorschläge? 
— Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 bis 6 auf: 
3. Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung über die Jahresversammlung 1984 des 
Internationalen Währungsfonds in Washing-
ton 
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Präsident Dr. Barzel 
4. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Beck-Oberdorf, Frau Gottwald, 
Schwenninger, Verheyen (Bielefeld) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Die Projektpolitik der Weltbankgruppe 
— Drucksachen 10/1599, 10/1976 —

5. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Beck-Oberdorf, Frau Gottwald, 
Schwenninger, Verheyen (Bielefeld) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Die Auflagenpolitik des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) 
— Drucksachen 10/1600, 10/1977 —

6. Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Frau Beck-Oberdorf, Frau Gottwald, 
Schwenninger, Verheyen (Bielefeld) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

Währungs-, finanz- und entwicklungspoliti-
sche Konsequenzen der internationalen Ver-
schuldungskrise für die Dritte Welt und die 
westdeutsche Binnenwirtschaft 
— Drucksachen 10/1601, 10/1978 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist eine 
gemeinsame Beratung der Tagesordnungspunkte 3 
bis 6 und eine Aussprache von drei Stunden vorge-
sehen. Außerdem ist vereinbart worden, für den er-
sten Redner in der Aussprache eine Redezeit von 15 
bis höchstens 20 Minuten, im übrigen durchweg Re-
debeiträge von zehn Minuten vorzusehen. — Ich 
sehe zu alledem keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen. 

Das Wort hat der Bundesminister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der 
vergangenen Woche haben — wie jedes Jahr Ende 
September — der Internationale Währungsfonds 
und die Weltbank ihre gemeinsame Jahresver-
sammlung in Washington abgehalten. Alle 148 Mit-
gliedsländer dieser beiden Institutionen waren dort 
vertreten, zumeist, wie die Bundesrepublik, durch 
ihre Finanzminister, ihre Entwicklungsminister 
und ihre Zentralbankpräsidenten. 

Über die formelle Tagesordnung hinaus bot diese 
Tagung vielfach Gelegenheit, die weltweite Abstim-
mung der Wirtschafts- und Währungspolitik voran-
zubringen. 

Diese beiden Organisationen können jetzt auf 
vier Jahrzehnte einer immer umfassenderen und 
bedeutenderen Tätigkeit zurückblicken. Sie wurden 
1944, also kurz vor dem Ende des schrecklichen 
Krieges, auf der Konferenz von Bretton Woods ins 
Leben gerufen, um nach den währungspolitischen 
Erschütterungen der 30er Jahre und den Zerstörun-
gen des Zweiten Weltkrieges die Fundamente für 
eine friedliche internationale Zusammenarbeit in 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik zu schaffen. Auf-
gabe des Währungsfonds ist es, das Zusammenwir-
ken auf dem Gebiet der Währungspolitik zu fördern 
und seinen Mitgliedern bei Bedarf kurz- bis mittel-
fristige Kredite zur Überwindung von Zahlungsbi

-

lanzfehlbeträgen zu gewähren. Aufgabe der Welt-
bank ist es, den Entwicklungsprozeß in der Dritten 
Welt mit langfristigen Krediten für produktive In-
vestitionsvorhaben zu unterstützen, auf deren sorg-
fältige Vorbereitung und Begleitung sie erhebliche 
Mühe verwendet. Ihr ist 1960 die Internationale 
Entwicklungsorganisation — IDA — an die Seite 
gestellt worden, die ärmeren Entwicklungsländern 
zinslose Kredite mit einer Laufzeit von 50 Jahren 
gewährt. Die 1956 gegründete Internationale Fi-
nanzkorporation fördert insbesondere private Inve-
stitionen in den Ländern der Dritten Welt. 

Diese Organisationen sind mit erheblichen Mit-
teln ausgestattet. Dem Währungsfonds sind im 
Laufe der Zeit 130 Milliarden Dollar, vor allem aus 
den Industrieländern, an Kapital und Krediten an-
vertraut worden, der Weltbank rund 50 Milliarden 
Dollar und der IDA fast 30 Milliarden Dollar. Hierin 
und vor allem auch in der immer noch wachsenden 
Mitgliederzahl kommt das große Vertrauen und — 
bei allen Differenzen in Einzelfragen — auch das 
grundsätzliche Einverständnis zum Ausdruck, das 
diese Organisationen bei allen ihren Mitgliedern 
finden. Insbesondere der Währungsfonds muß im 
Interesse aller seiner Mitglieder darauf achten, daß 
seine Hilfen nicht in ein Faß ohne Boden fließen, 
sondern in angemessener Frist auch wieder zurück-
gezahlt werden; denn die satzungsmäßige Rolle des 
Fonds besteht ja gerade darin, kurzfristige Über-
gangshilfen zu leisten, um auf diese Weise mitzu-
helfen, die normalen Kapitalflüsse in die betroffe-
nen Länder wieder zu ermöglichen. Er kann also 
nicht den längerfristigen dauerhaften Kapitalbe-
darf seiner Mitglieder decken. So hat der Fonds von 
jeher Kredite davon abhängig gemacht, daß das be-
treffende Land ausreichende Maßnahmen zur 
Überwindung seiner Zahlungsbilanzschwierigkei-
ten ergreift. Das ist kein finanzpolitischer Koloni-
alismus, wie von Sprechern der GRÜNEN auch in 
diesem Hause behauptet wurde, sondern eine Über-
einkunft, die alle Mitglieder im gemeinsamen Inter-
esse getroffen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Beck

-

Oberdorf [GRÜNE]: Heute sieht das etwas 
anders aus!) 

— Frau Beck-Oberdorf, Sie wissen das alles besser 
als die Gründungsväter. Wir können hier auf 40 
Jahre bedeutender und erfolgreicher Arbeit zurück-
blicken, und man sollte das auch einmal anerken-
nen, was die Gründungsväter der großen Demokra-
tien zu einer Zeit geleistet haben, als wir leider 
noch gar keine Demokratie waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu den Kreditnehmerländern des Währungsfonds 
haben Industrie- und Entwicklungsländer gehört, 
und alle haben jeweils ausreichende Eigenanstren-
gungen zur Wiederherstellung ihres Zahlungsbi-
lanzgleichgewichts, also ihrer finanziellen Ver-
trauenswürdigkeit unternehmen müssen. 

Eine solche Politik, die als Anpassungspolitik be-
zeichnet wird, ist im übrigen nicht etwas, was ei-
nem Land vom Währungsfonds einseitig „auferlegt" 
wird. Ich möchte auch mal mit dieser Legende auf- 
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räumen. Anpassung wird vereinbart und letzten En-
des durch die Umstände erzwungen. Kein Land 
kann auf die Dauer mehr ausgeben, als es ein-
nimmt. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Wie ist 
denn das in den USA?) 

— Ich komme darauf zu sprechen, natürlich! Das 
gilt auch für die Vereinigten Staaten. Der Unter-
schied ist nur, daß die Vereinigten Staaten über so 
große Reserven in ihrer Volkswirtschaft verfügen, 
daß sie auch ohne Währungsfonds kreditwürdig 
sind. Das ist der Unterschied zu anderen Ländern, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Je frühzeitiger ein Land Anpassungsmaßnahmen 
ergreift, um so weniger einschneidend können sie 
ausfallen; je länger Anpassungsmaßnahmen hin-
ausgezögert werden, um so härter müssen sie sein. 
Was wir in bitterer Weise in der nationalen Haus-
haltspolitik erleben, gilt eben auch für die interna-
tionalen Finanzbeziehungen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es sind Grundregeln der Vernunft und des Vertrau-
ens, die auch durch ideologische Sprüche nicht aus 
der Welt geschafft werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Kredite des Fonds erschweren nicht, sondern er-
leichtern die Anpassung; denn sie geben dem Land 
einen größeren zeitlichen Spielraum und insofern 
eine Entlastung. 

Es gibt nun bestimmte typische Ursachen für 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten. Dazu gehören vor 
allem hohe Staatsdefizite, Fehlbeträge in den öf-
fentlichen Haushalten. Dazu gehören inflatorische 
Geldpolitik oder künstlich überhöhte Wechselkurse. 
In diesen Fällen sind mehr haushalts- beziehungs-
weise geldpolitische Disziplin oder eine Abwertung 
die gegebene Antwort. Auch in diesen Fällen rich-
ten sich die Dosierung und die Verbindung der 
Maßnahmen nach der besonderen Situation des 
Kreditnehmerlandes. Der Fonds ist verpflichtet, auf 
die sozialen und politischen Ziele des Landes und 
seine wirtschaftlichen Prioritäten angemessen 
Rücksicht zu nehmen. 

Der Währungsfonds hat seit seinem Bestehen 
vielen Mitgliedsländern nachhaltig geholfen, be-
stimmten westlichen Industrienationen ebenso wie 
auch aufstrebenden Ländern insbesondere in 
Asien, z. B. in den 50er und 60er Jahren einem Land 
wie Japan oder in den 70er Jahren Ländern wie 
Korea und Malaysia, die heute einen eindrucksvol-
len Weg zur Modernisierung, zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse ihrer Bürger und zur interna-
tionalen Wettbewerbsfähigkeit zurücklegen. Aber 
auch in vielen ärmeren Entwicklungsländern insbe-
sondere Afrikas und Asiens waren die Kreditpro-
gramme des Fonds in jüngster Zeit eine entschei-
dende Voraussetzung 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Solch ein Un

-

sinn ist doch nicht zu glauben!) 

für die schrittweise Überwindung großer Schwierig-
keiten. Ich hebe dies angesichts der Angriffe auch 
in diesem Hohen Hause — ich denke an die letzte 
Aktuelle Stunde — gegen die angeblich unsoziale 
oder einseitig auf westliche Kapitalinteressen 
orientierte Politik des Fonds hervor. 

Meine Damen und Herren, vor zehn Tagen bei 
der erwähnten internationalen Jahrestagung 1984 
wurde die Sozialistische Volksrepublik Mosambik. 
als 148. Mitglied aufgenommen. Dieser Vorgang 
zeigt, daß auch ursprünglich marxistisch-lenini-
stisch orientierte Staaten der Dritten Welt mittler-
weile erkennen, von welcher Seite sie wirklich Hilfe 
erwarten können. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Sie können ja über Samora Machel lachen, ver-
ehrte Frau Kollegin! Der hat schon gewußt, warum 
er diesen Antrag stellt und den von Ihnen verteufel-
ten Organisationen beitreten will. Der hat es schon 
gewußt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Zugabe!) 

Die Entsendung von Militär- und Polizeiexperten, 
ideologischen Instrukteuren und Propagandamate-
rial aus Moskau und Ost-Berlin reicht ihnen auf die 
Dauer nicht aus, um die bedrückenden Existenz-
probleme ihrer notleidenden Bürger lösen zu kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist in einer vereinfachten Fassung der Unter-
schied zwischen östlicher und westlicher Entwick-
lungshilfe, meine Damen und Herren! 

(Zuruf von den GRÜNEN: Stark verein-
facht!) 

— Wollen Sie das bestreiten, daß das im Kern so 
ist? 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Sagen Sie 
einmal etwas zu den Hungeraufständen, 

Herr Stoltenberg!) 

— Ich sage jetzt etwas zum Bild des Währungs-
fonds und der Weltbank, zu dem es auch gehört, daß 
in den letzten Jahren Länder wie die Volksrepublik 
China, Ungarn und Rumänien die Mitgliedschaft 
erwarben und heute eine sehr positive Zwischenbi-
lanz ihrer ersten Erfahrungen ziehen. 

Auf der diesjährigen Jahresversammlung in Wa-
shington ging es im wesentlichen um drei Themen: 
die Lage der Weltwirtschaft, die Verschuldung der 
Entwicklungsländer und die künftige Politik des 
Währungsfonds und der Weltbank. 

Zur Lage der Weltwirtschaft wurde festgestellt: 
Das Wirtschaftswachstum in den Industrieländern 
wird 1984 mit durchschnittlich 5 % kräftig ausfallen. 
Der Preisauftrieb hat sich seit 1981 halbiert: von 
fast 9 % auf etwa 4,5% in diesem Jahr. Die größten 
Wachstumserfolge haben die Vereinigten Staaten 
von Amerika und Japan erzielt, aber auch in Eu-
ropa sind Fortschritte unübersehbar. Sorgen berei-
tet weiterhin, vor allem bei uns in Europa, die hohe 
Arbeitslosigkeit. 
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Die weltwirtschaftliche Belebung kommt jetzt 

spürbar auch zahlreichen Entwicklungsländern zu-
gute, bei denen sich seit Anfang 1983 die Exporte 
und seit Beginn dieses Jahres auch die Importe wie-
der spürbar aufwärtsentwickeln. Das Wachstum in 
diesen Ländern nimmt wieder zu, wenngleich viele 
von ihnen weiter mit größten Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben. Natürlich gibt es soziale Erschütte-
rungen, leider gibt es Hunger; aber man kann nicht 
internationale Organisationen, die im Rahmen und 
in den Grenzen ihrer Möglichkeiten wirksam arbei-
ten, pauschal denunziatorisch für alles Elend auf 
dieser Welt verantwortlich machen. Das ist nicht in 
Ordnung, Frau Kollegin! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es kommt jetzt darauf an, die Basis, auf der sich 
der Aufschwung weiter verstetigen und ausbreiten 
soll, zu stärken. Der Meinungsaustausch hierüber 
führte zu einer breiten Unterstützung einer Politik 
für die Sicherung eines dauerhafteren und infla-
tionsfreien Wachstums: durch monetäre Disziplin, 
durch Abbau der Neuverschuldung der Staaten, 
durch Beseitigung struktureller Verkrustungen und 
durch Abwehr protektionistischer Tendenzen, also, 
um es klarer zu sagen, durch weitere Öffnung der 
Märkte. Die Bundesregierung sieht sich in ihrer Po-
litik, die an diesen Grundsätzen ausgerichtet ist, 
bestätigt. 

Das Risiko für die Weltwirtschaft liegt nach wie 
vor vor allem in den immer noch zu hohen Zinsen, 
insbesondere in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika, in den starken Schwankungen der Wechsel-
kurse und in den vielfältigen protektionistischen 
Bestrebungen, von denen freilich auch die europäi-
schen Länder nicht ganz frei sind. 

Deshalb ist es wichtig, daß sich neben der Bun-
desrepublik viele andere Staaten für eine neue 
Runde im GATT, also in der Organisation für die 
Zusammenarbeit im Welthandel, zur besseren Öff-
nung der Märkte vor allem für die Entwicklungs-
länder ausgesprochen haben. 

Meine Damen und Herren, verbale Bekundungen 
der Solidarität mit den notleidenden Völkern der 
Dritten Welt allein bewirken nichts. Diese Völker 
setzen auf Wirtschaftswachstum und Modernisie-
rung, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: So ein Unsinn!) 

auf faire Bedingungen für ihren Handel und auf 
gezielte Hilfen für ihre Entwicklung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das hätten Sie 
wohl gern!) 

Wer Wachstum — — 

(Schwenninger [GRÜNE]: Was heißt 
„Wachstum"?) 

— Herr Kollege, Sie können in den Protokollen die 
Reden der Sprecher der Entwicklungsländer in Wa-
shington nachlesen. Sie werden feststellen, daß dies 
eine korrekte Beschreibung dessen ist, was sie an-
streben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Die Sprecher 
sind nicht die Völker!) 

— Ich rede natürlich von den Regierungen, nicht 
von irgendwelchen revolutionären sogenannten Be-
freiungsbewegungen, denen offenbar, wie die Zwi-
schenrufe zeigen, Ihre besondere Sympathie gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Beifall der Abg. Frau Beck-Oberdorf [GRÜ

-

NE] — Zurufe von den GRÜNEN: Das ist 
richtig! — Da haben Sie recht! — Conradi 
[SPD]: Wir sind für Freiheit, Herr Minister, 

da haben Sie recht!) 

— Wir auch, und wir wissen auch, daß viele Regie-
rungen, mit denen wir es zu tun haben, nicht demo-
kratisch gewählt sind, Herr Kollege Conradi. Das ist 
ein Problem. 

(Conradi [SPD]: Sie unterstützen doch jede 
Diktatur!) 

Aber jede Regierung kann nur mit den staats- und 
völkerrechtlich legitimierten Regierungen verhan-
deln. Das hat ja auch Ihre Regierung getan! 

(Conradi [SPD]: Das ist etwas anderes!) 

Wir müssen auch mit nicht demokratischen Regie-
rungen reden, und was für Ost-Berlin und für Mos-
kau selbstverständlich gilt, gilt eben auch für Län-
der Afrikas und Asiens. So ist es halt; das ist die 
Welt, in der wir leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir könnten uns die Welt auch in dieser Hinsicht — 
was  die Zahl der demokratisch gewählten Regie-
rungen betrifft — alle miteinander positiver vorstel-
len. Insofern, meine Damen und Herren, brauchen 
wir doch diese Auseinandersetzung an Hand Ihrer 
Zwischenrufe nicht zu führen! 

Wer Wachstum ideologisch bekämpft, wer aus na-
tionalem Egoismus Märkte schließen will, wer das 
Vertrauen in die Leistungsfähigkeit dieser Institu-
tionen erschüttert, schadet den Menschen der Drit-
ten Welt, statt ihnen zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das zweite zentrale Thema war naturgemäß das 
Schuldenproblem der Entwicklungsländer. Es ist 
unverändert eine gewaltige Last, aber zugleich 
konnten erste, auch wichtige Fortschritte registriert 
werden. Die Leistungsbilanzfehlbeträge jener Ent-
wicklungsländer, die nicht Öl erzeugen, haben sich 
in den letzten drei Jahren mehr als halbiert. Sie 
sind damit auf ein insgesamt wieder finanzierbares 
Maß zurückgegangen. Die weltwirtschaftliche Erho-
lung, von der ich sprach, hat dies nicht unerheblich 
unterstützt. 

Zur dauerhaften Überwindung des Verschul-
dungsproblems werden weiter gemeinsame An-
strengungen aller Beteiligten notwendig sein: Die 
Schuldnerländer dürfen in ihren Bemühungen 
nicht nachlassen, durch bessere, sinnvollere Nut-
zung ihrer Ressourcen ihre außenwirtschaftliche 
Lage zu verbessern. Die Industrieländer müssen für 
dauerhafteres inflationsfreies Wachstum sorgen, 
die Voraussetzungen für eine weitere Senkung der 
.Zinsen schaffen und ihre Märkte für die Exporte 
der Entwicklungsländer stärker öffnen. Die Finan-
zierungsströme in die betroffenen Länder dürfen 
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weiterhin nicht abreißen, und der Fonds muß weiter 
eine zentrale Rolle an der Nahtstelle von Anpas-
sung und zusätzlicher Finanzierung wahrnehmen. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Die 
Ströme aus den Ländern dürfen nicht ab

-

reißen! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

— Daran denke ich nun ganz sicher nicht. Es ist 
doch absurd, mir so etwas zu unterstellen. Ich 
möchte hier im Interesse der Debatte in einer be-
grenzten Zeit sprechen. Wenn ich sage, die Finan-
zierungsströme dürfen nicht abreißen, dann denken 
wir natürlich, wie unsere Reden in Washington und 
in der deutschen Öffentlichkeit zeigen, daran, daß 
diese Länder erstens zur Finanzierung der für ihre 
Menschen lebenswichtigen Importe, zweitens zur 
Finanzierung einer besseren Infrastruktur sozialer 
Einrichtungen, drittens für die Stärkung ihrer Wirt-
schaftskraft und Arbeitsmarktpolitik Mittel aus den 
Industrieländern brauchen, öffentliche Mittel, Mit-
tel der Banken, Mittel, die vom Staat verbürgt sind. 
Diese Aussage liegt im Interesse der Menschen. 
Daß ich dabei nicht an Waffenexporte nach Latein-
amerika denke, können Sie mir getrost unterstel-
len. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie können nur noch in Reizworten und Schablonen 
reagieren, wenn wir hier miteinander über die 
Grundprobleme der Entwicklungsländer reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, diese Probleme sind 
allerdings in ihren Ursachen und Auswirkungen 
von Land zu Land sehr verschieden. Man kann Ni-
geria oder Marokko, Brasilien oder Mexiko, Argen-
tinien oder die Philippinen mit ihren besonderen 
Schwierigkeiten und Bedingungen nicht über einen 
Kamm scheren, und deswegen müssen die Lösungs-
wege jedem Einzelfall gerecht werden. 

Die Bundesregierung tritt dafür ein, das Ge-
spräch zwischen Gläubiger- und Schuldnerländern 
zu verstärken und zu erweitern. Es konnte in Wa-
shington Einvernehmen erzielt werden, die Grund-
satzfragen der künftigen Handels-, Entwicklungs-  
und Währungspolitik im kommenden Frühjahr in 
den Institutionen der Weltbank und des Fonds um-
fassender und vertiefter zu erörtern. 

Das dritte wichtige Thema war schließlich die 
Ausleihepolitik des Fonds im Bereich des soge-
nannten Erweiterten Zugangs. Durch den Erweiter-
ten Zugang waren 1981, nach dem zweiten Öl-
schock, die Kreditvergabemöglichkeiten des Fonds 
vorübergehend auf das Vierfache erhöht worden; 
ein viermal so starker, umfassender Zugang wie 
nach den regulären Bedingungen! Angesichts der 
immer noch kritischen Lage vieler Mitgliedsländer 
wurde der Erweiterte Zugang, wie schon im Vor-
jahr, erneut bis Ende 1985 verlängert. Zugleich wur-
den jedoch die jährlichen Kreditmöglichkeiten um 
etwa 7 bis 8 % herabgesetzt. Diese Rückführung 
trägt vor allem der Notwendigkeit Rechnung, die 
Liquidität, die Zahlungsfähigkeit des Fonds länger-
fristig zu sichern. 

Auch für die Weltbank, meine Damen und Her-
ren, hat sich wieder gezeigt, daß ihre Politik von 
einer breiten Zustimmung aller Mitgliedstaaten ge-
tragen wird. 148 Staaten mit den unterschiedlich-
sten Wirtschaftssystemen und Einzelinteressen un-
terstützen — jedenfalls in den Grundlinien — das 
entwicklungspolitische Konzept. Die Bank verfolgt 
eine pragmatische Politik zur bestmöglichen Nut-
zung der Ressourcen nach den besonderen Gege-
benheiten jedes einzelnen Entwicklungslandes, um 
die Armut zu bekämpfen und gleichzeitig Wachstum 
zu fördern. 

Auf dieser Grundlage sind die Mitgliedstaaten 
auch bereit, Kritik und Ratschläge der Bank entge-
genzunehmen. Der jüngste Afrika-Bericht der Bank 
spart nicht mit eindringlichen Mahnungen an die 
Regierungen zu einschneidenden wirtschaftspoliti-
schen Reformen. Die Sprecher Afrikas haben die-
sen Bericht gleichwohl einhellig begrüßt. Aber die 
Weltbank muß solche Reformen, vor allem in den 
notleidenden Ländern Afrikas, auch mit neuen Mit-
teln und Darlehen unterstützen. Bilaterale Entwick-
lungshilfe kommt hinzu. Die Bundesregierung hat 
sich im Entwicklungsausschuß bereit erklärt, diese 
Strategie zu fördern. 

Wie in Afrika, so steht die Weltbank auch in ande-
ren Entwicklungsregionen vor neuen Aufgaben. Die 
Gouverneure der Bank haben eine Diskussion über 
die Zukunftsaufgaben der Bank eingeleitet, die im 
Lauf des nächsten Jahres zu konkreten Schritten 
sowohl im Hinblick auf ihre Kapitalausstattung als 
auch auf die Weiterentwicklung ihrer Instrumente 
führen sollen. Die Bundesregierung als drittgrößter 
Anteilseigner der Bank wird sich an diesen Diskus-
sionen intensiv beteiligen. 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

— Es ist doch gut, daß wir drittgrößter Anteilseig-
ner an einer Entwicklungsbank sind. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Aber auch dritt

-

größter Waffenexporteur!) 

— Aber wissen Sie, die Weltbank hat nun mit Waf-
fenexporten überhaupt nichts zu tun. Ich bin er-
schüttert über das Niveau Ihrer Zwischenrufe. Ich 
muß Ihnen das wirklich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage das auch einmal im Interesse derjenigen, 
die uns in früheren Jahren in diesen Institutionen 
vertreten haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Davon kann doch überhaupt keine Rede sein, Herr 
Kollege Vogel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das machen wir schon 
selber!) 

Ich darf das doch einmal hier sagen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr liebenswürdig!) 

— Es ist doch gut, wenn man in bestimmten Punk-
ten noch Kontinuität der Politik feststellen kann. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 
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Das ist doch erfreulich. 

(Dr. Vogel [SPD]: Machen Sie mal weiter!) 

— Ich mache schon weiter. — Ist Ihnen das unange-
nehm, daß das in diesem Hause noch einmal gesagt 
wird? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
— Dr. Vogel [SPD]: Nein!) 

Ihre eigene politische Vergangenheit ist in diesem 
Punkte positiver als in anderen Bereichen der deut-
schen Politik. Ich will das gerne hervorheben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung wird sich als drittgrößter 
Anteilseigner der Bank an diesen Entscheidungen 
intensiv beteiligen. Ich will unsere Grundvorstellun-
gen dazu hier kurz zusammenfassen: 

Erstens. Die Leistungsfähigkeit und der entwick-
lungspolitische Nutzen der Weltbank stehen und 
fallen mit ihrer Fähigkeit, große Kapitalbeträge zu 
den bestmöglichen Bedingungen aufzunehmen. Im 
vergangenen Jahr waren dies 10 Milliarden Dollar, 
davon 1,8 Milliarden allein auf dem deutschen 
Markt. Um das Vertrauen all derer, die bereit sind, 
der Weltbank ihre privaten Gelder anzuvertrauen, 
auch künftig zu bewahren, muß die Finanzpolitik 
der Bank so solide wie bisher bleiben und ihre Aus-
leihpolitik auf die Schaffung realer Werte ausge-
richtet sein. 

Zweitens. Hieraus ergeben sich gewisse Grenzen 
der Innovation. Die Bank muß auch in Zukunft in 
erster Linie produktive Projekte finanzieren. Man 
kann sie nicht, ohne sie gleichzeitig zu zerstören, in 
eine Wohlfahrtsbehörde umwandeln, wie sich das 
offenbar die GRÜNEN in diesem Hohen Hause vor-
stellen, noch kann man sie zum großen Schuldentil-
ger machen. 

Drittens. Die Zukunftsaufgaben der Weltbank er-
fordern ein stetig wachsendes Ausleihevolumen. 
Dafür braucht sie eine breitere Kapitalbasis. Die 
Bundesregierung hat sich zusammen mit vielen an-
deren Ländern für eine baldige Kapitalerhöhung 
ausgesprochen. 

Viertens. Die Internationale Entwicklungsorga

-

nisation — IDA —, die zinslose Kredite an die ärm-
sten Entwicklungsländer gewährt, ist auf einen ste-
tigen Zufluß von Finanzierungsbeiträgen angewie-
sen. Hier spielen natürlich öffentliche Mittel eine 
Rolle. Das ist auf die Dauer nur gewährleistet, wenn 
sich alle Geberländer daran beteiligen. Wir betrach-
ten die vom Gouverneursrat im August beschlos-
sene 7. IDA-Auffüllung in Höhe von 9 Milliarden 
Dollar als unzulänglich angesichts der kritischen 
Situation in den ärmsten Ländern. Wir haben uns 
deshalb in Washington dafür eingesetzt, eine stär-
kere Zuführung von Mitteln durch alle beteiligten 
Industrieländer zu erreichen. 

Fünftens. Den Gouverneuren der Weltbank-Toch-
ter Internationale Finanzkorporation liegt zur Zeit 
ein Vorschlag zur Abstimmung vor, das Grundkapi-
tal dieser Einrichtung zur Förderung von privaten 
Investitionen in Entwicklungsländern um 650 Mil-
lionen Dollar zu verdoppeln. Wir treten dafür ein, 
weil wir privates Engagement für den stärksten 

Motor wirtschaftlicher Entwicklung auch in Ent-
wicklungsländern halten. 
Meine Damen und Herren, der Währungsfonds 

und die Weltbank haben den Entwicklungsländern 
in den letzten Jahren erhebliche Hilfen gewährt: 
Über 20 Milliarden Dollar hat der Währungsfonds 
allein in den letzten beiden Geschäftsjahren ausge-
zahlt, noch einmal der gleiche Betrag — 20,5 Milli-
arden Dollar — kam von Weltbank und IDA. Das ist 
mehr als die gesamte bilaterale Entwicklungshilfe 
der westlichen Industrieländer zusammen. 

Der Währungsfonds hat auch einen maßgebli-
chen Anteil daran gehabt, daß es gelungen ist, das 
Verschuldungsproblem jedenfalls unter Kontrolle 
zu halten und alle Beteiligten zu veranlassen, ihren 
Part zur Lösung dieses Problems zu übernehmen: 
Schuldner- wie Gläubigerländer, Banken und inter-
nationale Organisationen. Daß er dabei mit Nach-
druck auf eine disziplinierte und stabilitätsorien-
tierte Wirtschaftspolitik gedrungen hat, ist einer 
der großen Aktivposten in der Bilanz der weltwirt-
schaftlichen Zusammenarbeit. Kein Staat, keine an-
dere Organisation hätte diese Rolle wahrnehmen 
können. Die beiden Organisationen, ihre Mitarbei-
ter — unter ihnen ja auch viele unserer Mitbürger 
— und ihre Chefs de Larosiére und Clausen verdie-
nen hierfür unseren großen Respekt. 
Die Bundesregierung wird weiterhin einen akti-

ven Beitrag leisten, damit beide Organisationen ei-
ner friedlichen und besseren Zukunft für die Völker 
und Menschen dienen können. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Meine Damen und Herren, 
bevor ich die Aussprache zur Regierungserklärung 
eröffne, möchte ich unsere jungen Gäste begrüßen. 
Ich freue mich, 520 junge Menschen überall aus der 
Bundesrepublik Deutschland, und auch aus Berlin, 
hier herzlich zu unserer Arbeit begrüßen zu kön-
nen. 

(Beifall) 

Wir haben uns — daran möchte ich erinnern — 
durch die Störversuche mit Farbbeuteln und alles 
andere, was wir im vergangenen Jahr hier erleben 
mußten, nicht hindern lassen, erneut diese Begeg-
nung „Jugend und Parlament" zu suchen, weil wir 
davon überzeugt sind, daß die ganz große Mehrheit 
der jungen Menschen in unserem Vaterland Gewalt 
als Mittel der Politik ablehnt. 

(Beifall) 

Widerspruch: Ja, Widerstand: Nein. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Es gibt ein 
Widerstandsrecht!) 

— Wir können darüber gerne debattieren, Frau 
Beck-Oberdorf. 

(Dr. Schäuble [CDU/CSU]: Aber doch nicht 
mit dem Präsidenten!) 

Jetzt hat der Präsident das Wort. 
Meine Damen, meine Herren, wir haben Sie ein-

geladen, damit Sie Einblick in unsere Arbeit neh-
men können. Sie haben eben eine Regierungserklä- 
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rung gehört. Sie werden dann die Aussprache über 
das Problem des Weltwährungssystems hier erle-
ben. Im weiteren Verlauf sollen und wollen Sie, wie 
ich weiß, selber politische Fragen diskutieren. Das 
wird in zehn Arbeitskreisen geschehen. Am späte-
ren Nachmittag werden Sie hier im Plenum die 
Plätze der Abgeordneten einnehmen und über ihre 
Ergebnisse und Eindrücke selber berichten und dis-
kutieren. 

Meine Damen und Herren, das Parlament ist das 
Herz unserer Demokratie. Im Parlament entschei-
det sich zugleich, ob die Herzen der Bürger von der 
Politik erreicht wurden. Wir wollen, daß das Ge-
schehen im Bundestag sichtbar und verständlich ist 
für die Bürgerinnen und Bürger, die uns hierher 
geschickt haben und denen wir Rechenschaft schul-
den. Der Begriff „die da oben" paßt nicht zur Demo-
kratie; denn alle sind eingeladen, es miteinander 
besser zu machen. 

Politik als Sorge um das Gemeinwesen geht alle 
an. Ich bin überzeugt, daß Sie, meine Damen und 
Herren, unsere jungen Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger, eines Tages bemüht sein werden, es besser zu 
machen, als wir es bisher gekonnt haben. 

Politiker sollen zuhören, Hilfen geben und Si-
gnale setzen. Der heutige Tag ist aus unserer Sicht 
ein solches Angebot, ein Signal, wenn Sie so wollen. 
Wenn wir uns heute nachmittag hier im Plenum 
wiedersehen und uns über politische Sachfragen 
austauschen werden — auch über Ihre Eindrücke, 
wie ich hoffe —, sind wir sehr gespannt, wie diese 
Begegnung weitergeht. 

Ich selbst werde mich zum Nachmittag entschul-
digen müssen. Vizepräsident Westphal wird die Sit-
zung leiten, da ich gehalten bin, der Sitzung des 
Gemeinsamen Ausschusses — einer Institution aus 
Bundestag und Bundesrat —, die gleichzeitig sein 
muß, vorzusitzen. 

Ich wünsche Ihnen einen guten und interessan-
ten Verlauf, viele kritische Einblicke und hinterher 
vielleicht auch ein paar Anregungen für unsere Ar-
beit. 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Aus-
sprache. 

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Matthäus-
Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Vor genau zwei Wochen hat die SPD hier im 
Bundestag ihre Erwartungen und Forderungen an 
den Verlauf der Jahrestagung des Internationalen 
Währungsfonds vorgetragen. Unsere Hauptaussage 
war: Es ist Zeit für eine politische Lösung des 
Schuldenproblems — eine Verbesserung des Kri-
senmanagements allein reicht nicht aus. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir die Ergebnisse der Jahrestagung daran 
messen, dann müssen wir feststellen: Die SPD er-
klärt sich, was die technische Seite der Finanzie-
rungsinstrumente angeht, mit den Ergebnissen der 
Konferenz weitgehend einverstanden. Z. B. unter

-

stützen wir die Position der Regierung zur Ver-
schiebung der Aufstockung von Sonderziehungs-
rechten. Oder: Wir unterstützen die Verlängerung 
des sogenannten erweiterten Zugangs. Und wir be-
grüßen ausdrücklich, Herr Stoltenberg, daß es of-
fensichtlich auch Ihnen gelungen ist, die USA von 
ihrer starren Haltung in der Frage des erweiterten 
Zugangs abzubringen. 

Wenn wir aber prüfen, meine Damen und Herren, 
ob eine politische Lösung des Schuldenproblems ge-
funden oder auch nur in Angriff genommen worden 
ist, so müssen wir feststellen: leider nein. Genauer 
gesagt: In Washington ist die Chance verpaßt wor-
den, die politischen Entscheidungen zu treffen, 
ohne die eine Lösung des Schuldenproblems un-
möglich ist, nämlich: erstens gemeinsames Vorge-
hen gegen die hohen amerikanischen Zinsen und 
den hohen amerikanischen Dollar, zweitens ge-
meinsames Vorgehen gegen den Protektionismus, 
drittens Einbeziehung der Rüstungsausgaben in die 
Schuldendiskussion 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

und viertens Vorbereitung einer internationalen 
Schuldenkonferenz. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die hohen amerikani-
schen Zinsen fügen den übrigen Ländern erhebli-
chen Schaden zu. Da die Geldkapitalrendite höher 
ist als die Sachkapitalrendite, steckt ein großer Teil 
der Welt sein neugebildetes Kapital in die USA. Ich 
will das einmal auf deutsch sagen: Wenn Unterneh-
mer vergleichen, ob sie 100 000 DM, die sie zur Ver-
fügung haben, eher in eine neue Maschine, in den 
Bau einer Lagerhalle investieren oder aber nach 
Amerika, in amerikanische Staatspapiere tragen, 
dann werden sie sich, wie wir gesehen haben, in vie-
len ,Fällen für die zweite Lösung entscheiden — 
wegen der hohen amerikanischen Zinsen. Das 
heißt: Kapital, das zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen im eigenen Lande dringend erforderlich wäre 
und das zum Aufbau leistungsfähiger Infrastruktu-
ren in der Dritten Welt ebenfalls dringend erforder-
lich wäre, geht in die USA. Allein die Senkung der 
amerikanischen Zinsen mit der Folge, daß dies die 
Bundesbank auch in unserem Lande tun könnte, 
würde privates Kapital in Höhe von 5 bis 7 Milliar-
den DM in unserem Lande freisetzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Erst recht trifft dies für die Entwicklungsländer 
zu. Allein der Zinsanstieg in Amerika um mehr als 
zwei Prozentpunkte zwischen März und Juli 1984 
erhöhte die Zinsverpflichtungen Lateinamerikas 
um mehr als 5 Milliarden Dollar, meine Damen und 
Herren. Das sind alles so abstrakte Zahlen. Was 
heißt das konkret? Das heißt: Um allein diese 5 Mil-
liarden Dollar zusätzliche Zinsverpflichtungen zu 
zahlen, müssen die hochverschuldeten Entwick-
lungsländer Millionen Kilo von Kaffee, Baumwolle, 
Tabak, Kupfer usw. mehr exportieren, ohne dafür 
einen realen Gegenwert zu erhalten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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So wie wir Ende der 60er und Anfang der 70er 
Jahre durch eine hohe Inflation in der ganzen Welt 
den Vietnam-Krieg mitbezahlt haben, so zahlen wir 
heute, d. h. die westlichen Industrieländer durch 
Kapitalexport und die Entwicklungsländer durch 
einen enormen Zuwachs ihrer Verschuldung, das 
riesige Haushaltsdefizit der USA und damit insbe-
sondere auch die dort und damit betriebene im-
mense Rüstung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Nein, meine Damen und Herren, diese Zusam-
menhänge werden j a auch nicht etwa allein von der 
SPD kritisiert. Wenn Sie mit den Leuten in Wa-
shington reden, dann sagen sie es ja auch, daß die-
ses horrende amerikanische Haushaltsdefizit uner-
träglich ist. Sie hoffen alle, daß das nach den Wah-
len anders wird. Ich will hier einmal den „Kölner 
Stadtanzeiger" von vor wenigen Tagen zitieren: 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Das ist eine Situation, die es eigentlich gar 
nicht geben dürfte. Die Vereinigten Staaten, 
das reichste Land der Welt, ziehen Geld und 
Kapital und damit Investitionsmittel aus Eu-
ropa und auch aus den Ländern der Dritten 
Welt ab. Dabei würden diese Mittel dort viel 
dringender gebraucht. Statt Kapital ins Aus-
land abzugeben, lockt das reiche Amerika es 
von dort an. 

Wenn Ihnen der „Kölner Stadtanzeiger" noch zu 
links ist, Herr Stoltenberg, dann will ich hier das 
„Handelsblatt" zitieren, gewiß nicht links verdäch-
tig. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wieviel Geld hat die 
Bank für Gemeinwirtschaft dort?) 

Das „Handelsblatt" spricht von ,,Zinsimperialismus" 
der USA. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: So 
weit ist es schon!) 

Das „Handelsblatt" spricht von „staatlich sanktio-
nierter Kaperfahrt der USA auf die Ersparnisse an-
derer Industrieländer". Und, Herr Stoltenberg, Sie 
sehen sich doch sogar gezwungen, die Kuponsteuer 
abzuschaffen, um in irgendeiner Weise dieser Ka-
perfahrt der USA entgegenzuwirken. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da lacht er wieder! Neue 
Heiterkeit!) 

Zwar profitieren wir ganz ohne Zweifel auch von 
den amerikanischen Zinsen dadurch, daß sie ein 
wichtiger Grund für den hohen Kurs des Dollar 
sind. Dies wollen wir hier gar nicht herunterreden; 
denn unsere Wirtschaft hat selbstverständlich hö-
here Chancen, in die USA zu exportieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Herr Reagan hat darauf in seiner Rede vor dem 
Internationalen Währungsfonds mehrfach hinge-
wiesen. Er hat eine sehr frohe Welt gezeichnet, in 
der wir alle gemeinsam — — 

(Kolb  [CDU/CSU]: Die ertragen Sie nicht!) 

— Sie haben die Rede nicht gehört, Herr Kollege. 
Ich habe der Rede von Herrn Reagan beim Interna

-

tionalen Währungsfonds fasziniert und zugleich 
sehr deprimiert zugehört. Er verglich dort die Wirt-
schaft der Welt damit, daß wir alle gemeinsam ver-
suchten, auf den Himalaya zu klettern, und meinte, 
daß wir alle glücklich seien, wenn wir oben ange-
langt seien. Aber hat er eigentlich vergessen, daß 
die Entwicklungsländer nicht wie die Industrielän-
der von der Hochebene gleich unter den Gipfel zu 
klettern anfangen, sondern von ganz unten aus den 
tiefen Tälern? Der Vergleich liegt doch wohl ganz 
daneben. 

(Beifall bei der SPD) 

Oder übersieht er, welche negativen Auswirkungen 
die Dollarhöhe hat? Wir haben mit Vertretern von 
Entwicklungsländern gesprochen. Die sagten auf 
die Rede des Herrn Reagan in Washington: Es ist 
richtig, wir können mehr exportieren, und die USA 
bezahlen das. Nur haben die USA dann für ihr Geld 
auch gute Exporte aus unseren Ländern. Aber für 
die Zinsen, die wir mehr überweisen müssen, haben 
wir überhaupt nichts, außer daß wir vor Jahren 
Kredite bekommen haben, von denen wir heute 
nichts mehr haben. 

Oder denken Sie an die negativen Auswirkungen 
bei uns. Selbstverständlich werden unsere Importe, 
die in Dollar bezahlt werden müssen, teurer, bei-
spielsweise unsere Einfuhren an Öl. 

Mittlerweile weist sogar der jetzige wirtschafts-
politische Sprecher der FDP, der ehemalige Bun-
deswirtschaftsminister Graf Lambsdorff, darauf 
hin, daß der hohe Kurs des amerikanischen Dollar 
die Gefahr berge, daß wir Inflation importierten. 

Warum warnt wohl der Bundesbankpräsident 
Pöhl die Wirtschaft davor, mehr in exportorientier-
ten Bereichen zu investieren? Weil er zu Recht 
Angst davor hat, daß wir in unserem Lande eine 
einseitige Wirtschaftsstruktur, eine zu stark auf den 
Export orientierte Wirtschaftsstruktur, erhalten. 
Haben Sie denn schon vergessen, daß in den 70er 
Jahren VW fast daran kaputtgegangen ist, daß es 
auf Grund der nicht vorgenommenen Aufwertung 
der D-Mark 1969 und davor sehr einseitig auf den 
Export orientiert war? 

Nein, meine Damen und Herren, die hohen ame-
rikanischen Zinsen und der hohe Kursstand des 
amerikanischen Dollar haben zweifellos auch posi-
tive Wirkungen. Doch wenn man die positiven und 
die negativen abwägt, ist unser Schluß, daß unter 
dem Strich die negativen Wirkungen schlimmer 
sind als die positiven. 

(Beifall bei der SPD) 

Was die Frage der USA angeht, meine Damen 
und Herren, so richtet sich unsere Kritik nicht in 
erster Linie an Herrn Stoltenberg. Meine Damen 
und Herren, dies ist eine Frage des Bundeskanz-
lers. 

(Beifall bei der SPD) 

Seine Aufgabe wäre es, die USA auf ihre unverant-
wortliche Haltung hinzuweisen und gemeinsam in 
und mit Europa Druck auf den Partner USA auszu-
üben. Warum geschieht das nicht stärker? 
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Es gibt zwei mögliche Antworten, die aber beide 

gleich schlimm für diesen Bundeskanzler sind. Die 
eine Antwort wäre: Er tut es nicht, weil er das Pro-
blem nicht sieht. 

(Bindig [SPD]: Er versteht es nicht!) 

Das wäre schlimm genug. Aber seine sehr sachkun-
digen Äußerungen zur Arbeitszeitverkürzung ha-
ben ihn doch schon einmal als hervorragenden 
Kenner der Materie ausgewiesen. — Oder aber: Er 
sieht das Problem und sieht sich nicht in der Lage, 
auf den amerikanischen Partner Druck auszuüben. 

(Liedtke [SPD]: Er ist der Musterschüler!) 

Dies ist, glaube ich, der entscheidende Grund: 
Das internationale Gewicht der Bundesrepublik 
Deutschland ist seit dem Sturz von Helmut Schmidt 
ganz ohne Zweifel geringer geworden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
SPD: Leider wahr! — Lachen bei der 
CDU/CSU — Carstensen [Nordstrand] 
[CDU/CSU]: Schön, daß Sie noch einmal an 
ihn erinnern! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU: Wo ist er denn? — Wann kommt 

er denn wieder zurück?) 

Erinnern wir uns: 

(Carstensen [Nordstrand] [CSU/CSU]: Wie 
schön, daß Sie an ihn erinnern!) 

Während Helmut Schmidt aus den USA zurück-
kam 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Wann kommt er wieder zurück?) 

und darauf hinzuwirken versucht hatte, daß die 
amerikanischen Zinsen sinken, kommt dieser Bun-
deskanzler aus den USA zurück und sagt ununter-
brochen: Wir sind einer Meinung mit den USA. Ich 
sage Ihnen, Herr Bundeskanzler: Ein deutscher 
Bundeskanzler, der in diesem Punkt, der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, einer Meinung mit den 
USA ist, vertritt nicht ausreichend deutsche Inter-
essen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Lammert [CDU/ 
CSU]: Sie zeichnen sich durch politische 
wie ökonomische Kompetenz aus! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU und der 
FDP) 

Unsere Forderung lautet: Wirken Sie auf die USA 
ein, ihre unverantwortliche Haushaltspolitik aufzu-
geben! Stärken Sie das Europäische Währungssy-
stem, um zu einer noch weiteren Abkoppelung der 
deutschen und der europäischen Zinsen von den 
US-Zinsen zu kommen! 

Der zweite Kritikpunkt ist der Protektionismus. 
Die Philosophie des IWF und auch unsere offizielle 
Philosophie ist: Wenn die Entwicklungsländer nur 
tüchtig arbeiten und tüchtig produzieren, dann 
müssen sie ja nur exportieren; dann haben sie Devi-
sen und können die Schulden bezahlen. 

Das klingt alles sehr einleuchtend. Es hat nur 
einen Haken: Was ist, wenn wir ihnen die Märkte 
nicht öffnen, damit sie ihre Produkte tatsächlich zu 
uns exportieren können? 

Es ist sehr bezeichnend, daß die Entwicklungs-
länder in Washington eigentlich gar nicht so wie 
früher den Internationalen Währungsfonds angrei-
fen, sondern die Regierungen in den USA und auch 
bei uns, die ihnen nicht ausreichend ihre Märkte 
öffnen. 

Unsere Forderung lautet: Machen Sie aus den 
Lippenbekenntnissen zum freien Welthandel wirk-
liche Politik! Öffnen Sie unsere Märkte mehr für 
die Länder der Dritten Welt! 

(Beifall bei der SPD — Frau Dr. Hellwig 
[CDU/CSU]: Widerstand bei den Gewerk-

schaften!) 

Präsident Dr. Barzel: Frau Kollegin, erlauben Sie 
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Hamm

-

Brücher. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Bitte. 

Präsident Dr. Barzel: Frau Hamm-Brücher, bitte. 

Frau Dr. Hamm -Brücher (FDP): Frau Kollegin Mat-
thäus-Maier, können Sie einmal den Beweis dafür 
antreten, bei welcher Gelegenheit wir uns nicht für 
die Offenhaltung unserer Märkte für Produkte und 
Halbfertigprodukte aus der Dritten Welt eingesetzt 
hätten? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Frau Hamm-Brücher, 
ich habe ausdrücklich gesagt: Lippenbekenntnisse 
— ja, die kommen in jeder Rede vor. Nur: Lesen Sie 
bitte alle Berichte der Weltbank und auch des IWF. 
Dort steht, daß sowohl die USA als auch die Euro-
päische Gemeinschaft erhebliche Sünder in Sachen 
Protektionismus sind. 

(Beifall bei der SPD — Frau Dr. Hamm-
Brücher [FDP]: Aber nicht die Bundesrepu-
blik! — Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Der letzte Punkt: Die Militärausgaben. In der 
ganzen Welt werden in diesem Jahr 1000 Milliarden 
Dollar für Rüstung ausgegeben. 5 % von diesen 1000 
Milliarden Dollar wären 50 Milliarden Dollar. Da-
mit könnte man sehr viel Entwicklungspolitik und 
Entwicklungshilfe betreiben. Daß dies nicht ge-
schieht, hat sicherlich mehrere Gründe. Es liegt am 
Internationalen Währungsfonds, der die Militäraus-
gaben nicht in seine Auflagen einbezieht. Es liegt 
an den Entwicklungsländern. Zum Beispiel be-
schafft Peru in einer wirklich schwierigen Situation 
26 „Mirage 2000"; ein unverantwortlicher und skan-
dalöser Vorgang! 

(Beifall bei der SPD — Beifall des Abg. 
Hüsch [CDU/CSU]) 

Das liegt an den Großmächten, die in einer Weise 
aufrüsten, die für uns alle weltweit schädlich ist. 
Das liegt aber auch an den Industrieländern, die 
ihre Rüstungsexporte in die Dritte Welt in einem 
unverantwortlichen Maß anheben. Und diese Bun-
desregierung tut es auch. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wir fordern statt dessen, ähnlich wie der Mar-

shallplan nach dem Zweiten Wehkrieg Europa ge-
holfen hat, seine Wirtschaft aufzubauen, ein Zu-
kunftsprogramm für die Dritte Welt; man könnte 
auch sagen: einen Marshallplan für die Dritte Welt, 
gespeist aus einer Reduzierung der Rüstungsausga-
ben auf der ganzen Welt. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Zuerst Amerika beschimpfen 

und dann vom Marshallplan reden!) 

Alle diese Fragen, die ich jetzt erwähnt habe, kön-
nen Sie nicht allein auf einer technisch ausgerichte-
ten Jahrestagung des IWF lösen. Für das alles brau-
chen Sie mehr. Wir sind der Ansicht: dafür brau-
chen Sie eine Schuldenkonferenz. 

Wir bewerten es positiv, Herr Stoltenberg, daß 
der IWF das Interims-Komitee und das Entwick-
lungskomitee aufgefordert hat, bis April 1985 um-
fangreichere Vorschläge in dieser Richtung vorzu-
nehmen. Aber wir meinen, das reicht nicht aus. Wir 
brauchen eine internationale Schuldenkonferenz, 
in der alle diese Dinge — Verschuldung, Protektio-
nismus, Militärausgaben, Verbesserung der Erlöse 
der Dritten Welt — gemeinsam diskutiert werden. 
Das schließt nicht aus, daß Umschuldungsabkom-
men jeweils von Fall zu Fall in Anbetracht der 
unterschiedlichen Situation der einzelnen Länder 
vorgenommen werden müssen. Aber wir meinen, 
daß ohne solche Rahmenvereinbarungen auf einer 
internationalen Schuldenkonferenz die Leidensfä-
higkeit vieler Entwicklungsländer bald erschöpft 
sein und zu für uns alle katastrophalen Auswirkun-
gen führen wird. 

Das Schuldenproblem ist eine Zeitbombe. Die 
IWF-Tagung hat dazu beigetragen, die Zündschnur 
an dieser Bombe ein bißchen zu verlängern. Aber 
leider hat sie die Zeitbombe nicht entschärft. Hier-
für sind Sie — das ist mein Vorwurf an diese Bun-
desregierung — leider mitverantwortlich. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. von Wartenberg. 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir begrüßen es, daß 
wir nach der Jahrestagung die Gelegenheit haben, 
eine Debatte über die Politik der Weltbank und des 
Währungsfonds zu führen; denn gerade diese Jah-
restagung hat den bisher eingeschlagenen Kurs der 
jetzigen Bundesregierung und der vorangegange-
nen Bundesregierungen eindrucksvoll bestätigt. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, über die amerikani-
sche Wirtschaftspolitik zu richten oder gar den 
amerikanischen Wahlkampf in diesen Plenarsaal 
zu verlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist auch nicht unsere Aufgabe, in einer verzerr

-

ten, ideologisch motivierten Darstellung allein und 

ausschließlich die Industrieländer auf die Anklage-
bank zu setzen. 

(Zuruf von der SPD: Wer tut denn das?) 

Es ist auch nicht unsere Aufgabe, glauben zu ma-
chen, den Kreditgeber, den Gläubiger treffe die 
Schuld an der Verschuldung der Schuldnerstaaten 
und das Verlangen nach Zins und Tilgung sei an 
sich schon ein unmoralischer Akt. 

(Zuruf von der SPD: Das sagt doch kei

-

ner!) 

Frau Matthäus-Maier, ich habe den Eindruck, daß 
Sie auf einer anderen Tagung waren als ich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der SPD, ich habe 
den Eindruck, sie gehört auch schon in eine andere 
Partei. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Oh-

Rufe von der SPD) 

Die Lage ist ernst, aber sie ist nicht ohne positive 
Perspektiven. Bei der Diskussion über die Schul-
denkrise wird oft übersehen, daß es viele hochver-
schuldete Länder gibt, die bis heute durchaus in der 
Lage sind, ihren Schuldendienst wie vereinbart zu 
erbringen. Einige nahmen dazu die Hilfe des IWF in 
Anspruch, andere vertrauten gänzlich der eigenen 
Leistungsfähigkeit. Leider werden die enormen An-
strengungen dieser Länder überhaupt nicht beach-
tet. Natürlicherweise stehen im Mittelpunkt des In-
teresses die Länder, die um eine Umschuldung bit-
ten mußten. Das sind jene Länder — wie eine sorg-
fältige Analyse zeigt —, in denen die erforderliche 
Anpassung an die weltwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen nicht oder zu spät erfolgte und in denen 
sie nachgeholt werden muß. 

Die Ursache für das Mißverhältnis zwischen 
Schuldendienstfähigkeit auf der einen Seite und 
Schuldendienstverpflichtung auf der anderen Seite 
ist in vielen Fällen doch der Umstand gewesen, daß 
die Auslandskredite nicht verwendet wurden, um 
sinnvolle Produktionskapazitäten aufzubauen, son-
dern verwendet wurden für einen maßlos überzoge-
nen Staatskonsum, für überhöhte Militärausgaben 
und für unrentable Prestigeobjekte. Länder, die be-
reit waren, die erforderlichen Anpassungsmaßnah-
men schnell zu ergreifen, stehen heute wesentlich 
besser da als jene Länder, die zunächst glaubten, 
durch Finanzierung die Anpassung vermeiden zu 
können. Das gilt übrigens nicht nur für die Entwick-
lungsländer, sondern auch für die Industrieländer. 

Insoweit ist es Aufgabe des Währungsfonds, nun-
mehr die Voraussetzungen für eine Wirtschafts- 
und Finanzpolitik zu schaffen, die geeignet ist, ein 
Zahlungsbilanzgleichgewicht zu erzielen und damit 
den Weg für ein kräftiges und anhaltendes Wirt-
schaftswachstum zu ebnen. Die verfügbaren Daten 
belegen eindeutig, daß längerfristig das reale Wirt-
schaftswachstum in Ländern mit IWF-Pro-
grammen höher war als in vergleichbaren Ländern 
ohne IWF-Programme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Deshalb gibt es nach unserer Meinung zu diesem 
Weg keine realistische Alternative. Auf Dauer — 
das haben wir doch selbst in den späten 70er und 
Anfang der 80er Jahre erlebt — kann kein Land 
über seine eigenen Verhältnisse leben. 

Es wird viel und berechtigterweise sehr viel über 
die sozialen Folgen der Anpassung gesprochen. Ich 
stimme all denen vorbehaltlos zu, die es als einen 
Skandal bezeichnen, daß in einigen Ländern der 
Dritten Welt trotz der IWF-Programme die Reichen 
immer reicher, die Armen immer ärmer werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Aha!) 

Die Folgen der Anpassung werden mitunter einsei-
tig den ärmsten Schichten aufgeladen. Wir müssen 
uns fragen, woran das liegt und was wir tun kön-
nen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Richtig!) 

Natürlich sind die Ursachen für diese ungerech-
ten sozialen Verhältnisse darin zu sehen, daß wir es 
häufig mit einer Diktatur einer winzigen Ober-
schicht zu tun haben, handele es sich nun um eine 
Nomenklatura, um eine Militärelite oder um einen 
Clan. Diese werden in der Tat ständig reicher, 
gleichgültig, ob es Stabilisierungsprogramme gibt 
oder nicht. 

Bei der Frage, was hiergegen getan werden kann, 
wird von Ihrer Seite oft bemängelt, daß es der Wäh-
rungsfonds unterlasse, in seinen Programmen fest-
zulegen, wen z. B. Haushaltskürzungen treffen sol-
len. Ihrer Meinung nach soll der IWF z. B. vor-
schreiben, daß Militärausgaben gekürzt, Nahrungs-
mittelsubventionen für die Armen hingegen erhal-
ten und sogar erhöht werden. 

Leider übersehen Sie, daß diese Art einer Aufla-
genpolitik, die Sie befürworten und die durchaus 
mit ehrenwerten Motiven versehen werden kann, 
zweierlei nicht Rechnung trägt: Erstens würde der 
IWF seine in Abkommen festgelegten Befugnisse 
bei weitem überschreiten, und zweitens geriete der 
IWF damit doch in die Nähe — wie ich meine: nicht 
nur in die Nähe — einer neokolonialistischen Atti-
tüde. 

Im Umgang mit den souveränen Mitgliedslän-
dern muß es der Währungsfonds den Regierungen 
dieser Länder selbst überlassen, innerhalb der aus-
gehandelten makroökonomischen Ziele Grenzen 
sowie politische und soziale Prioritäten in Eigenver-
antwortung zu setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, verließe der IWF die-
sen Kurs, wäre er nach meiner Überzeugung bin-
nen kürzester Zeit am Ende seiner Tätigkeit; denn 
welche Bedingungen sollte er auf diesem Feld z. B. 
Ungarn oder demnächst Polen stellen, das eine Mit-
gliedschaft im IWF anstrebt? Was soll er von Jugo-
slawien fordern, dessen föderalistisches Prinzip mit 
allen seinen ökonomischen Nachteilen eine souve-
räne, nicht verhandelbare Verfassungsfrage dar-
stellt? Was soll von den Nachbarn aggressiver, ras-
sistischer oder ideologischer Staaten in Sachen Mi-
litärausgaben gefordert werden? 

Wer bereits ist, hierüber nachzudenken, wird 
schnell zu dem Ergebnis kommen, daß eine solche 
Auflagenpolitik das Ende einer Institution wäre, de-
ren Aufgabe es ist, durch Währungskredite Zah-
lungsbilanzhilfe zu gewähren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es war für uns als Mitglieder der Delegation des 
Finanzausschusses sehr eindrucksvoll, im Gespräch 
mit Vertretern der mexikanischen Regierung fest-
zustellen, daß sie ganz entschieden jeden Versuch 
der Einmischung des IWF in bezug auf die mikro-
ökonomischen Daten ablehnten. Leider war das De-
legationsmitglied der GRÜNEN wieder einmal 
nicht anwesend, um aus berufenem Munde kon-
krete Erfahrungen und nicht nur akademische 
Weisheiten zu hören. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Herr Abgeordneter, erlauben 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Beck-Oberdorf? 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Nein, meine Re-
dezeit ist gleich zu Ende. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 
— Frau Beck-Oberdorf, bitte. 

Frau Beck -Oberdorf (GRÜNE): Es ist mir jetzt sehr 
peinlich, daß Sie mich dazu zwingen, hier meine 
persönlichen Verhältnisse offenzulegen. Sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß ich schwanger 
bin und deswegen nicht an dieser Tagung teilge-
nommen habe? 

Dr. von Wartenberg (CDU/CSU): Frau Beck-Ober-
dorf, ich habe Sie persönlich gar nicht gemeint. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Doch!) 
Das war mir völlig bekannt. Sie hatten ein Delega-
tionsmitglied entsandt, das noch nicht Abgeordne-
ter, sondern Nachrücker ist, das auch sehr fleißig an 
allen Tagungen teilgenommen hat. 

(Frau Beck-Oberdorf [GRÜNE]: Der mich 
vertreten hat, jawohl!) 

Aber bei den entscheidenden Gesprächen mit den 
Entwicklungsländern, als es darum ging, die Praxis 
zu erfahren, war er nicht da, weil er andere Prioritä-
ten gesetzt hatte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Es geht eben nicht an, hier kluge Fragen zu stellen 
und Presseerklärungen zu machen, die im Endef-
fekt sagen: All das, was am Rande in Washington 
geschieht, ist Blabla — Zitat Ihrer Presseerklä-
rung —, und bei den entscheidenden Gesprächen in 
Washington nicht dabei zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kolb  [CDU/CSU]: Das ist doch die Frage!) 

Wir unterstützen die Politik der Bundesregie-
rung, die Fortsetzung des erweiterten Zugangs zu 
den Fondsmitteln, die Ablehnung weiterer Sonder-
ziehungsrechte. Wir begrüßen auch die Bereitschaft 
der Bundesregierung, im Interimsausschuß im 
Frühjahr nächsten Jahres die Verschuldungspro- 
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bleme in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit und 
der Verhandlungen zu stellen. Wir sind froh dar-
über, daß es zu keiner Sonderkonferenz, einer 
Schuldenkonferenz, kommt. Denn von Gesprächen 
dieser Art werden wir außer markigen Erklärungen 
überhaupt keine vernünftigen Ergebnisse erwarten 
können. 

Es war für uns überraschend, festzustellen, daß 
der ursprüngliche Konsens zwischen Regierung 
und Opposition bei Fragen des Internationalen 
Währungsfonds mit dieser Jahrestagung offensicht-
lich nicht mehr vorhanden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Beck-Oberdorf. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Sehr geehrte Da-
men und Herren! Ich möchte nicht unsere erfreute 
Verwunderung verhehlen, daß sich der Herr Fi-
nanzminister heute genötigt fühlt, eine Regierungs-
erklärung über die IWF-Jahrestagung abzugeben. 
Immerhin ist das eine Novität in diesem Hause. Wir 
gehen davon aus, daß wir mit unserer Kritik vor 
zwei Wochen ins Schwarze getroffen haben, als wir 
uns gegen das exklusive Gebaren der Bundesregie-
rung in Fragen der IWF-Politik gewandt haben. 

Sie haben uns j a, wie Sie das so gerne tun, Herr 
Stoltenberg, in der Aktuellen Stunde vor zwei Wo-
chen als die unwissenden Tölpel hingestellt, die sich 
mit ihrer Forderung, die IWF-Politik wieder ins 
Parlament hereinzuholen, vollkommen im Abseits 
bewegen. 

Wir haben inzwischen ein wenig recherchiert. 
Zum Vorschein kam folgendes: Der Vorsitzende des 
Wirtschaftsausschusses des Bundestages forderte 
schon am 28. September 1977: 

Der Vorsitzende regt an, daß das Parlament 
künftig, anders als jetzt, mit den aktuellen Fra-
gen des Internationalen Währungsfonds befaßt 
wird, bevor der Bundesfinanzminister und der 
Bundesbankpräsident zu der Tagung des Fonds 
fahren. Das würde die Verhandlungsposition 
der deutschen Vertreter stärken. 

Das war, wie gesagt, vor sieben Jahren. Der dama-
lige Ausschußvorsitzende war der heutige Parla-
mentspräsident Dr. Barzel. Ich freue mich, Herr 
Barzel, daß wir als GRÜNE vor zwei Wochen Ihrem 
Wunsch nachkommen konnten, diesen Weg nun 
einzuschlagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie, Herr Stoltenberg, haben uns vor zwei Wo-
chen auch weiszumachen versucht, daß die Mitwir-
kung des Parlaments an den Entscheidungen über 
eine Quotenerhöhung des IWF nicht vorgesehen 
und die Bundesbank dafür allein verantwortlich sei. 
Das ist ein Musterbeispiel dafür, wie Sie Tatsachen 
verdrehen und das Parlament für dumm verkau-
fen. 

Dies will ich belegen. In der Begründung zum 
IWF-Gesetz von 1970 steht: Die sich aus der IWF- 

Mitgliedschaft ergebenden Ansprüche und Ver-
pflichtungen werden im Innenverhältnis auf die 
Bundesbank übertragen. Der Bund bleibt im Au-
ßenverhältnis als Mitglied des IWF berechtigt und 
verpflichtet. Diese Aussagen, die übrigens auch für 
das IWF-Gesetz von 1978 gelten, sind eindeutig. 
Nicht die Bundesbank allein entscheidet über die 
bundesdeutsche Politik beim IWF, sondern die Bun-
desregierung entscheidet, natürlich in enger Ab-
stimmung mit der Bundesbank. 

Wir haben also sehr wohl recht mit der Forde-
rung, daß die Debatte um die IWF-Politik in dieses 
Parlament hineingehört. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jetzt zu den Washingtoner Entscheidungen. „Lei-
chen pflastern seinen Weg", schreibt Wolf-Dietrich 
Schwarz in der „Frankfurter Rundschau" über die 
Politik des Internationalen Währungsfonds und zi-
tiert aus der in unserer Anfrage dokumentierten 
Liste der Hungeraufstände, bei denen die Ärmsten 
der Armen in ihrer Not Zuflucht suchen. Da geht es 
nicht an, Herr Stoltenberg, zu sagen: Natürlich gibt 
es Hunger in der Welt. Es geht um Hungeraufstän-
de, die sich direkt an bestimmte Auflagen des IWF 
angeschlossen haben. So ist es gewesen. Es ist eine 
Vertuschung, wenn Sie das so allgemein abtun. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Fischer 
[CDU/CSU]: Das ist eine Verdrehung!) 

Dieser Kurs der Ausbeutung der Entwicklungslän-
der wurde in Washington weitergefahren. Immer 
schon hat der IWF durch seine Auflagenpolitik ei-
nen engen makroökonomischen Rahmen gesetzt, 
der nicht nur den Entwicklungsländern eigenstän-
dige Entwicklungswege abschnitt, sondern auch die 
Projektpolitik der Weltbank bestimmte. Ab jetzt 
wird die IWF-Politik direkt in die Weltbank hinein 
verlängert. Davon zeugt die politische Aufwertung 
des bis dahin recht unbedeutenden gemeinsamen 
Entwicklungsausschusses von IWF und Weltbank. 
die dem Fonds nun erlaubt, direkt in die Bank hin-
einzuwirken. Die Weltbank, gedacht als Instrument 
der internationalen Entwicklungsfinanzierung, 
wird umdefiniert zum Vollstreckungsorgan der Fi-
nanztechnokraten in New York, London und Frank-
furt. Sie, meine Herren, haben nichts dazu getan, 
um die Verschuldung und die Entwicklungspro-
bleme der Dritten Welt wirklich zu lösen. Sie waren 
nicht einmal bereit, mit den Drittweltländern über 
ihre Forderung nach globalen Entschuldungspro-
grammen nach einheitlichen Kriterien zu debattie-
ren. Statt dessen haben Sie angeboten, im nächsten 
Frühjahr mit der Dritten Welt ein wenig über ihre 
Probleme zu plaudern — auf einer Tagung ohne 
Beschlußkompetenz und ohne daß das internatio-
nale Finanzsystem in Frage gestellt werden dürfe. 
Was wir befürchtet haben, ist also geschehen: Sie 
haben den Pfahl — ich sage es noch einmal — des 
finanzpolitischen Kolonialismus nur noch tiefer in 
die Wunden der Dritten Welt hineingebohrt. 

Wie recht wir mit dieser These haben, belegt eine 
Stellungnahme von Fritz Leutwiler — das müßte 
nun eigentlich Sie interessieren, weil er als Chef 
der Schweizer Nationalbank von Ihrer Seite 
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kommt —, wenn er sagt: „Ich möchte diese Länder 
auch etwas unter Druck halten" — damit meint er 
die Entwicklungsländer —, „weil ich glaube, daß 
sonst überhaupt nichts getan wird, um die Lage zu 
verbessern". Herr Leutwiler erläutert auch, wer 
letztlich hinter dem IWF steht, wenn er ausführt: 

Ich nehme den Währungsfonds insofern in 
Schutz, als er in der Anfangsphase hohe Bedin-
gungen für die Schuldnerländer stellen mußte, 
weil die Geschäftsbanken das verlangten. Die 
Banken wollten rasche Sanierungserfolge se-
hen. Der Währungsfonds kann nicht mehr tun, 
als ihm seine mächtigen Mitglieder zu tun er-
lauben. 

Und wer ist das wohl, Herr Stoltenberg? Das kön-
nen doch wohl nur die USA sein und in deren Ge-
folge eben die Bundesrepublik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier bestätigt Herr Leutwiler die Kritik der GRÜ-
NEN, daß der IWF ein Instrument der westlichen 
Industrieländer darstellt, und es wird zum Nutzen 
der westlichen Industrieländer benutzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Drittweltländer 
brauchen ein sofortiges Schuldenmoratorium. 
Wenn es nicht nur darum geht, unsere Interessen 
zu sichern — in der Debatte der Aktuellen Stunde 
ist gesagt worden, eine Kuh, die man melken will, 
darf man nicht schlachten, und das ist die Motiva-
tion für diese Politik —, dann brauchen wir ein glo-
bal angelegtes Entschuldungsprogramm nach ein-
heitlichen Kriterien, damit nicht weiterhin die Ent-
wicklungsländer auseinanderdividiert werden kön-
nen; denn nur deswegen zeigen sie so ein Wohlver-
halten auf den internationalen Konferenzen, weil es 
gelingt, sie auseinanderzudividieren, weil jedem 
einzelnen das Wasser bis zum Halse steht. 

Wir fordern, daß die erlassenen Gelder in natio-
nale und regionale Entwicklungsfonds eingezahlt 
werden, die unter der Stimmenmehrheit der Dritt-
weltländer und nicht unter unserer stehen, und die 
eigenständige, binnenorientierte Entwicklungs-
wege finanzieren können, die der Versorgung der 
Masse der armen Bevölkerung mit Grundbedarfs-
mitteln dienen, und nicht auf den Export ausgerich-
tet sind. Stutzen Sie den IWF zurück auf seine 
ursprüngliche Funktion des Ausgleichs von kurzfri-
stigen Reserveschwankungen. Berücksichtigen Sie 
bei der Genehmigung von IWF-Krediten und Welt-
bankprojekten soziale, ökologische und politische 
Mindeststandards, und verstärken Sie durch mehr 
Mittel der finanziellen Entwicklungszusammenar-
beit die regionalen Entwicklungsbanken, wenn sie 
diesen gerade geforderten Kriterien genügen! Das, 
meine Damen und Herren, wäre ein Weg, der den 
Entwicklungsländern wirklich eine Chance eröff-
nen würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat 'der Abgeord-
nete Dr. Weng. 

Dr. Weng (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Vom 24. bis 27. Septem-
ber fand in Washington die diesjährige Jahresver-
sammlung des Internationalen Währungsfonds und 
der Weltbank statt, der Grund für die heutige Aus-
sprache des Parlaments. Wir sind dem Herrn Bun-
desfinanzminister für seine Regierungserklärung 
sehr dankbar, in der er in großer Deutlichkeit die 
vernünftige Position der Bundesregierung und da-
mit der Bundesrepublik gegenüber diesen Einrich-
tungen klargemacht hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

An der Jahresversammlung nahm Herr Stolten-
berg ebenso wie der Entwicklungshilfeminister, 
Herr Warnke, für die Bundesregierung teil, und Sie 
wissen, da alle Fraktionen beteiligt waren, daß je 
eine Delegation des Finanzausschusses und des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 
als Beobachter in Washington mit dabeigewesen 
sind. Ich glaube, daß die seitherige Debatte auch 
deutlich gemacht hat, daß diese Beteiligung des 
Bundestages sinnvoll gewesen ist. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Meine Damen und Herren! Eine solche Tagung, 
eine solche große internationale Konferenz ist in 
gewissem Maße ein nützlicher Selbstzweck schon 
dadurch, daß es j a sonst wenig Gelegenheiten gibt, 
bei denen sich eine solche Vielzahl internationaler 
Finanzpolitiker und öffentlicher wie privater Ban-
kiers treffen und aussprechen kann. Hierbei findet 
— das ist allgemeiner Brauch — ein vielfältiger 
Meinungs- und Erfahrungsaustausch auch am 
Rande der Konferenz statt. Es ist bekannt, daß eine 
derartige Versammlung durch eine Vielzahl von Ge-
sprächsrunden, aber auch von Vorkonferenzen auf 
den verschiedensten Ebenen eingeleitet wird. 

Ich will hierauf nicht im einzelnen eingehen, son-
dern zu den Dingen Stellung nehmen, die insbeson-
dere Verhandlungsgegenstand der Versammlung 
des IWF gewesen sind, einer Versammlung — auch 
dies will ich erwähnen —, bei der unser Bundesfi-
nanzminister eine international vielbeachtete Rede 
gehalten hat, in der er in gleicher Weise wie heute 
vormittag vor diesem Hause die Politik der Bundes-
regierung eindrucksvoll dargelegt hat. Wenn man 
heute, nach Abschluß der Tagung, sagen kann, daß 
diese Tagung einen erfolgreichen Verlauf genom-
men hat, so hat daran die Bundesregierung einen 
wesentlichen Anteil. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren! Es bestand und es 
besteht immer noch eine erhebliche Gefahr für die 
internationale Gemeinschaft durch die viel zu hohe 
Auslandsverschuldung einer ganzen Zahl von Staa-
ten der Dritten Welt. Wer sich die Ziele des Interna-
tionalen Währungsfonds vor Augen hält, muß er-
kennen, daß gerade die Verschuldungsentwicklung 
der vergangenen Jahre diese Ziele gefährdet; denn 
ein Zusammenbruch des internationalen Finanzsy-
stems hätte für alle Staaten unabsehbare Konse-
quenzen. 

Der IWF ist ausdrücklich mit dem Ziel gegründet 
worden, die internationale Zusammenarbeit auf 
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dem Gebiet der Währungspolitik durch eine stän-
dige Einrichtung zu fördern, die als Apparat zur 
Konsultation und zur Zusammenarbeit bei interna-
tionalen Währungsproblemen zur Verfügung steht. 
Sie wissen, daß ein wesentlicher Teil seiner Auf-
gabe darin liegt, Ungleichgewichte der internationa-
len Zahlungsbilanzen der Mitgliedsländer abzukür-
zen. 

Diese Hilfe zur Überbrückung von Zahlungsbi-
lanzschwierigkeiten kann natürlich immer nur eine 
vorübergehende sein. Der Internationale Wäh-
rungsfonds kann weder die Aufgaben der Weltbank 
noch Entwicklungshilfeleistungen übernehmen; er 
soll es nach unserer Überzeugung auch nicht tun. 

Zur heutigen schwierigen Situation kam es insbe-
sondere dadurch, daß die allgemeine Abschwä-
chung der Weltwirtschaft in der Mitte der 70er und 
zu Beginn der 80er Jahre ebenso wie die zum Teil 
stark gestiegenen Preise für Energie, hier insbeson-
der für das Erdöl, für eine Reihe von Entwicklungs-
ländern Dauerprobleme mit sich brachte. Es wurde, 
meine Damen und Herren, der sicherlich falsche 
Versuch unternommen, die ständig steigenden Pro-
bleme der Entwicklungsländer durch eine ständig 
steigende Verschuldung zu überbrücken. Wir ken-
nen im nationalen Bereich eine ähnliche Entwick-
lung, die ebenso falsch gewesen ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Da diese Probleme aber lösungsbedürftig sind, so 
wie wir uns im nationalen Bereich um Lösungen 
bemühen, war es vernünftig, dem menschlich ver-
ständlichen Wunsch der Entwicklungsländer nach 
einer weiteren Ausweitung von Sonderziehungs-
rechten nicht nachzukommen. Unabhängig davon, 
daß eine solche Ausweitung den gewünschten quan-
titativen Effekt wahrscheinlich gar nicht gehabt 
hätte, mußte der Versuch gemacht werden, Lö-
sungsansätze für die tatsächlichen Probleme zu fin-
den. Dies ist ermöglicht worden durch eine ganze 
Reihe von Gegebenheiten, insbesondere aber durch 
die Bereitschaft der Industrieländer, den erweiter-
ten Zugang zur Kreditvergabe des IWF, der ur-
sprünglich bereits 1983 auslaufen sollte, zu verlän-
gern, wie auch durch eine Reihe konkreter Um-
schuldungsmaßnahmen bei hochverschuldeten 
Ländern, bei denen die Gefahr der Zahlungsunfä-
higkeit bestand. Wir sind gespannt auf den Bericht 
über diese Übergangsmaßnahmen, der uns von der 
Regierung für April kommenden Jahres zugesagt 
ist. 

Meine Damen und Herren, im Gegensatz zu Red-
nern der Opposition bin ich der Überzeugung, daß 
unsere Regierung recht damit hatte, eine soge-
nannte Schuldenkonferenz abzulehnen. Die Gefahr, 
daß eine solche große Konferenz von den Schuld-
nerländern zu einem öffentlichen Anklageforum, zu 
einem Tribunal gemacht worden wäre, ohne daß 
man hierdurch der Lösung irgendeines der Pro-
bleme auch nur einen Schritt nähergekommen 
wäre, ist zu groß. Ebenso darf die Gefahr, daß es 
durch eine solche Konferenz zur Vergiftung der Ge-
sprächsatmosphäre kommen könnte, nicht unter-
schätzt werden. Ich weise hier auf vielfältige Ge-
spräche am Rande der Konferenz in Washington  

hin, die in dieser Art überhaupt nicht möglich gewe-
sen wären, wenn großartige öffentliche Konfronta-
tionspamphlete abgelassen worden wären. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es bleibt natürlich abzuwarten — dies kann kei-
ner genau voraussagen —, mit welchen Forderun-
gen die Schuldnerländer in Zukunft geschlossen 
auf die Gläubigerländer zukommen werden. Die In-
teressenlage der Schuldnerländer ist ja eindeutig, 
denn, meine Damen und Herren, welcher Politiker 
möchte schon gerne für die Sünden der Vergangen-
heit in seinem Lande haftbar gemacht werden, 
selbst dann, wenn er diese Sünden selber begangen 
hat? 

Jedenfalls gibt es gute Gründe, von den Grund-
sätzen des Ziehungspielraums der einzelnen Mit-
gliedsländer und von den damit verbundenen Be-
dingungen nicht abzugehen. Sie wissen, daß für ei-
nen Ziehungsantrag innerhalb der ersten Kredit

-

tranche von 25 % des maximalen Ziehungsspiel-
raums von einem Mitgliedsland erwartet wird, daß 
es glaubhafte Bemühungen zur Beseitigung seiner 
Probleme unternimmt. Hier haben die Länder also 
einen erheblichen inneren Spielraum. Für Ziehun-
gen in den drei höheren Kredittranchen allerdings 
ist berechtigte Voraussetzung, daß das Defizitland 
konkrete Maßnahmen zur Wiederherstellung sei-
nes Zahlungsbilanzgleichgewichts ergreift. Die 
hiermit verbundenen Auflagen des IWF im wirt-
schaftspolitischen Bereich bleiben eine Notwendig-
keit. 

Meine Damen und Herren, wer allerdings fordert, 
diese Auflagen über den Bereich der Finanz-, Geld-
oder Wechselkurspolitik hinaus in andere Politikbe-
reiche auszuweiten, der gefährdet den Bestand der 
gesamten Einrichtung. Es wird kein Land geben, 
das sich seine Sicherheits- oder seine Bevölke-
rungspolitik von anderen vorschreiben läßt, und es 
gibt überhaupt keine denkbare Schablone, die in 
solchen Politikbereichen gar über sämtliche Mit-
gliedsländer des IWF gelegt werden könnte. Hier 
müssen wir Wünschenswertes vom Machbaren 
trennen. Wer von uns sähe es nicht gerne, wenn 
gerade die armen Entwicklungsländer ihre Militär-
ausgaben drastisch reduzieren würden? 

(Schwenninger [GRÜNE]: Von wem kaufen 
sie denn die Waffen?) 

Wer von uns würde sich nicht über eine Entwick-
lung freuen, bei der die Bevölkerungs- und damit 
u. a. auch die Ernährungsprobleme gerade der ärm-
sten Länder einer Lösung nähergebracht würden? 

Es ist blauäugig, wenn die GRÜNEN auf diesem 
Gebiet von der Bundesregierung das Gute schlecht-
hin fordern, ein solcher Einfluß, selbst wenn wir ihn 
nehmen wollten, uns aber ersichtlich gar nicht mög-
lich wäre. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Man darf nur 
keine Waffen verkaufen!) 

Hier ist es auch unehrlich, wenn die SPD, die in der 
Regierung die gleiche Politik wie die heutige Bun- 
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desregierung betrieben hat, jetzt objektiv unerfüll-
bare Forderungen stellt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, einen wichtigen Teil 
der Gespräche am Rande nahm natürlich — auch 
hier und heute ist dieses Problem angesprochen 
worden — die Situation des US-Dollar ein. Daß die 
dramatische Aufwärtsentwicklung gerade auch 
während der Sitzungstage durch die Intervention 
der Bundesbank zu einem vorläufigen Abschluß ge-
bracht wurde, sorgte für allgemeine Erleichterung. 
Denn so schwer es ist, die kurzfristigen Auswirkun-
gen eines Dollar-Anstiegs allgemeingültig positiv 
oder negativ zu bewerten, so sicher ist es, daß eine 
längerfristige deutliche Überbewertung dieser für 
die Weltwirtschaft so wichtigen Währung zu negati-
ven Folgen führen muß. 

Was waren die Gründe für das Ansteigen des Dol-
lar? Sicherlich einerseits die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den USA, die Haushaltsgegebenheiten 
in den USA, auf die wir keinen Einfluß nehmen 
können, ebenso aber auch ein psychologischer Ef-
fekt durch die amerikanische Gesamtpolitik, den 
man nicht unterschätzen sollte und der hier, meine 
Damen und Herren, durch Beiträge von der linken 
Seite des Hauses sicher eher verstärkt als abgemil-
dert werden wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das Ergebnis der Bundesbankintervention ist je-
denfalls zu begrüßen, und wir können nur hoffen, 
daß der Dollar auf seinen realistischen Wert zu-
rückgeht und sich dort stabilisiert. 

(Conradi [SPD]: Hoffen reicht nicht, mein 
Lieber, dafür muß man etwas tun!) 

Wir wollen aber auch nicht übersehen, daß der 
hohe Dollarkurs kurzfristig zu einer erheblichen 
Belebung des Handels in der Welt, und zwar nicht 
nur des Handels unter den Industriestaaten, ge-
führt hat. Die Entwicklungsländer sind bei dieser 
Konferenz in Washington insbesondere deswegen 
verhältnismäßig zufrieden und ruhig gewesen, weil 
die Dollarsituation auch zu einer erheblichen Aus-
weitung ihrer Handelsströme in Richtung der USA 
geführt hat. Hierdurch ist der Weltwirtschaft ein 
wichtiger Impuls gegeben worden. 

Auf längere Sicht aber müssen, wie gesagt, der 
hohe Kurs und die zu hohen Zinsen gerade für die 
größten Schuldnerländer, deren Schulden meist in 
US-Dollar abgewickelt werden, zu riesigen, zu bei-
nahe nicht zu bewältigenden Problemen führen. 
Wir sind überzeugt, daß sowohl die zu erwartenden 
als auch die schon getroffenen Beschlüsse in den 
USA Richtung Haushalt, Richtung Zinssenkungen 
die Kenntnis der Probleme deutlich gemacht haben 
und daß mit einer Besserung zu rechnen ist. Insbe-
sondere wird nach den Wahlen in den USA man-
ches sicherlich besser im Griff sein, als es heute 
sein kann. 

Meine Damen und Herren, die Zusammenarbeit 
zwischen den Schuldner- und Gläubigerländern bei 
der abgelaufenen Konferenz war eindrucksvoll. Es 
ist zu hoffen, daß die Schuldnerländer durch eine 

stetige soziale und wirtschaftliche Entwicklung in 
die Lage kommen, ihre Leistungen mit ihren Ver-
pflichtungen in Einklang zu bringen. Die Bundesre-
publik Deutschland wird auch weiterhin bereit sein, 
ihren Beitrag hierzu zu leisten. Die Bundesregie-
rung hat die Unterstützung meiner Fraktion für 
diese Arbeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zwei Tage vor der offiziellen 
Eröffnung des Jahrestreffens von IWF und Welt-
bank wußte die Presse zu berichten, die Lenkungs-
gremien hätten ihre Beschlüsse bereits gefaßt, die 
Konferenz sei gelaufen, es folge nur noch der Vor-
trag belangloser Statements. Es sind die großen In-
dustriestaaten, zusammen mit Saudi-Arabien, die in 
diesen Lenkungsorganen, Interims- und Entwick-
lungsausschuß, das Sagen haben. An der Ableh-
nung z. B. der von den Entwicklungsländern gefor-
derten allgemeinen Schuldenkonferenz war somit 
keinen Augenblick lang zu zweifeln. Daß amtlichen 
Verlautbarungen zufolge die im Interimskomitee 
vertretenen Entwicklungsländer die Ablehnung ih-
res eigenen Begehrens auch noch begrüßt haben 
sollen, kann einen nur bitter stimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

In ihren Statements und in persönlichen Gesprä-
chen haben sich jedenfalls die Vertreter der Ent-
wicklungsländer reihum darüber beklagt, daß es ih-
nen weiterhin versagt sein wird, mit den Gläubiger-
ländern endlich mal von gleich zu gleich zu reden. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wenn nach der Tagung auch Vertreter der Bun-
desregierung ihre Genugtuung darüber bekunde-
ten, daß dies eine ruhige, undramatische Jahres-
konferenz gewesen sei, dann zeigt das nur, daß 
auch die Institutionen des Bretton-Wood-Systems 
einmal eine Selbstverständnisdebatte nötig hätten: 
Als ob es auf undramatische Konferenzverläufe an-
käme, wenn in so manchem verschuldeten Entwick-
lungsland Menschen hungern, weil die vom interna-
tionalen Schuldenmanagement auferlegten Anpas-
sungslasten fast überall den Schultern der 
Schwächsten aufgebürdet werden! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Sprecher der SPD-Fraktion haben hier im 
Bundestag am 19. September 1984 für eine allge-
meine Schuldenkonferenz plädiert. Wir halten sie 
der Sache nach auch heute noch für richtig. Der 
argentinische Finanzminister wird mit seiner Be-
fürchtung recht haben, daß der Rahmen der Früh

-

jahrstagung 1985 der Fondsgremien zu eng sein 
wird, in den hinein die Schuldendebatte statt des-
sen nun verwiesen wurde. Entscheiden werden da 
nicht die Argumente, entscheidend werden nicht 
die Betroffenheiten sein, entschieden wird gemäß 
der quotalen Stimmenüberlegenheit der Industrie-
und Gläubigerstaaten. 
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Nun aber hat man von der Beschlußlage auszuge-

hen. Wir Sozialdemokraten sehen den Schwerpunkt 
der heutigen Debatte darin, die Probleme und The-
men zu benennen, die die Bundesregierung auch 
dann auf die Agenda der Frühjahrstagung zu brin-
gen hat, wenn die USA und andere, wie gehabt, lie-
ber Small talk machen und den Grad der Betroffen-
heit auf business as usual einebnen wollen. Erfor-
derlich ist es zum Beispiel, dabei die Verschuldens-
bereiche zusammenzuführen. Die Entwicklungslän-
der sind es gewohnt, nach dem Divide-et-impera-
Prinzip zweigleisig abgefertigt zu werden. In den 
Bretton-Woods-Gremien verweisen die Regierun-
gen auf die Banken, im Pariser Umschuldungsklub 
die Banken auf die Regierungen, und allemal 
schaukeln sich auf diese Weise die Konditionen 
hoch, und das heißt im Klartext, daß ungezählten 
Menschen der Brotkorb höher gehängt wird. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Mittlerweile ist es ja so, daß bei der Zusammen-
führung der Schuldenkomplexe eher die Regierun-
gen von den Banken lernen könnten als umgekehrt. 
Die Banken jedenfalls haben begriffen, daß die 
rechtzeitige Konzession, die rechtzeitige Wertbe-
richtigung allemal auch die billigste, weil wirksam-
ste ist. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Damit ist die Auseinandersetzung um Konditio-
nalität und Anpassung mit angesprochen. Werden 
Sie, Herr Bundesfinanzminister, bei der Frühjahrs-
tagung 1985 dafür sorgen, daß diese Debatte um 
Anpassung endlich aus der Vereinseitigung heraus-
geführt wird, als obliege die Anpassung einzig den 
Schuldnerländern? 

(Beifall bei der SPD) 

Werden Sie den Mut zum burden-sharing haben? 

Selbstverständlich ist die Nullverschuldung der 
Entwicklungsländer kein vernünftiges Ziel. Kapital-
importe in diese Staaten sind sozusagen normal. 
Das meint aber doch etwas ganz anderes als den 
Prozeß der bloßen Umschuldung, über dessen einst-
weiliges Gelingen derzeit ein allgemeines Schulter-
klopfen stattfindet. Die Aufnahme teurer Kredite 
zur Tilgung aufgelaufener Zinsen und allenfalls 
noch zu einem etwas fristengünstigeren roll over 
löst doch keine Probleme, verhärtet sie vielmehr — 
nach Maßgabe ganz einfach der Regeln der Zinses-
zinsrechnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt eine Reihe von Modellen, wie man dem 
beikommen könnte. Eines davon habe ich am 
19. September dieses Jahres hier vorgetragen — es 
kann aber keines geben ohne burden-sharing. Mit 
Mühe und Not ist es jetzt in Washington gelungen 
— wir haben der Bundesregierung dafür zu dan-
ken —, wenigstens den erweiterten Zugang der Ent-
wicklungsländer ein weiteres Jahr lang offenzuhal-
ten — Zugang zu besonders teueren und besonders 
hart konditionierten Fondskrediten übrigens. Zu-
gleich aber muß der Zugang zu den Mitteln der 
Internationalen Entwicklungsorganisation — IDA 
— verengt werden, weil die USA ihrer Einschuß

-

pflicht aus früher eingegangenen Aufstockungen 
nicht nachkommen, und hier handelt es sich um 
Finanzierungsmittel, die nach der Satzung beson-
ders elastisch und weniger zahlungsbilanzbela-
stend zu konditionieren sind als normale Kredite. 

(Beifall bei der SPD) 

Also: Die weichen Kredite werden abgebaut und die 
harten hat man mit Mühe und Not um ein Jahr ver-
längern können. 

Es liegt mir fern — lassen Sie mich das klarstel-
len —, die Aufgaben von Fonds und Bank vermi-
schen zu wollen. Da wird kein Konsens aufgekün-
digt, Herr von Wartenberg; schade, daß Sie dies 
offenbar gerne so hätten. Da wird kein Konsens 
aufgekündigt. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sehr richtig!) 

Was gesagt sein soll, ist vielmehr dies: Mit einer 
weit großzügigeren Ausstattung der IDA würden 
auch die Gläubigerstaaten einen Teil der Anpas-
sungslast tragen, die allein zu tragen die Entwick-
lungsländer einfach überfordert. 

(Beifall bei der SPD) 

Wieso eigentlich sollen die Entwicklungsländer zu 
ihrer Schuldenlast hinzu auch noch die Hauptlast 
aus dem vom Dollar her überhöhten Zinsniveau tra-
gen? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es sind doch die Amerikaner, die, wesentlich durch 
ihren Rüstungsetat bestimmt, über ihre Verhält-
nisse leben. Geradezu pervers ist es, daß darob so-
gar Entwicklungsländer zu Kapitalexporteuren 
werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es hat in Washington eine, wie ich finde, höchst 
scheinheilige Diskussion darüber gegeben, ob die 
Entwicklungsländer aus der gegenwärtigen Situa-
tion der amerikanischen Konjunktur mehr Nutzen 
oder mehr Schaden hätten. Es mag j a sein, daß 
Konjunkturgefälle und Wechselkurszusammen-
hang dem einen und anderen Entwicklungsland 
derzeit vermehrte Exporte in die USA ermöglichen 
— jederzeit durch Konjunktureinbruch und oder 
Protektionismus bedrohte Exporte, wie doch jeder-
mann weiß; das derzeitige hohe Leistungsbilanzde-
fizit der Amerikaner kann doch gar nicht durchge-
halten werden. Aber schon auf mittlere Sicht wer-
den die Entwicklungsländer durch die hohen Zin-
sen um die Früchte ihrer Anpassungsanstrengun-
gen betrogen, 

(Beifall bei der SPD) 

die wahrlich oft genug mit Massenelend und Mas-
senarbeitslosigkeit erkauft werden mußten. 

Werden Sie, Herr Bundesfinanzminister, den 
Amerikanern bei der Erörterung der Anpassungs-
strategien im Frühjahr 1985 klipp und klar sagen, 
wer sich da mit dem Ziel der Zinssenkung anzupas-
sen hat? Werden Sie sagen, daß in erster Linie die 
USA hier gefordert sind? Wird man, Herr Bundesfi-
nanzminister, die Industriestaaten beim Namen 
nennen, die sich um die Anpassungsaufgabe der 
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Öffnung ihrer Märkte drücken? Es gab keinen Ver-
treter eines Entwicklungslandes, der sich nicht bit-
ter darüber beklagt hätte, daß gerade hier — zwi-
schen dem glatten Bekenntnis zum freien Handel 
und den rüden Handelspraktiken — die Diskrepan-
zen besonders groß sind. 

Über die Konditionenpolitik des Fonds mag man 
j a schon gar nicht mehr reden. Mir hat auch bei der 
diesjährigen Tagung niemand klarzumachen ver-
mocht, weshalb es gegen die Souveränität eines 
Schuldnerstaates verstößt, wenn der Fonds den Ge-
neralen den Spaß an Kriegsgeräten vermiest, es da-
gegen nicht gegen die Souveränität von Staaten 
verstößt, wenn man bei der Kreditvergabe die Ab-
schaffung der Verbilligung von Grundnahrungsmit-
teln verlangt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Dies hat mir wieder keiner klarmachen können. 

Ich argumentiere da rein ökonomisch. Wirtschaft-
lich ist Rüstung doch allemal Unsinn. 

Dabei habe ich die für mich hoffnungsvollen Zwi-
schentöne Ihrer Washingtoner Rede nicht überhört, 
Herr Bundesfinanzminister. Wenn nunmehr — Zi-
tat — „die zweite Phase der Anpassung" ausgerufen 
wird, eine, die den Entwicklungserfordernissen der 
Schuldnerländer stärker Rechnung tragen soll — 
ich füge hinzu: der Aufbau tragfähiger Sozialstruk-
turen gehört dazu —, dann sehe ich über das darin 
versteckte Eingeständnis hinweg und halte mich an 
die gute Absicht. Auch die angekündigte bessere 
Abstimmung der Fonds- und der Bankaktivitäten 
muß nicht unbedingt bedeuten, daß jetzt auch noch 
die Bank auf die monetaristische Linie des Fonds 
hingetrimmt wird. 

(Glocke des Präsidenten) 

Meine Damen und Herren, die Zusage, die Schul-
dendebatte bei der Frühjahrstagung '85 des IWF zu 
führen, könnte als bloße Abwiegelung gedacht ge-
wesen sein, sie könnte aber auch zu einer Neubesin-
nung führen. Sie, Herr Bundesfinanzminister, ha-
ben die allgemeine Schuldenkonferenz abgelehnt. 
Sie tragen nun ein hohes Maß an Mitverantwortung 
für das, was aus der Frühjahrstagung '85 wird. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Kollegin Matthäus-Maier 
hat es nicht zum erstenmal für richtig gehalten, ver-
bale Kraftübungen gegenüber den Vereinigten 
Staaten als den eigentlichen Hebel zur Lösung der 
internationalen Wirtschafts- und Währungs- und 
Verschuldungsprobleme hier darzustellen. Sie hat 
in diesem Zusammenhang ihre Beobachtung wie-
dergegeben, seit dem Regierungswechsel habe der 

deutsche Druck auf die amerikanische Regierung 
deutlich abgenommen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 
wohl nicht wahr!) 

Nun bin ich — wie vermutlich auch Sie — bei dem 
eindrucksvollen deutsch-amerikanischen Fingerha-
keln nicht dabei gewesen, das in früheren Jahren 
offensichtlich zwischen dem ökonomischen Super-
star Helmut Schmidt und seinem renitenten ameri-
kanischen Nachhilfeschüler Ronald Reagan stattge-
funden haben muß. 

(Bindig [SPD]: Gut getroffen!) 

Ich kann nur feststellen: Es ist nichts dabei heraus-
gekommen. Die weltwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen sind besser geworden, seit es den von 
Ihnen vermißten Druck auf die amerikanische Re-
gierung durch einen deutschen Bundeskanzler aus 
der Perspektive Ihrer Beobachtung nicht mehr 
gibt. 

(Vorsitz : Vizepräsident Stücklen) 

Ich denke, es ist allemal besser, man beurteilt politi-
sche Entwicklungen von ihren Ergebnissen her, als 
von den Denkübungen, die man da — aus welchen 
Fixierungen auch immer — glaubt anstellen zu 
müssen. 

Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
haben sich übrigens keineswegs nur für die Indu-
strieländer verbessert, sondern vor allen Dingen er-
freulicherweise für die Entwicklungsländer, die 
erstmals im vergangenen Jahr wieder höhere 
Wachstumsraten als Bevölkerungszuwächse zu ver-
zeichnen hatten, was eine nicht ganz unwesentliche 
Veränderung der Ausgangslage gegenüber der Ver-
gangenheit darstellt. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Matthäus-Maier? 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Herr Kollege, ist Ih-
nen nicht bekannt, daß seit der Zeit von Helmut 
Schmidt — ich will die Innenpolitik und die Arbeits-
losigkeit einmal ganz weglassen — die Verschul-
dung der Dritten Welt noch dramatisch zugenom-
men hat? Darüber reden wir heute. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Das ist mir völlig be

-

kannt. Mir ist auch völlig bekannt, wie sich in die-
ser Zeit die gemeinsame oder nicht gemeinsame 
Beurteilung der Ursachen dieser Entwicklung ver-
ändert hat. 

Es ist völlig zutreffend, daß die amerikanische 
Zinsentwicklung hierfür eine beträchtliche Rolle 
spielt. Genauso zutreffend ist, daß für die amerika-
nische Zinsentwicklung die gigantische Verschul-
dung im amerikanischen Haushalt eine erhebliche 
Rolle spielt, die übrigens relativ geringer ist als die-
jenige, die Sie selbst im deutschen Haushalt veran-
staltet haben. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Verur-
sacht haben!) 
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Der Punkt ist nur, daß eine Partei, Frau Matthäus

-

Maier, die selbst die Politik betrieben hat, 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

die sie nun den Amerikanern vorwirft, der denkbar 
ungeeignetste Zensor für die Wirtschafts- und 
Haushaltspolitik eines befreundeten Staates ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Von daher, Frau Kollegin Matthäus-Maier, brau-
chen wir nicht lange nach Ursachen dafür zu su-
chen, warum der massive Druck des früheren deut-
schen Bundeskanzlers auf die amerikanische Re-
gierung offensichtlich ohne die Ergebnisse geblie-
ben ist, die Sie sich selbst davon erhofft haben. 

Ich kann jedenfalls feststellen, daß Helmut Kohl 
nicht nur gegenüber den Schuldnerstaaten, sondern 
auch gegenüber den Industriestaaten, nicht zuletzt 
gegenüber den Vereinigten Staaten, immer wieder 
die entscheidende Bedeutung der Zinsentwicklung 
hervorgehoben hat. Er hat dies etwa bei seinem 
Staatsbesuch in Argentinien getan und dabei im 
Bereich der Schuldnerstaaten naturgemäß große 
Aufmerksamkeit gefunden. Aber er hat es erfreuli-
cherweise nicht in Interviews mit Richtung auf die 
Vereinigten Staaten, sondern beim Weltwirtschafts -
gipfel in London getan und damit erreicht, daß sich 
alle Industriestaaten in ihrem Abschlußkommuni-
qué einvernehmlich darauf verständigt haben, daß 
eine Lösung der Verschuldungsproblematik ohne 
eine Korrektur dieser dramatischen Entwicklung in 
der Tat nicht zu erreichen sei. 

Meine Damen und Herren, ich denke, das Pro-
blem ist so kompliziert und so ernst, daß wir auf 
polemische Attacken, die dann wiederum handfest 
zurückgewiesen werden müßten, verzichten sollten, 
weil sie die eigentliche Problemlage eher verlagern, 
als sie wirklich in den Blick zu nehmen. 

Es ist doch wahr, daß die Rolle des Internationa-
len Währungsfonds nicht ersetzbar ist. Dieser wan-
dert bei seinem notwendigen Bemühen, Fehlent-
wicklungen in den Entwicklungsländern durch 
wirtschaftspolitische Empfehlungen und Auflagen 
zu korrigieren, auf einem schmalen Grat zwischen 
der Wiederherstellung der Zahlungsfähigkeit der 
betroffenen Schuldnerländer und dem Aufstand der 
von harten Maßnahmen betroffenen Bevölkerungs-
gruppen. Wir haben doch alle erlebt, daß es in Brasi-
lien, in Jamaika, in Peru, in Ägypten, in Marokko 
und anderswo Unruhen und Demonstrationen in 
der Bevölkerung gegeben hat, die in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Entscheidungen stehen, die 
durch Anpassungsmaßnahmen und Sanierungs-
programme zustande gekommen sind. 

Ich denke, es gibt in diesem Zusammenhang zwei 
Illusionen, die beide vermieden werden müssen. Es 
gibt auf der einen Seite die Illusion, man könne die-
sen Prozeß der Anpassung an wirtschaftliche Reali-
täten auch ohne die katalysatorische Funktion des 
Internationalen Währungsfonds bewerkstelligen. 
Es ist Helmut Schmidt gewesen, der völlig zu Recht 
darauf hingewiesen hat, daß es ohne Einschaltung 
des Internationalen Währungsfonds keine neuen 
Kredite geben wird und daß von daher jeder, der 
von der Unvermeidlichkeit der Vergabe weiterer 

Kredite überzeugt ist, an der Aufrechterhaltung der 
Rolle des Internationalen Währungsfonds interes-
siert sein muß. Aber es ist auf der anderen Seite 
auch wahr, daß die vom Internationalen Währungs-
fonds nahegelegten Austerity-Bedingungen nicht 
übertrieben werden dürfen, wenn sie nicht wirt-
schaftliche, soziale und sehr bald auch politische 
Destabilisierung auslösen sollen. 

Wir müssen hier auch nüchtern zur Kenntnis 
nehmen, daß es Zielkonflikte zwischen ökonomi-
schen und politischen Interessen gibt. Wir wollen ja 
nicht nur eine möglichst schnelle Wiederherstel-
lung der Zahlungsfähigkeit, der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit dieser Länder, sondern wir sind 
auch — das sagen wir in anderen Zusammenhän-
gen immer wieder mit großem Ernst — an der poli-
tischen Entwicklung dieser Länder zu demokrati-
schen Verhältnissen interessiert. Wir dürfen inso-
fern in der Tat nicht aus dem Auge verlieren, daß 
wir diesen Menschen, diesen Ländern nicht ernst-
haft Sanierungsprogramme andienen können, die 
für Politiker, die sich auf den mühsamen Weg bege-
ben haben, für den künftigen Weg ihres Landes 
Mehrheiten zu suchen, ganz sicher kaum mehr-
heitsfähig zu machen sind. Mir liegt viel daran, daß 
wir uns den Zielkonflikt zwischen ökonomischen 
und politischen Interessen, die wir hier zu vertreten 
haben, im Bewußtsein halten und dies nicht durch 
flotte, ausschließlich finanztechnische Überlegun-
gen und Operationen aus der Welt diskutieren. 

Es gibt sicher kein überall anwendbares Erfolgs-
rezept. Die für Länder mit hohen Leistungsbilanz-
und Haushaltsdefiziten naheliegende Strategie, die 
öffentlichen Ausgaben zu reduzieren oder die Steu-
ern anzuheben, um auf diesem Wege Mittel freizu-
machen, die dann für die Stützung des Exports oder 
für Importsubstituierung verwendet werden kön-
nen, die eigene Währung abzuwerten, um auf diese 
Weise die Wettbewerbsfähigkeit durch Verände-
rung des realen Lohnniveaus zu erreichen, ist eben 
kein überall mit Erfolg anwendbares Konzept. Wäh-
rend es in Mexiko einigermaßen funktioniert hat, 
ist es etwa in Brasilien ebenso eindeutig geschei-
tert. 

Zu den Erfolgen der geduldigen Bemühungen der 
letzten beiden Jahre gehört nicht zuletzt, daß auch 
auf seiten der Schuldnerländer die Einsicht in Zu-
sammenhänge gewachsen ist, daß sowohl Schulden-
moratorien wie Schuldnerkartelle vermieden wer-
den konnten. Dazu haben sich gerade die demokra-
tisch legitimierten Präsidenten dieser Schuldner-
staaten ausdrücklich bekannt, die zu den eingegan-
genen Verpflichtungen stehen, aber, wie ich denke, 
zu Recht darauf hingewiesen haben, daß Verzin-
sung und Tilgung ihrer Auslandsschulden künftig 
in einem angemessenen Verhältnis zu ihren Ex-
porterlösen stehen und daß sie mit der Aufrechter-
haltung eines angemessenen Einkommensniveaus 
ihrer Mitbürger vereinbar sein müßten. Ich halte 
das für richtig, und ich denke, daß darüber in die-
sem Haus auch kein Streit zu entstehen braucht, 
nachdem diese Bundesregierung in ihrem Jahres-
wirtschaftsbericht erstmals ausdrücklich niederge-
legt hat, daß es in unserem Interesse liege, eine 
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geordnete Anpassung ohne soziale Zerreißproben 
zu erreichen. Dies ist die formulierte Politik dieser 
Bundesregierung, die ihren Niederschlag erfreuli-
cherweise auch in den Übereinkünften der Regie-
rungschefs beim Weltwirtschaftsgipfel gefunden 
hat. 
Meine Damen und Herren, wir haben doch in 

unserer eigenen Vergangenheit erfahren, was pas-
siert, wenn die Länder, die — uns gegenüber in die-
sem Fall — Ansprüche geltend machen, sich gleich-
zeitig weigern, die Voraussetzungen dafür zu schaf-
fen, daß wir solchen Verpflichtungen überhaupt 
nachkommen könnten. Die wirtschaftlichen, finan-
ziellen und auch politischen Folgen der Abwicklung 
des deutschen Reparationenproblems sind durch-
aus nicht ohne Bedeutung für die Beurteilung der 
Risiken, die auch entstehen könnten, wenn eine 
allzu sehr auf finanztechnische und ökonomische 
Sachverhalte fixierte Betrachtung dieser internatio-
nalen Verschuldensproblematik stattfände. Die Fol-
gen von damals sind bekannt. Wir haben kein Inter-
esse daran, sie hier zu wiederholen. 

Die Lebenserfahrung spricht dafür, daß gegen-
über einem drohenden Konkurs in aller Regel ein 
angemessener Vergleich die bessere Lösung ist. 
Dies erfordert auf allen Seiten Einsicht in Realitä-
ten, Mut und Opferbereitschaft, von denen ich nicht 
sicher bin, ob diese Voraussetzungen bereits auf 
allen Seiten gegeben sind. 

Wir haben uns bemüht, in diesem Entschlie-
ßungsantrag eine Reihe der Positionen aufzulisten, 
die deutlich machen sollen, daß wir uns nicht nur 
über die wirtschaftlichen Zusammenhänge, son-
dern auch über die politischen Implikationen dieser 
Problemlagen bewußt sind. Wir sind sehr damit ein-
verstanden, daß wir dies für eine sorgfältigere Bera-
tung in die Fachausschüsse überweisen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Gottwald. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Meine Damen und Her-
ren! Sehr geehrter Herr Präsident! Ich möchte im 
folgenden kurz auf die Anfragen und die Antworten 
der Bundesregierung darauf eingehen. Vorab muß 
ich natürlich zugeben, daß unsere Anfragen zum 
Teil nicht einfach waren, daß sie aber zum anderen 
Teil den Vorteil hatten, daß viele Informationen be-
reits in ihnen enthalten waren, so daß die Bundes-
regierung schon die Chance hatte, sie zu beantwor-
ten. Dennoch möchte ich sagen, daß die Antwort-
praxis generell wie folgt zu klassifizieren ist: Ent-
weder gab es überhaupt keine Antworten, es stan-
den irgendwelche Sätze da, die mit der Frage nichts 
zu tun hatten, oder es fanden sich sehr wider-
sprüchliche Antworten, oder die Antworten waren 
dumm, dreist und zum Teil sehr zynisch. 

(Stratmann [GRÜNE]: Töricht!) 

Wir mußten feststellen, daß seitens der Regie-
rung nicht nur unsinnige Vorstellungen über Lö-

sungsmöglichkeiten der Verschuldenskrise vor-
herrschen, sondern häufig gar keine. Die pure Rat-
losigkeit gibt den Ton an. Eines der krassesten Bei-
spiele war die Frage nach den Konsequenzen der 
Verschuldung für die Bundesrepublik, für die hiesi-
gen Banken und für die Binnenwirtschaft. Zunächst 
wurde der Zusammenhang in den Antworten ge-
leugnet. Auf die Frage nach eventuellen Interven-
tionsplänen der Bundesregierung für den Fall von 
Bankzusammenbrüchen oder Liquiditätsproblemen 
antwortete die Regierung — ich zitiere —: 

Öffentliche Planungen der Regierung für even-
tuelle Hilfen wären nicht zweckdienlich. Sie 
würden die Verantwortung für die Kreditent-
scheidungen, die bei den Banken liegt, verwi-
schen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie wollen ja eine neue 
Bank aufmachen; da können Sie alles bes-

ser machen!) 

Dazu sage ich folgendes. Erstens. Zur Verantwor-
tung der privaten Banken: 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Mein Gott, was für ein Engagement hier! 

Der IWF handelt als internationaler Finanzpoli-
zist die Bedingungen, unter denen die privaten Ban-
ken Kredite vergeben, und die Bedingungen, unter 
denen die Schuldnerländer die Zinsen zurückzah-
len, für die privaten Banken aus. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Welche Kredite 
vergeben die denn?) 

In diesem Sinn ist der IWF das zentrale Steue-
rungssystem für die Kreditvergabe der privaten 
Banken. Und der IWF ist ja nun wohl wirklich keine 
Privatangelegenheit. 

Wie der schweizerische Nationalbankpräsident 
Leutwiler im „Spiegel" der vorigen Woche sagte — 
ich wiederhole das Zitat —, stellt der IWF seine har-
ten Bedingungen an die Entwicklungsländer, weil 
die privaten Banken es von ihm verlangen — wegen 
ihrer raschen Sanierungserfolge. Hier wird immer 
von Sanierungsproblemen in den Entwicklungslän-
dern geredet: Es geht offensichtlich auch um die 
Sanierungsprobleme der privaten Banken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich bitte doch sehr, daß Sie uns hier nicht für dumm 
verkaufen. 

(Zuruf von der FDP: Sie uns auch nicht!) 

Zweitens sagte Herr Leutwiler: Die 700 bis 800 
Milliarden Dollar Schulden der Entwicklungslän-
der werden nie zurückgezahlt. Davon geht auch die 
Bundesregierung in ihrer Antwort aus. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Was hat der 
Herr Leutwiler genau gesagt? — Abg. Dr. 
Lammert [CDU/CSU] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete! 
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Frau Gottwald (GRÜNE): Ich möchte nicht. Ich 
habe nur noch 6 Minuten. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Ich hatte auch 
nicht mehr!) 

Ja, da frage ich Sie doch: Wer zahlt das denn, 
wenn die Länder diese Summen nicht zurückzahlen 
können? Ist diese Summe eine Fiktion? Verzichten 
die Banken auf diese Summe? Oder werden die 
Verluste sozialisiert, wie es dann so schön heißt; 
sprich: Jeder Steuerzahler hier zahlt das. 

(Zuruf des Abg. Kolb) 

Was passiert denn, wenn bundesdeutsche Banken 
zusammenbrechen, wie es in den USA schon pas-
siert ist? Herr Leutwiler meint in dem „Spiegel"-
Gespräch: Es würde keinesfalls jede Bank aufge-
fangen; die kleinen würde man pleitegehen lassen. 
Und wenn bei großen Bankeinbrüchen die Verluste 
durch Eingreifen der Regierung umverteilt werden, 
bezahlt es ebenfalls der Bürger. 

Ich fordere die Bundesregierung auf, daß sie die 
Planung für solche Fälle, die jeden in diesem Land 
betreffen, öffentlich zur Verfügung stellt. Und wenn 
sie diese Pläne noch nicht gemacht hat, wie sie in 
der Antwort behauptet, dann halte ich es für gebo-
ten und für höchste Zeit, sich endlich hinzusetzen 
und sich Gedanken über solche Fälle zu machen. Es 
ist keine Fiktion, worüber hier geredet wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wollen Sie die Rückver

-

sicherung für Ihre Öko-Bank?) 

Nun zu den Konsequenzen für die Schuldnerlän-
der. Erstmals akzeptiert die Bundesregierung die 
Tatsache der Verschuldung generell. Es geht nicht 
darum — ich zitiere —, den Schuldenstand der 
Schuldnerländer generell zu verringern, sondern es 
geht darum, wieder zu einer tragbaren Zahlungsbi-
lanz und Verschuldungsposition zu kommen. Au-
ßerdem heißt es — ich zitiere —: Grundsätzlich ist 
Auslandsverschuldung für Entwicklungsländer et-
was Normales. 

Also: Normal ist fast gar nichts. Und Ihre Antwor-
ten, die in diesem Stil gegeben werden, halte ich für 
absolut überhaupt nicht normal. 

Die Verschuldung der Dritten Welt ist das Resul-
tat jahrzehntelanger Ausbeutung dieser Länder 
durch die Industrieländer. Diese Ausbeutung und 
Abhängigkeitsverhältnisse akzeptiert die Bundes-
regierung offensichtlich per se, weil sich an diesen 
Verhältnissen gut verdienen läßt. 

(Lachen des Abg. Cronenberg [Arnsberg] 
[FDP]) 

Mehr noch. Diese Leute in dieser Regierung sind 
diejenigen, die diese einseitigen Strukturen noch 
forcieren: durch Ihre IWF-Politik, durch Ihren fi-
nanzpolitischen Kolonialismus, den Sie hier propa-
gieren. 

Die Auflagenpolitik des Internationalen Wäh-
rungsfonds, die die verschuldeten Länder zwingt, 
weiterhin an den für sie aussichtslosen Wettlauf auf 
dem Weltmarkt teilzunehmen, sichert diese Strate-
gie ab. 

Wie hysterisch die Bundesregierung auf die Dar-
legung dieses Zusammenhangs reagiert, wird daran 
deutlich, daß sie meint, beim Fundament dieser 
Aussage ansetzen zu müssen. Der erstaunte Leser 
der Antwort traut seinen Augen nicht. Ich zitiere: 
Der in der Antwort wiederholt verwendete Begriff 
der Auflage ist irreführend. — Wir irre ist eigentlich 
Ihr Ministerium, Herr Warnke, möchte ich Sie da 
doch mal fragen. Ich zitiere wörtlich aus einem mi-
nisteriumsinternen Papier vom März 1984: Die 
IWF-Auflagen haben eine zentrale Funktion bei der 
Bewältigung der internationalen Verschuldungs-
probleme erhalten. — Gibt es nun IWF-Auflagen 
oder nicht? 

(Beifall bei den GRÜNEN — Stratmann 
[GRÜNE]: Warnkes Firma ist durcheinan

-

der!) 

In den Antworten schreibt die Bundesregierung 
von „Vereinbarungen", „nötigen Strukturanpassun-
gen" und „Atempausen", die die Länder brauchten, 
um ihre Zinsen zurückzuzahlen. Herr Warnke, wis-
sen Sie eigentlich, was Atempause im Zusammen-
hang mit IWF-Auflagen bedeutet? Für viele Men-
schen in diesen Ländern handelt es sich um einen 
Atemstillstand, und das für immer. Auf deutsch: 
Hungertod. Man sollte das ruhig einmal so nennen 
und nicht mit dem schönen Wort Atempause um-
schreiben. 

Über die Auswirkungen gibt es genügend histori-
sche Beweise. Wir haben in unserer Anfrage allein 
17 Beispiele aus den letzten Jahren aufgeführt, die 
zeigen, daß diese IWF-Auflagen — ich darf doch 
jetzt wohl den amtlich bestätigten Begriff gebrau-
chen — direkt zu jenen Aufständen führten, die 
inzwischen jedem Beobachter der Verschuldungs-
szenerie als Brotrevolten bekannt sind. Bei allen 17 
Beispielen werden die Zusammenhänge pauschal 
vom Tisch gewischt. Zitat aus der sogenannten Ant-
wort: „Auch in dieser Frage sind die Zusammen-
hänge willkürlich konstruiert." Bei so viel Dreistig-
keit drängt sich eigentlich die Frage auf: Wofür 
werden die Herren Minister eigentlich bezahlt, da-
für, daß sie uns solche Antworten geben? 

Dabei wird von Ihnen dieser Zusammenhang an 
anderer Stelle selbst hergestellt; natürlich verklau-
suliert. Da heißt es — ich zitiere —: „In Ländern mit 
überhöhten Handelsdefiziten und mit expansiver 
Geldpolitik führt allerdings kein Weg an der Nach-
fragebeschränkung vorbei." Das sehe ich zwar an-
ders, aber es steht fest: Nachfragebeschränkung 
heißt für die Armen in den betreffenden Ländern 
oft Hunger und letztendlich Tod. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Man kann das aber nur so ausdrücken, wenn man 
ein Interesse daran hat, daß jeder versteht, worum 
es eigentlich geht. Dieses Interesse hat die Bundes-
regierung nicht. 

Deswegen sind die Antworten, die uns gegeben 
worden sind, nicht nur dumm wegen Unfähigkeit, 
sondern sie sind unverschämt, weil bewußt irrefüh-
rend. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Frau Gottwald 
Sie sind meiner Meinung nach ein Beispiel für die 
Arroganz der Macht, die uns regiert und andere ins 
Elend treibt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit. 

Dr. Warnke Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Kollegin Gottwald hat eben unter 
Beweis gestellt, daß es Teile der Opposition — zu-
mindest Sie persönlich — einfach nicht begriffen 
haben, was die Aufgabe des Internationalen Wäh-
rungsfonds ist. 

Der Internationale Währungsfonds, Frau Kolle-
gin Gottwald, hat nicht die Bedingungen festge-
setzt, unter denen sich Privatbanken mit ihren 
Schuldnern einigen. Er kann sie nicht festsetzen 
und er wird sie auch in Zukunft nicht festsetzen. 
Aber was er tun kann, ist, Rahmenbedingungen zu 
setzen, die es ermöglichen, daß die Banken mit den 
Schuldnerländern zu solchen Abkommen gelangen 
wie zu jenem Abkommen, das jetzt für Mexiko vor-
bereitet wird. Das birgt die Hoffnung in sich, eine 
strukturelle Lösung der Schuldenkrise zu finden. 

Nur die Bestimmungen, die der internationale 
Währungsfonds in die Darlehensgewährung einge-
arbeitet hat — das sind Auflagen, aber es sind Auf-
lagen, die mit den Nehmerländern ausgehandelt 
worden sind —, haben es den Privatbanken ermög-
licht, jetzt zum erstenmal mit Mexiko Freijahre, Til-
gungsstreckung, Hinausschiebung von Fälligkeiten 
eben nicht auf ein Jahr oder zwei Jahre, sondern bis 
in die Mitte der 90er Jahre zu vereinbaren; mit 
einem Land, das eine hervorragende, von der Bun-
desregierung anerkannte Eigenleistung zur not-
wendigen Anpassung erbracht hat. 

Wenn Sie hier behaupten, daß der Währungs-
fonds dies mit den Privatbanken aushandeln 
könnte und nicht das Schuldnerland, 

(Zuruf der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

dann zeigt sich, daß der Vorwurf, dumm, dreist und 
zynisch mit der Wahrheit umgegangen zu sein, auf 
Sie selbst zurückfällt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bindig [SPD]: Das war ein Rohrkrepierer!) 

Sie kennen nicht das kleine Einmaleins bei der Lö-
sung der internationalen Verschuldungskrise. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie führen jungen Menschen, die gekommen sind, 
um sich bei uns darüber zu unterrichten, welches 
. die Sorgen dieser Welt sind, eine verzerrte Wirklich-
keit vor. 

 (Erneute Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in der Tat sind die 
Schatten über weiten Teilen der Dritten Welt länger 
geworden. In der Tat sind Arbeitslosigkeit, soziale 
Ungerechtigkeit, Hunger und Krankheit heute das, 

was das Leben vieler Menschen in Lateinamerika, 
in Asien und in Afrika prägt. Aber neben diesem 
düsteren Bild gibt es doch auch Hoffnung. 

(Zurufe der Abg. Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Viele Länder, insbesondere in Südostasien, sind in 
den letzten Jahren Selbstversorger bei den Grund-
nahrungsmitteln geworden. Sie führen heute Über-
schüsse in andere Länder aus. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Mikrochips!) 

Einige haben ihre Industrien auf Weltstandard ge-
bracht. Wir nennen sie heute Schwellenländer. 20 
von ihnen haben in den letzten zehn Jahren ihr 
Volkseinkommen verdoppeln können. In Latein-
amerika hat uns das Beispiel Mexiko gezeigt, daß 
allen Unkenrufen zum Trotz der Weg aus einer 
scheinbar hoffnungslosen Verschuldung zur wirt-
schaftlichen Gesundung begonnen hat. Alle diese 
Länder haben damit sicher noch nicht ihre sozialen 
Probleme gelöst, aber sie haben begonnen, die 
Grundlagen dafür zu schaffen. 

Währungsfonds und Weltbank sind gerade bei 
diesen Erfolgsbeispielen internationaler Finanzpo-
litik und internationaler Entwicklungshilfe diejeni-
gen Kanäle gewesen, über welche die wesentlichen 
Teile der Hilfe der Industrieländer gelaufen sind. 
Unser Grundsatz „Entwicklungshilfe kann nur 
Hilfe zur Selbsthilfe sein" ist hier nicht Leerformel 
geblieben; in den Beispielen, die ich genannt habe, 
ist er verwirklicht worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir teilen, Frau Kollegin Matthäus-Maier, die 
Auffassung, daß die Milliarden sinnvoller ausgege-
ben werden können als für die Rüstung. Daran ha-
ben wir nie einen Zweifel gelassen. Der Bundes-
kanzler hat das Wort geprägt „Frieden schaffen mit 
immer weniger Waffen". Diese Milliarden in die 
Entwicklungshilfe zu geben, ist sicher eine frie-
densfördernde Lösung. 

Aber wir teilen nicht Ihre Auffassung — Sie wis-
sen es doch selber besser und sollten es hier nicht 
anders sagen —, daß der Internationale Währungs-
fonds die Möglichkeit besitzt, daran etwas zu än-
dern. So wenig, wie die Finanzminister Ihrer Regie-
rung — ich sehe hier Herrn Kollegen Matthöfer im 
Saal — den Internationalen Währungsfonds zum 
Diskussionsforum für Einsparungen in den inter-
nationalen Rüstungsausgaben gemacht haben, so 
wenig haben es Ihre sozialistischen Kollegen bei 
dieser Sitzung des Internationalen Währungsfonds 
und der Weltbank getan, und so wenig haben sie 
beantragt, dieses Thema auf die Tagesordnung der 
nächsten Sitzung zu setzen. 

Sie haben dies doch nicht aus Dummheit oder aus 
Nachlässigkeit getan, sondern weil sie genau wis-
sen, daß dieser Kreis seine Zuständigkeit und seine 
Leistungsfähigkeit hoffnungslos überforderte, 
wenn er sich z. B. anmaßte, in einem der span-
nungsreichsten Verhältnisse, die wir kennen, näm-
lich im Verhältnis zwischen Indien und Pakistan, 
beim Aushandeln von Anleihen und Beistandskre-
diten den Beteiligten zuzudiktieren, in welchem 
Maße sie ihre Rüstung im wechselseitigen Verhält- 
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nis aufrechterhalten dürfen. Dies wäre das Ende 
einer sinnvollen Arbeit im Internationalen Wäh-
rungsfonds. Diese Dinge werden auf den Abrü-
stungskonferenzen in Genf und Wien entschieden. 
Dort haben wir uns einzusetzen. 
Was Sie hier getan haben, Frau Kollegin 

Matthäus-Maier, hatte noch einen viel schlimmeren 
Strukturfehler. Sie haben über internationale Rü-
stung gesprochen. Das ist Ihr gutes Recht. Sie ha-
ben aber hier — und zwar in stakkato — immer 
wieder hintereinander ein einziges Land in diesem 
Zusammenhang erwähnt, nämlich die Vereinigten 
Staaten von Amerika. Sie haben die Sowjetunion 
völlig draußen gelassen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Dummes 
Zeug!) 

Sie haben die Verhältnisse geradezu auf den Kopf 
gestellt. Aus diesen schrillen Tönen, die wir von 
Ihnen gehört haben, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch 
wieder einmal eine Unterstellung! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

hat die Lust gesprochen, die Vereinigten Staaten zu 
provozieren, und nicht das Herz für die Hungern-
den dieser Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stratmann [GRÜNE]: Mein Gott, das ist ja 

dummes Zeug!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Matthäus-Maier? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Ja, gerne. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Minister, ist es 
Ihnen vielleicht entgangen — ich hoffe, Sie haben 
es überhört; denn sonst wäre Ihre Behauptung bös-
artig —, daß ich die Großmächte genannt habe, die 
Entwicklungsländer, die exportieren, und die Ent-
wicklungsländer am Beispiel Perus, die ich alle in 
diesem Zusammenhang kritisiert habe, und nicht 
allein die USA? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Genau das, Frau Kollegin, habe 
ich gemeint. 

(Lachen bei der SPD) 

Der Name USA — das müssen Sie einmal in Ihrem 
eigenen Protokoll nachzählen — ist weit über ein 
Dutzendmal gefallen; den Namen der Sowjetunion 
haben Sie hinter irgendeiner allgemeinen Leerfor-
mel verschämt versteckt. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Sie ist auch 
nicht Mitglied im IWF! — Zurufe von der 

SPD) 
Das meine ich, wenn ich sage, hier wird in Wirklich

-

keit nicht die Sorge behandelt, die uns gemeinsam 

verbindet — Wie können wir Ländern der Dritten 
Welt helfen? —, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Reine Pole

-

mik! — Weitere Zurufe von der SPD) 

sondern hier wird die Nation provoziert, die in der 
Vergangenheit die meiste Entwicklungshilfe gege-
ben hat und heute die meiste Entwicklungshilfe 
gibt und die auch in Zukunft der größte Entwick-
lungshilfegeber sein wird, nämlich die Vereinigten 
Staaten von Amerika. 

(Stratmann [GRÜNE]: Wer treibt denn die 
Verschuldung durch hohe Zinsen hoch?) 

Es gebieten einfach die Fairneß und der Anstand, 
das festzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Gottwald [GRÜNE]: Wir reden doch 

über den IWF, oder nicht?) 

Sie haben von der Marktöffnung gesprochen. 
Frau Kollegin, ich möchte gerne auf Sie eingehen, 
wenn Sie mir gütigerweise einen Moment Ihr Ohr 
leihen würden. Ist Ihnen denn entgangen, daß es in 
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland 
gleichgültig, wer Hausherr im Bundeswirtschafts-
ministerium war, ob das Ludwig Erhard war, der 
das alles begründet hat, ob das Professor Schiller 
gewesen ist oder auch Helmut Schmidt, ob das Graf 
Lambsdorff gewesen ist oder heute der Kollege 
Bangemann, eine unwandelbare Konstante gege-
ben hat, nämlich das Eintreten für das Offenhalten 
der Märkte, in dem dieses Land von wenigen Län-
dern der Welt erreicht, von keinem Land der Welt 
übertroffen worden ist? Wie können Sie Vorwürfe 
an die Regierung unseres Landes richten, daß wir 
nicht genug täten, um die Märkte offenzuhalten? 
Wir sind in der Europäischen Gemeinschaft, das 
weiß jeder, das wissen auch Sie, dann sagen Sie es 
doch auch. Wir sind in diesem Punkt die Extre-
misten, indem wir dafür eintreten, 

(Stratmann [GRÜNE]: Nicht nur in dem 
Punkt!) 

daß der Protektionismus bekämpft werden soll und 
daß der Zugang zu dem freien Markt offengehalten 
wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stratmann [GRÜNE]: Extremisten im öf

-

fentlichen Dienst!) 

— Ich glaube, Ihnen ist es einfach nicht möglich, 
sich auf ein Thema zu konzentrieren. Sie müssen 
mit Reiz- und Schlagworten arbeiten. Daß aber das 
Wort von den Extremisten im öffentlichen Dienst 
bei Ihnen eine Saite zum Schwingen gebracht hat, 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Den Ball haben 
Sie uns zugespielt!) 

kann ich mir bei den Verbindungen vorstellen, die 
Sie haben. Darauf werde ich zu späterer Zeit zu-
rückkommen, 

(Lachen bei den GRÜNEN — Frau Gott

-

wald [GRÜNE]: Die Jugend ist da!) 
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und zwar nicht heute, weil das vor jungen Men-
schen nicht unser Thema sein soll. 

(Stratmann [GRÜNE]: Da könnten zu viele 
gemeint sein!) 

Ich werde zu späterer Zeit auf Ihr Bekenntnis zur 
Revolution und zum Klassenkampf aus den Reihen 
Ihrer Fraktion zurückkommen. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Wenn die 
jungen Leute weg sind! — Lachen der Abg. 

Frau Gottwald [GRÜNE]) 

Wir bringen aber nicht die Themen durcheinander. 
Dann, Frau Kollegin Gottwald, werden wir die 
Wahrheit der Erklärung, die Sie vor dem Parlament 
in der Aktuellen Stunde abgegeben haben, auf den 
Prüfstand stellen. Dann werden Sie sich zu verant-
worten haben. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Tun Sie das! — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Dann ist die schon 

rotiert!) 

Meine Damen und Herren, heute stehen wir vor 
der Frage: Wie soll es in der Zukunft weitergehen, 
Die Aufgabe der strukturellen Anpassung, nämlich 
Fehlentscheidungen der Entwicklungspolitik der 
Industrieländer und der Entwicklungsländer zu 
korrigieren, ist uns nach wie vor gestellt. Die Ver-
nachlässigung der Landwirtschaft in weiten Berei-
chen der Dritten Welt, insbesondere in Afrika, zu-
gunsten der großen Städte, falsche Nahrungsmittel-
hilfe, ungenügende Erzeugerpreise für die Klein-
bauern haben zum Rückgang der Produktion und 
dazu geführt, daß frühere Kornkammern heute von 
Nahrungsmittelhilfe abhängig sind. Die lange fälli-
gen Korrekturen solcher Fehlentscheidungen kön-
nen durch internationale Organisationen wie Welt-
bank und Weltwährungsfonds, in denen die Länder 
der Dritten Welt Sitz und Stimme haben und in 
denen sie an den Entscheidungen mitarbeiten, ohne 
Kränkung des Selbstwertgefühls, ohne Verletzung 
der Souveränität der Entwicklungsländer herbeige-
führt werden. Diesem Teil der Ursachenanalyse ha-
ben auch die Vertreter Schwarzafrikas in der Sit-
zung in Washington bei der Jahrestagung zuge-
stimmt. 

Herr Kollege Rapp, wenn Sie bedauert haben, 
daß in Washington die Länder der Dritten Welt 
nicht Ihre Thesen vertreten haben, sondern eine 
konstruktive Linie gefahren sind, dann scheint es 
mir allerdings sehr merkwürdig zu sein, daß wir 
vom sicheren Port des Plenarsaals der Bundesrepu-
blik Deutschland den Ländern der Dritten Welt 
dann noch Schärfe und Erbitterung der Auseinan-
dersetzungen raten wollen, wenn sie sich auf dem 
Weg der Verständigung und der Vernunft befin-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Stratmann? — Bitte. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Warnke, ich habe eine 
Frage an Sie bezüglich der Souveränität der 
Schuldnerländer in der Politik des IWF. In der Ant-

wort auf eine Frage unserer Fraktion führt Ihr Mi-
nisterium aus, daß der Begriff der IWF-Auflagen 
irreführend sei. Frau Gottwald hat in ihrem Beitrag 
eben schon darauf hingewiesen, daß in den Kernpa-
pieren Ihres Ministeriums genau dieser Begriff der 
IWF-Auflagen benutzt wird. Können Sie vor dem 
Deutschen Bundestag klipp und klar dazu Stellung 
nehmen, ob Sie erstens davon ausgehen, daß es 
IWF-Auflagen gibt, und zweitens wie Sie IWF-Auf-
lagen in puncto Souveränität der Schuldnerländer 
beurteilen? 

Dr. Warnke, Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit: Sehr geehrter Kollege, wenn Sie 
wenigstens zugehört hätten, was ich eben gesagt 
habe! Ich habe gesagt, natürlich gibt es Auflagen, 
aber diese Auflagen sind bei der Vergabe der Kre-
dite ausgehandelt worden. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Verträge sind Verhandlungsergebnisse. Das, 
was Auflage ist und was bei Ihnen Einseitigkeit 
beinhaltete, ist das Ergebnis eines mühevollen Pro-
zesses des Sicheinigens. Entwicklungspolitik wird 
nicht im Plenarsaal mit knackigen Schlagworten 
gemacht, sondern in harter Detailarbeit am Ver-
handlungstisch zwischen den Entwicklungsländern 
und den internationalen Geberorganisationen. Ge-
nau das hatte ich zehn Minuten vorher gesagt. Im-
merhin, der Wiederholungskurs wird es Ihnen viel-
leicht ermöglichen, mitzukriegen, wie die Wirklich-
keit in der Entwicklungshilfe aussieht. 

Neben der Anpassung ist sicher Kapitalhilfe aus 
den Industrieländern nötig. Die Bundesregierung 
hat gehandelt. Die deutschen Entwicklungshilfezu-
sagen für Afrika werden 1985 um mehr als 20 % 
angehoben. Unser Beitrag an die Leistungen der 
Europäischen Gemeinschaft, 90 % davon für Afrika, 
wird steigen. Wir leisten den größten Beitrag, ob-
wohl andere europäische Länder mehr Grund und 
Anlaß hätten, höhere Beiträge für Afrika zu leisten. 
Unsere Leistungen an die afrikanische Entwick-
lungsbank haben wir verdoppelt, und für den Son-
derfonds für die ärmsten Entwicklungsländer, für 
jene IDA genannte Organisation, von der heute so 
viel gesprochen worden ist, haben wir nicht nur 
unsere Leistungen im kommenden Jahr um 15 % 
erhöht, sondern auch unsere Neuzusagen für die 
zweite Hälfte der 80er Jahre werden im Vergleich 
zu anderen weit über der Leistungsfähigkeit unse-
res Sozialprodukts liegen. Wir setzen uns darüber 
hinaus für die weitere Aufstockung ein. Nur eines 
stellen wir auch klar: Wir können nicht und wir 
werden nicht für Ausfälle, die bei anderen Indu-
strieländern entstanden sind, als der Lückenbüßer 
auftreten. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: In welchem 
Land sind denn Ausfälle entstanden? Das 

waren doch die USA, oder nicht?) 

Die Weltbank wird, meine Damen und Herren, in 
den kommenden Monaten die Geberländer zur Ver-
stärkung ihrer Hilfe zusammenrufen; aber eines ist 
ganz entscheidend: Es kommt nicht aufs Geld allein 
an! Zu viele Milliarden sind bereits vergeudet wor-
den, zu viele weiße Elefanten sind in den Busch 
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gesetzt worden. Prestigeobjekte vom Stahlwerk bis 
zum Kongreßpalast 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Zu viele Loko

-

motiven in die USA!) 

zeugen heute als Entwicklungsruinen von den Sün-
den der Vergangenheit. Zu wenig, meine Damen 
und Herren, ist getan worden für die Kleinbauern 
und für die Massen in den Elendsvierteln der Groß-
städte, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Gott

-

wald [GRÜNE]: Was macht denn die deut

-

sche Entwicklungshilfe?) 

und zu rücksichtslos ist die Umwelt in den Ländern 
der Dritten Welt in der Vergangenheit schwer ge-
schädigt worden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Deshalb ist und bleibt das Entscheidende die Ver-
besserung der Qualität unserer Entwicklungshilfe. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Lokomotiven, 
oder was meinen Sie?) 

Die Weltbank, meine Damen und Herren von der 
Fraktion DIE GRÜNEN, leistet hier Pionierarbeit in 
der Finanzierung und weltweiten Koordinierung 
der Landwirtschaftsforschung. Ich nenne als Bei-
spiel das Zentrum für tropische Landwirtschaft in 
Kolumbien. Dieses Zentrum beschäftigt sich aus-
schließlich mit Bohnen, Maniok, Reis — alles 
Grundnahrungsmittel der ärmeren Bevölkerungs-
schichten, nicht für den Export bestimmte soge-
nannte „cash crops". Hier werden neue Pflanzensor-
ten gezüchtet mit höheren Erträgen, die weniger 
Dünger brauchen, weniger empfindlich gegen 
Krankheiten sind, einfacher anzubauen sind. Kurz-
um: Sie eignen sich besser für den Kleinbauern, 
und sie bringen weniger Umweltbelastungen mit 
sich. 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Die Leute im tropischen Institut in Kolumbien ha-
ben uns gesagt: Uns betrachtet die chemische Indu-
strie als ihre wahren Gegner. Das ist die Leistung 
der Weltbank! 

Ich gebe Ihnen ein anderes Beispiel: den Einsatz 
der Weltbank im Wohnungsbau für die Ärmsten der 
Armen. Sie sind aus dem unvorstellbaren Elend der 
Barrios und Favelas in Südamerika, der Großstädte 
des indischen Subkontinents in einfache, aber bil-
lige Wohnungen mit Trinkwasser, mit Abwasserbe-
seitigung umzusiedeln. Ihnen ist dadurch mehr ge-
holfen, ihre Menschenwürde zu wahren, als durch 
alle ideologischen Auseinandersetzungen hier im 
sicheren Port des Parlaments eines Industrielan-
des. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nur, meine Damen und Herren, da war doch ein 
Kollege von den GRÜNEN in Washington mit dabei. 
Der ist doch mit in der Bundeswehrmaschine hin-
übergeflogen. Reisen bildet, und wenn Sie endlich 

einmal Ihr Verhältnis zur Bundeswehr in Ordnung 
bringen, 

(Stratmann [GRÜNE]: Das ist in Ordnung, 
besser als Sie denken!) 

dann habe ich weiß Gott nichts dagegen. Aber wo 
ist er denn heute, der Herr Kollege Kleinert? 
Warum hat er sich denn nicht bei der Weltbank 
nach dem, was ich Ihnen hier vortrage, erkundigt? 
Wer reist, verursacht auch Kosten, und wer diese 
Kosten dem Steuerzahler verursacht, der sollte we-
nigstens hier sein und bekunden, was Anständiges 
geleistet wird, wenn wir uns darüber auseinander-
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Holtz. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Gib's ihm, Uwe! 
— Weiterer Zuruf von den GRÜNEN: 

Heimspiel!) 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Faire Angriffe hat man 
im Bundestag zu ertragen; aber jeder kann hier im 
Bundestag wissen, daß die SPD-Bundestagsfraktion 
gerade ein Zukunftsprogramm „Dritte Welt" vorge-
legt hat, in dem auch von der Sowjetunion gefordert 
wird, abzurüsten 

(Beifall bei der SPD) 

und mehr Mittel für die Länder der Dritten Welt 
freizumachen. Wenn man uns dann Einseitigkeit 
vorwirft, ist das unfair. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Schöne erklärende Worte von Regierungsseite kön-
nen nicht die Tatsache verdrängen: Die Jahresta-
gung des Internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank verlief für die Entwicklungsländer weit-
gehend enttäuschend. Diese Tagung brachte keine 
befriedigenden Perspektiven für die Länder der 
Dritten Welt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Schuldenbombe ist immer noch nicht ent-
schärft. Zu häufig setzten sich leider kurzsichtiger 
Egoismus und ordnungspolitischer Rigorismus der 
Finanzminister Regan, Stoltenberg und Co. durch. 
Das ist bedauerlich. 

Um die Probleme der 80er Jahre zu lösen, müssen 
IWF und Weltbank neu geordnet werden. Wir bekla-
gen, daß der Bundesregierung bislang die Kraft zu 
dieser Erneuerung der beiden wichtigen Institutio-
nen fehlt. 

Wir haben, so sagt Herr Minister Warnke, der 
deutschen Entwicklungspolitik das schlechte Ge-
wissen genommen. Er sagt das, wenn er die neue 
deutsche Entwicklungspolitik gegenüber der Drit-
ten Welt darstellt. Liest man die Antworten der 
Bundesregierung auf die Großen Anfragen der 
GRÜNEN über die Weltbank, den Internationalen 
Währungsfonds und die Verschuldungskrise der 
Dritten Welt, so muß man fragen: Haben Sie der 
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deutschen Nord-Süd-Politik neben dem schlechten 
nicht auch das gute Gewissen genommen? 

Diese Frage drängt sich deshalb auf, weil wir in 
den Antworten eine Ansammlung von Euphemis-
men und Verniedlichungen, von einseitigen Schuld-
zuweisungen und Verdrehungen finden, die ja nicht 
auf Uninformiertheit oder Mangel an Urteilskraft 
zurückzuführen sind; hinter ihnen steht der ge-
ballte Sachverstand der Bundesregierung. 

(Lachen bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Das kühle Zurückgreifen auf makroökonomische 
Daten, die unsägliches Leid und entsetzliches Elend 
zu bloßen Faktoren in einer Wirtschaftlichkeits-
rechnung machen, die oberlehrerhafte Rechthabe-
rei und das erbarmungslose Pochen auf Regeln, die 
Reiche für Reiche gemacht haben, das erschreckt 
mich ebenso tief wie das Denken in kurzsichtigen 
und kurzfristigen egoistischen Interessen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Mein Unbehagen und meine Zweifel an der Lern-
willigkeit der Bundesregierung fangen schon bei 
der Darstellung der Voraussetzungen für die 
Schwierigkeiten in der Dritten Welt und bei der 
Mißachtung der Entstehungsgeschichte der inter-
nationalen Finanzinstitutionen und ihrer Rolle in 
der internationalen Finanzpolitik an. So hat die Kri-
tik am IWF weder erst in den letzten Jahren noch 
durch sozialdemokratische oder grüne „Ideologen" 
begonnen, sondern bei einem der gedanklichen Mit-
begründer des IWF. John Maynard Keynes hat 
schon vor dem Entstehen gefordert, eine solche In-
stitution dürfe nicht nur auf Defizitländer achten, 
sondern müsse die Ursachen der Defizite auch in 
Überschußländern suchen, die ebenfalls in die 
Pflicht zu nehmen seien. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der Tat, das wäre notwendig und sinnvoll gewe-
sen! 

Natürlich gibt es auch eine Reihe eigenverur-
sachter Probleme in den Entwicklungsländern 
selbst, z. B. durch eine jahrelange Überbewertung 
von Währungen, durch falsche, die Grundbedürf-
nisse der Bevölkerungsmehrheiten mißachtende 
Entwicklungsstrategien und auch durch überhöhte 
Militärausgaben. Bei dem letzten Punkt möchte ich 
aber das hinzufügen, was Gustav Heinemann im-
mer sagte: Wenn man mit dem Zeigefinger auf an-
dere zeigt, zeigen drei Finger auf einen selbst zu-
rück. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist ungerecht, die meisten Lasten den Schuldner-
staaten aufzubürden, wenn die Ursachen für ihre 
Probleme auch bei uns und bei unserem Verhalten 
zu suchen sind. 

Die Schuldenlast der Entwicklungsländer kann 
erheblich abgebaut werden, wenn die Industrielän-
der ihre Märkte nicht für Produkte aus Entwick

-

lungsländern abschotten, wenn sich die Industrie-
länder endlich für eine stetige Verbesserung der 
Handels- und Austauschverhältnisse einsetzen — 
dieser Bundestag muß endlich den gemeinsamen 

Fonds ratifizieren, damit dieser UN-Fonds in Kraft 
gesetzt werden kann — und wenn die Industrielän-
der niedrige Zinssätze auf dem Weltmarkt durch-
setzen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Bringen denn eigentlich die Roßkuren des Dr. Ei-
senbart aus Washington wenigstens die Heilung, 
die man sich von ihnen erhofft? Ich möchte nur das 
anführen, was der Währungsfonds selbst an Bewer-
tung und Überprüfung vorgenommen hat. Von 21 
Programmen zwischen 1973 und 1975 bewertete der 
IWF 7 als erfolgreich, und das, wie er selbst sagt, 
mit einigen Einschränkungen. 1978 und 1979 hat 
der IWF 23 Beistandskredite vergeben. Nur bei 
knapp der Hälfte dieser Abkommen wurden die 
vom IWF genannten makroökonomischen Ziele 
überhaupt erreicht. Dies ist eine ernüchternde Bi-
lanz. Ich hätte mich sehr gefreut, wenn der Bundes-
finanzminister sie hier auch vorgetragen hätte, weil 
sie zur Abrundung des realistischen Bildes gehört. 

Die Festigung oder gar Schaffung undemokrati-
scher Machtstrukturen, ohne die die IWF-Pro-
gramme oft gar nicht durchsetzbar sind, die Ver-
elendung breiter Bevölkerungsschichten durch 
Preissteigerungen für die Güter des Grundbedarfs, 
meist bei gleichzeitiger Einkommensstagnation, die 
Verteuerung von Importen bei kaum substituierba-
ren Bedürfnissen, das sind unbestrittene Folgen ei-
ner konservativen, an monetaristischen Prinzipien 
orientierten Auflagenpolitik des IWF. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen den Währungsfonds nicht abschaffen. 
Wir wollen seine Politik, sein Instrumentarium und 
seine finanziellen Möglichkeiten einer Zeit und ih-
ren Problemen anpassen, für die er ursprünglich 
nicht geschaffen worden ist. In einer chaotischen 
internationalen Finanzsituation, in der mehr denn 
je das Recht des Stärkeren gilt, brauchen wir eine 
regelnde, ausgleichende Kraft. Der IWF ist diese 
Kraft noch nicht, aber er kann sie sein, wenn er zu 
einer kraftvollen, am wirtschaftlichen und sozialen 
Wohlergehen aller orientierten Institutionen wird 
und nicht die Folgen eines ungebremsten Kapitalis-
mus für die Schwachen weltweit reproduziert. 

(Beifall bei der SPD) 
 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Pinger? 

Dr. Holtz (SPD): Leider nicht; ich habe nur noch 
zwei Minuten Zeit. Ich bitte um Entschuldigung, 
Herr Kollege. 

Das Herumdoktern an Symptomen und die Er-
munterung an die Banken, die Notlage mit densel-
ben Mitteln, die sie geschaffen haben, wieder zu 
beseitigen, reicht bei weitem nicht aus. 

Geradezu obszön nimmt sich aber in diesem Zu-
sammenhang der Skandal der siebten IDA-Auf-
stockung aus. Man stelle sich einmal vor: Die mäch-
tigen Vereinigten Staaten, die ihren Rüstungsetat 
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jetzt zu einem Umfang aufgeblasen haben — wie 
auch die Sowjetunion —, 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: Aha! Das war aber 
nachgeschoben!) 

der sogar das Bruttosozialprodukt wohlhabender 
westlicher Industrieländer übersteigt, wollen uns 
einreden, sie könnten ganze 250 Millionen US-Dol-
lar nicht aufbringen! Ganze 250 Millionen! Das be-
deutet, wegen einer viertel Milliarde Dollar, die den 
USA zuviel sind, gehen den ärmsten Entwicklungs-
ländern pro Jahr billige Kredite in Höhe von einer 
Milliarde Dollar verloren, auf die sie gebaut haben 
und die sie dringend brauchen. Wenn das nicht aus-
geglichen wird, werden wir bald einem neuen Typ 
von Schuldnerländern gegenüberstehen: nicht den 
relativ fortgeschrittenen Entwicklungsländern La-
teinamerikas mit verhältnismäßig leistungsfähigen 
Industrien und großen Rohstoffpotentialen, son-
dern Staaten wie Indien mit riesigen Menschen-
massen unterhalb der Grenze der absoluten Armut 
und ohne ins Gewicht fallende exportfähige Roh-
stoffe oder Grundstoffe. Die Bundesregierung darf 
hier nicht untätig bleiben. 

Ich finde es gut, daß sie gesagt hat, sie wolle sich 
an einem Zusatzfonds bei der IDA beteiligen. Bitte, 
verstecken Sie sich nicht hinter den USA, warten 
Sie nicht, bis die USA erst ihr Jawort zu einer Auf-
stockung gibt! Hierfür angemessen wäre die Bereit-
stellung zusätzlicher Verpflichtungsermächtigun-
gen im Einzelplan 23 in Höhe von wenigstens 800 
bis 900 Millionen DM. 

Die Weltbank insgesamt macht gute Projekte, sie 
macht auch schlechte Projekte in den Ländern der 
Dritten Welt. Viel stärker als bisher sollte sie sich 
auf die Förderung einer eigenverantwortlichen, sich 
selbst tragenden sozialen und ökonomischen Ent-
wicklung konzentrieren. Mehr als bisher sollten 
ressourcensparende Lebensweisen und Produkti-
onsmethoden gefördert werden. Mehr als bisher 
sollte die Bekämpfung der absoluten Armut im Vor-
dergrund stehen. Eine solche Weltbank hat auch 
weiterhin unsere Unterstützung. 

Ich mahne die Bundesregierung dringend zum 
Umdenken bei dieser Neuorganisation von Welt-
bank und IWF. Sie haben unsere Unterstützung da-
bei. Wir haben mit unserem Zukunftsprogramm 
„Dritte Welt" versucht, einen Anstoß zu einem sol-
chen Umdenkungsprozeß zu geben. Seien Sie mutig 
genug, lassen Sie sich auf neue Wege und neue 
Instrumente ein! In dem Entschließungsantrag sehe 
ich dafür einige Hinweise. Gehen wir an die Lösung 
von Problemen, an die jedenfalls bei der Gründung 
der internationalen Finanzinstitutionen der Welt-
bank und des Internationalen Währungsfonds nie-
mand gedacht hat. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Rumpf. 

Dr. Rumpf (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich versuchen, die Ergeb

-

nisse der Tagungen von Washington — Weltbank 
und IWF — an dem zu messen, was dieses Hohe 
Haus am 5. März 1982 für den entwicklungspoliti-
schen Bereich einstimmig beschlossen hatte. Dieser 
Beschluß wurde in dieser Legislaturperiode mit den 
Stimmen aller Fraktionen noch einmal bestätigt. In 
der gemeinsamen Entschließung haben wir damals 
in der Entwicklungspolitik auf drei Schwerpunkte 
besonderen Wert gelegt: erstens auf die ländliche 
Entwicklung im weitesten Sinne, einschließlich der 
Gesundheits- und Bevölkerungspolitik; zweitens 
auf die Konzentration auf die am wenigsten entwik-
kelten Länder, die sogenannten LLDCs, die Ärm-
sten der Armen; und drittens auf die Erschließung 
der Rohstoffe und der erneuerbaren Ressourcen in 
den Entwicklungsländern. 

Wenn ich mir das Ergebnis von Washington an-
schaue, so wurde versucht, diesen drei Schwerpunk-
ten gerecht zu werden. Die Weltbank, die ursprüng-
lich nur Kredite für bestimmte Projekte unter 
banküblichen Gesichtspunkten vergeben hatte, ist 
seit einigen Jahren und auch in Zukunft bereit, in 
die Finanzierung von ganzen Programmen und von 
Strukturmaßnahmen einzutreten. Dabei wird vor 
allem die ländliche Entwicklung gefördert mit dem 
Ziel, die Entwicklungsländer von Nahrungsmittel-
hilfe unabhängiger zu machen, und an den Ausbau 
der Gesundheitsvorsorge und die Familienplanung 
gedacht. 

Mit dem Afrika-Programm hat die Weltbank ein 
Zeichen gesetzt, gerade die ärmsten Länder stärker 
zu unterstützen. Den 147 Mitgliedstaaten unterbrei-
tete die Weltbank ein Aktionsprogramm für das 
Afrika südlich der Sahara, das aus sechs Punkten 
besteht: Einmal müssen die von Hungersnot be-
drohten Länder ihre eigenen finanziellen und 
menschlichen Ressourcen wirksamer einsetzen, 
und zum anderen soll „weiche" Auslandshilfe stär-
ker koordiniert und flexibler gehandhabt werden. 
Das Schwergewicht muß auch hier wieder bei den 
Bemühungen in der Bevölkerungspolitik, der Ge-
sundheitsfürsorge und -vorsorge, sowie der Ausbil-
dung und Sanierung in der Land- und Forstwirt-
schaft liegen. Damit wird die Weltbank dem dritten 
Ziel, der Erschließung der Rohstoffe und der erneu-
erbaren Energien, gerecht. Das hat mit Ausbeutung 
— Frau Kollegin Gottwald ist nicht mehr da —, nun 
wirklich nichts zu tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn die Opposition in diesem Parlament den 
Schwerpunkten der deutschen Entwicklungspolitik 
zugestimmt hat, dann muß sie auch das System 
„Weltwährungsbank und Weltwährungsfonds" 
grundsätzlich unterstützen. Ich streite nicht ab, daß 
es Fehlentwicklungen gegeben hat, daß man vieles 
hätte noch besser machen können und daß wir in 
Zukunft auf bestimmte Prioritäten achten müssen. 

Viele der hier vorgebrachten kritischen Äußerun-
gen, meine Damen und Herren von der Opposition, 
sind bemerkenswert und einige sogar beachtens-
wert. Die pauschale Ablehnung des bestehenden 
Weltwirtschafts- und Währungssystems aber kann 
nicht akzeptiert werden, insbesondere nicht von 
denjenigen Rednern, die der Bundestagsentschlie- 
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Bung vom 5. März 1982 und der späteren gemeinsa-
men Entschließung zugestimmt haben: und das wa-
ren ja alle. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist geradezu unangemessen, das System als 
„dumm", „unverschämt" oder als „obszön" zu be-
zeichnen — diese Ausdrücke sind hier wörtlich ge-
fallen. Im übrigen reicht es auch nicht aus, an den 
bestehenden Unzulänglichkeiten und Symptomen 
herumzudoktern, ohne ein logisches und in sich 
schlüssiges Konzept der Neuordnung vorzulegen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und das konnte niemand von Ihnen. 

Ich will in fünf Punkten aufzeigen, was aus der 
Sicht der Freien Demokraten wichtig und was ver-
besserungsbedürftig ist: 

Erstens. Die Koordination zwischen der Welt-
bank als eigentlicher Entwicklungshilfeinstitution 
und dem Internationalen Währungsfonds als ent-
wicklungspolitischem Katalysator muß verbessert 
werden. Dabei darf es nicht zu einem konzertierten 
Druck auf die Schuldnerländer kommen. Der Fonds 
hat eher die Aufgabe der Überwachung, die Bank 
muß sich um bessere Konditionalitäten bemühen. 

Zweitens. Niemand kann derzeit ernsthaft einen 
allgemeinen Schuldenerlaß in Erwägung ziehen. Er 
betrug in der Vergangenheit insgesamt schon über 
30 Milliarden DM; für die Bundesrepublik, nebenbei 
bemerkt, waren das über 4 Milliarden DM. Bei den 
am wenigsten entwickelten Ländern, — den LLDCs 
— wird auf eine entsprechende Eigenleistung ver-
zichtet. Man müßte darüber nachdenken — dies 
sage ich sicher ganz im Sinne unseres Bundesmini-
sters Warnke —, ob die Rückflüsse durch Zins- und 
Tilgungsleistungen wieder für neue Vorhaben zur 
Verfügung gestellt werden könnten, also nicht dem 
Finanzminister, der leider nicht mehr da ist, zuflie-
ßen, sondern für die Entwicklungspolitik in An-
spruch genommen werden können. Für die Bundes-
republik wären das 875 Millionen DM jährlich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Drittens. Protektionistische Tendenzen müssen 
wir unter allen Umständen vermeiden. Erfolgreiche 
Exportbemühungen der Entwicklungsländer dürfen 
nicht durch Einfuhrbehinderungen konterkariert 
werden. Die Bundesregierung hat diese Aufgabe 
hervorragend erfüllt, indem sie auch auf andere In-
dustrieländer positiv Einfluß genommen hat. 

Viertens. Die Europäische Gemeinschaft muß mit 
ihrem Beitrag stärker hervortreten. Es geht um die 
Einigung über die Ausstattung des Europäischen 
Entwicklungsfonds. Ich glaube, das wurde heute 
noch nicht angesprochen. Die EG-Kommission hat 
für die nächsten fünf Jahre des neuen Lomé

-

Abkommens 8,5 Milliarden ECU vorgeschlagen. 
Lomé II war mit 5,5 Milliarden ausgestattet. Hier 
besteht noch eine Diskrepanz zwischen der Bundes-
regierung, die auf 6 Milliarden ECU aufstocken will, 
und den Partnern, die wenigstens auf 7 Milliarden 
ECU aufstocken wollen. Bei einem Beitragsanteil 
der Bundesrepublik von ca. 30% würde das rund 

2 Milliarden DM für einen Zeitraum von fünf Jah-
ren ausmachen. 

Fünftens und letztens. Es ist für uns Liberale 
keine Frage, daß den Entwicklungsländern am be-
sten geholfen wird, wenn wir die Preise für die 
Rohstoffe stützen und mittel- und langfristig auch 
erhöhen können. Dafür müssen nach der allgemei-
nen Erholung in der Weltwirtschaft alle Reichen 
mehr bezahlen. Gleichzeitig wird aber auch die 
Chance größer, daß die Entwicklungsländer auf ei-
genen Füßen stehen, was den Industrieländern spä-
ter wieder zugute kommen kann. 

Die FDP-Fraktion unterstützt die Bundesregie-
rung auch in ihren Bemühungen, im nächsten 
Frühj ahr zu besseren Konditionen zu kommen, was 
Weltbank und Währungsfonds anbetrifft. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wieczorek. 

Dr. Wieczorek (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte mehr zur Währungs

-

politik als zur Entwicklungspolitik sprechen; denn 
der Bundesfinanzminister hat in seinen Erklärun-
gen zu der Tagung des Währungsfonds den Ein-
druck erweckt, als sei im währungspolitischen Be-
reich praktisch alles in Ordnung — bis auf die Ver-
schuldungsproblematik und ein paar Bocksprünge 
des Dollars, aber ansonsten werde sich das alles 
von selber richten. 

Ein solcher unbegründeter Optimismus kann ja 
manchmal ganz nützlich sein. Mir scheint das aber 
eher eine Verweigerung zu sein, den Realitäten ins 
Auge zu sehen. Wir haben das gesehen in den Er-
klärungen zu den Wirtschaftsgipfeln in London und 
Williamsburg, auch in den Reden zum letzten Tref-
fen des Währungsfonds und diesmal wieder. Hier 
wird mit wohlfeilen Erklärungen gesagt, es sei 
mehr Stabilität im Weltwährungssystem vonnöten. 
Herr Pöhl hat sich so ausgedrückt: geordnete 
Marktverhältnisse sollten angestrebt werden. 
Selbst der amerikanische Finanzminister Regan 
hat jetzt in seiner Rede gefordert, daß auch die 
Industrieländer stärker überwacht werden sollten. 

Die Realität ist jedoch eine andere. Die amerika-
nische Regierung gibt nur Lippenbekenntnisse zur 
Reduzierung ihres wahrlich horrenden Defizits ab. 
Letztlich aber baut sie auf die Wundermedizin einer 
von Steuern, Abgaben und Regelungen befreiten 
Kreativität der Wirtschaft. Der amerikanische 
Staatssekretär Sprinkel sieht selbst bei Tages-
schwankungen des Dollars um 5 % nur den Aus-
druck von Unterschieden der wirtschaftlichen Ent-
wicklung der einzelnen Länder, was heißen will: 
Keine Intervention, der Markt wird's schon rich-
ten. 

Dies ist allerdings eine gefährliche Mißachtung 
der Realität und der wirtschaftsgeschichtlichen Er-
fahrungen. Die Unordnung an den Devisenmärkten 
ist Folge der gegenwärtigen Weltwährungsordnung, 
des Systems freier Wechselkurse bei Dominanz nur 
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einer Währung, nämlich des Dollars. Gerade das 
Jahrestreffen des Währungsfonds hätte Anlaß sein 
müssen, die Funktion dieser Währungsordnung zu 
überprüfen. Der Währungsfonds soll nach seiner 
Konstruktion j a vor allem Sachwalter geordneter 
Währungsbeziehungen sein. Dafür ist er geschaffen 
worden. Nur: Genutzt wird er heute als Vormund 
der Entwicklungsländer. Diese sind zum Teil durch 
eigene Fehler, vor allem aber durch die Expansions-
gier der internationalen Banken, die sich um das 
profitable Recycling der OPEC-Dollar-Überschüsse 
gerissen haben, in tiefen Schwierigkeiten. 

Der Fonds wird genutzt, um das Bankensystem 
möglichst gegen die negativen Folgen seines eige-
nen kurzfristigen — ich füge hinzu: kurzsichtigen 
— Gewinnmaximierungsstrebens zu schützen. Da-
mit aber wird er seiner eigentlichen Aufgabe, eine 
Währungsordnung zu sichern, die den Welthandel 
und die Entwicklung aller daran beteiligten Länder 
grundsätzlich sichert und fördert, nicht mehr ge-
recht. 

Das, was nötig ist — und dafür sollte der Fonds 
den Rahmen bilden —, ist eine Neuordnung der 
Währungsordnung. Es ist richtig, wie Emminger, 
der frühere Bundesbankpräsident, es ausgedrückt 
hat, daß es eine Illusion war, zu glauben, flexible 
Wechselkurse würden einen automatischen Aus-
gleich der Zahlungsbilanzen, eine Absicherung der 
Volkswirtschaften gegen Außeneinwirkungen und 
eine Autonomie der nationalen Geldpolitik brin-
gen. 

Wir erleben das Gegenteil: Die Wechselkurse der 
Leitwährung sind immer stärkeren Schwankungen 
ausgesetzt, die berühmte Kaufkraftparität, die dem 
flexiblen System zugrunde liegt, spielt praktisch 
keine Rolle; sonst dürfte es nicht sein, daß der Dol-
lar vor fünf Jahren bei 1,70 DM gestanden hat und 
heute bei 3 DM steht. Das System strebt nicht zu 
einem Gleichgewicht hin, wie die ökonomische 
Theorie es suggeriert hat, sondern in der Praxis 
erleben wir immer größere Ungleichgewichte. Wir 
sehen, daß eben diese Wechselkursentwicklung un-
mittelbare Auswirkungen auf die Inflationsraten 
und das Zinsniveau hat. Wir müssen aber auch er-
kennen, daß es nicht nur um vielleicht kurzfristige 
Inflations- und Zinswirkungen, sondern vor allen 
Dingen auch um die realen Strukturen der Volks-
wirtschaft geht. 

Wenn der hohe Dollarkurs der Bundesrepublik 
z. B. ein Wachstum ihrer Exporte in die USA von 
50 % im letzten Jahr erlaubt, dann ist die Gefahr 
eben sehr konkret — Herr Pöhl hat darauf hinge-
wiesen — , daß die Produktionsanlagen auf diesen 
lukrativen Export ausgerichtet werden, ohne daß 
bei der künstlichen Höhe des heutigen Dollarkurses 
dauerhafte Beschäftigung gesichert ist. Die kurzfri-
stige Exportblüte führt zu Ertragsillusionen, wirk-
lich notwendige Strukturanpassungen dagegen un-
terbleiben. Im übrigen ist es ein Nebeneffekt, daß 
die jetzige Bundesregierung in diesen Exporterfol-
gen ihre Begründung für ihre Tunix-Haltung in der 
Frage der Beschäftigungspolitik findet. 

Aber viel schlimmer noch als für uns ist die Si-
tuation in den Entwicklungsländern, die immer 

mehr Güter und damit reales Kapital ihren Binnen-
märkten, d. h. aber der Versorgung ihrer Bevölke-
rung und deren Zukunft, entziehen müssen, um die 
Dollar zu erwirtschaften, die sie für ihren Schulden-
dienst — eigentlich müßte man heute wohl schon 
eher wieder das alte Wort „Schuldenknechtschaft" 
nehmen — benötigen, und die praktisch kein Kapi-
tal mehr zum Aufbau ihrer Wirtschaft erhalten, 
zum Teil nicht einmal mehr in der Lage sind, das 
erreichte Produktionsniveau zu halten; Brasilien ist 
dafür nur ein Beispiel 

Zugleich wachsen dabei aber auch die Tendenzen 
zum Protektionismus; denn des einen Exporte sind 
des anderen Importe. Aber das, was importiert wird, 
braucht nicht selbst produziert zu werden, d. h., Ar-
beit wird überflüssig, Arbeitslosigkeit wächst. Prak-
tisch heißt das, daß die Güter, die z. B. Brasilien sei-
ner Volkswirtschaft entzieht, um sie zu exportieren, 
zugleich amerikanischen Arbeitern in den betroffe-
nen Branchen ihren Arbeitsplatz entziehen. Der 
Protektionismus ist nicht irgendwo vom Himmel 
gefallen, sondern er ist die unausweichliche Folge 
einer solchen Entwicklungs- und Währungspolitik. 
Nur zur Erinnerung, auch für unsere Bundesregie-
rung — gerade sie sollte deshalb bei diesen Ursa-
chen ansetzen —: Ich denke, daß wir uns einig sind, 
daß wir in der Bundesrepublik vom Protektionis-
mus besonders negativ betroffen sind. Nur, wenn 
wir nicht dagegen angehen, wer soll's dann tun? 

Das, was nötig ist, ist daher tatsächlich mehr 
Ordnung im Währungssystem, eine stetigere — ich 
betone: eine stetigere — Entwicklung der Wechsel-
kurse und nicht feste Wechselkurse, ihre Anpas-
sung an reale Austauschverhältnisse. Dies hätte ei-
gentlich eines der Themen in Washington sein müs-
sen. Nur, darüber, wie man zu diesem Ziel kommt, 
hat man nichts gelesen oder gehört. Die Fragestel-
lung, was man tun kann, damit an den Devisen-
märkten wieder Devisentransaktionen für den 
realen Handel im Vordergrund stehen, damit nicht, 
wovon heutige Schätzungen ausgehen, mehr als 
90 % aller Transaktionen in Wirklichkeit nur im 
Spekulationsinteresse getätigt werden, wäre es 
doch, die man einmal aufgreifen müßte, wenn man 
das in Ordnung bringen will. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber das ist außen vor geblieben. 

Die spekulativen Bewegungen, die großen Räder 
der Devisenhändler dominieren immer noch die 
Kursverläufe. Immer neue Instrumente der Speku-
lation werden geschaffen, zugelassen und begei-
stert gefeiert, z. B. futures-Kontrakte, Währungsop-
tionen und anderes, die mit normaler Kurssiche-
rung im Dienste des Handels nun wirklich nichts 
mehr zu tun haben. Daß der Dollar-Kurs zum Ende 
des Monats so stark hochgegangen ist, hatte eben 
mit Eindeckungsschwierigkeiten dieser Spekulan-
ten zu tun. Zudem erlauben die neuen Kommunika-
tionsmittel, dieses Spiel rund um den Globus 24 
Stunden lang zu spielen. Denn die Devisenspekula-
tion geht dann gut, wenn Kurse schwanken; denn in 
der Differenz liegt der Profit. Nur realer Handel 
lebt schlecht und verteuert sich, wenn er mit unsi-
cheren Kurserwartungen leben muß. 
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Ich finde, bei uns z. B. wird bedauerlicherweise —
wir haben jetzt eine KGW-Novelle — nichts unter-
nommen, um etwa die Devisenaktionen der Banken 
besser in den Griff zu bekommen. Es gibt Ansätze 
dazu. Warum werden die nicht verfolgt? Warum 
werden die Devisenabteilungen der Banken nicht 
wieder zu Dienstleistungsabteilungen herabgestuft, 
statt zu immer größeren Profitcenters zu werden? 
Es soll niemand sagen, man könnte Devisentrans-
aktionen nicht kontrollieren. Jede D-Mark wird 
letztlich in der Bundesrepublik gehandelt und jeder 
Dollar letztendlich in New York. 

Aber die Eindämmung der Spekulation ist nur 
eine Voraussetzung zur Einrichtung einer neuen 
Währungsordnung. Die Ordnung selber muß konzi-
piert werden. Dabei brauchen wir doch gar nicht so 
fürchterlich neu anzufangen; denn das Europäische 
Währungssystem in seiner heutigen Form bietet 
doch schon gute Ansätze. Wir haben zwar nicht alle 
damit gerechnet, daß es so werden würde, aber wir 
haben ein System relativer Stabilität bei fast recht-
zeitiger Kursanpassung an Strukturverschiebun-
gen im realen Sektor geschaffen. Jetzt liegt die Auf-
forderung da, dieses System auszubauen, um so den 
für uns so wichtigen europäischen Binnenmarkt so 
gut es geht gegen die gegenwärtige währungspoliti-
sche Schlamperei der USA abzuschirmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was außer den ziemlich theoretischen Bedenken 
der Bundesbank — wenn man mit deren Vertreter 
redet, haben sie intern auch andere Meinungen — 
hindert denn daran, den ECU endlich als Zahlungs-
mittel zu nutzen und zuzulassen? 

(Beifall bei der SPD) 

Was hindert daran, zu prüfen, wie die EWS-Zone 
selbständiger gemacht werden kann, und dann die 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, z. B. in Rich-
tung auf einen echten europäischen Zentralbank

-

fonds oder — vielleicht in etwas weiterer Ferne — 
hin zu einer europäischen Zentralbank? Solche In-
stitutionen sind im übrigen notwendig und sehr 
zweckmäßig, wenn man die Entwicklungsländer 
entsprechend den Vorschlägen, die meine Fraktion 
eingebracht hat, stärker fördern will. Sie sind auch 
notwendig, wenn man die armen Regionen in der 
EG fördern will. Denn dies geht nur, wenn man den 
Ländern, in denen diese Regionen sind, währungs-
politischen Beistand gewährt. Dazu braucht man 
bessere und zum Teil neue Institutionen. 

Auf dieses Problem der Währungsordnung ist der 
Bundesfinanzminister in seinem Bericht heute über 
die Tagung des IWF nicht eingegangen. Er hat 
keine Antworten, nicht einmal Hinweise, gegeben. 
Die Aufgabe dagegen wäre es gewesen, in Washing-
ton mit dafür zu sorgen, daß das Thema einer Welt-
währungsordnung, die Dienerin des Welthandels ist 
und der Entwicklung der Länder dient, verfolgt 
worden wäre. 

Zum Schluß einen kleinen Hinweis an Herrn 
Stoltenberg, der jetzt nicht mehr da ist. In der De-
batte im Rahmen der Aktuellen Stunde hatte er auf 
Keynes Bezug genommen. Ich möchte dem eines 
hinzufügen: Ich empfehle ihm sehr, noch einmal die 

Äußerungen von Keynes über die Gründungsphase 
des Weltwährungsfonds nachzulesen. Auch dort hat 
man amerikanisches Hegemoniebestreben erlebt. 
Keynes hat dort europäische Positionen vertreten. 
Er hat diesen Kampf gegen Herrn White verloren. 
— Es ist nützlich, das nachzulesen, damit man 
heute weiß, wie man das jetzt, wo es gilt, eventuell 
besser machen kann. 
Danke sehr. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Für den nichtsachkundigen Be-
obachter sind die beiden Hauptinstitutionen der in-
ternationalen Finanzwelt, der Internationale Wäh-
rungsfonds und die Weltbank, nur sehr schwer aus-
einanderzuhalten. Hinzu kommt eine manchmal zu-
tage tretende Konkurrenz zwischen diesen beiden 
Institutionen. 
Der Internationale Währungsfonds, eigentlich für 

kurzfristige Zahlungsbilanzschwierigkeiten von In-
dustrie- und Entwicklungsländern zuständig, ist in 
den letzten Jahren im Zusammenhang mit der Ver-
schuldungskrise als Feuerwehr stärker in den Vor-
dergrund getreten. Fast konnte dadurch der Ein-
druck entstehen, er allein habe die notwendigen 
Mittel, um zusammen mit Banken bedrängten Ent-
wicklungsländern beizuspringen. Er erweckte den 
Anschein, als sei er die wichtigste Institution der 
Entwicklungshilfe überhaupt, was jedoch nicht 
stimmt. Eigentlich soll er erst einspringen, wenn die 
internationalen Geldströme in Unordnung geraten. 
Das schließt natürlich nicht aus, daß er strenge, 

manchmal recht strenge binnenwirtschaftliche 
Auflagen macht, wenn ein Land Devisenkredite be-
nötigt, um seinen Verpflichtungen nachkommen zu 
können. Auf diese Weise ist der Internationale Wäh-
rungsfonds so etwas wie der internationale Buh-
mann geworden, der innenpolitisch dafür herhalten 
muß, wenn aus Gründen einer einigermaßen seriö-
sen Haushaltsgestaltung und der Kreditfähigkeit 
Sozialgeschenke nicht allzu großzügig verteilt bzw. 
manchmal sogar zurückgenommen werden sollen. 
Die eigentliche Entwicklungshilfeinstitution ist 

die Weltbank. Sie finanziert selbst bestimmte Pro-
jekte oder auch große Strukturprogramme, bei-
spielsweise Industrialisierungsmaßnahmen in be-
stimmten Regionen. Die Rivalitäten zwischen bei-
den Institutionen sollten nicht dazu führen, daß die 
Aufgaben verwischt werden und die Bemühungen 
sich gegenseitig egalisieren. Die Weltbank darf sich 
nicht aus falschem Ehrgeiz auf die Ebene der kurz-
fristigen Hilfestellung begeben, die eigentlich dem 
Internationalen Währungsfonds vorbehalten blei-
ben sollte. Es ist ein Unterschied, ob eine Zahlungs-
krise überbrückt wird, bis ein Land aus eigener 
Kraft wieder flott wird, oder ob man durch langfri-
stige Kredite die Meinung aufkommen läßt, das 
Land könnte sieh mit den notwendigen Anpassun-
gen Zeit lassen. 
Die Gewährung langfristiger Kredite auch durch 

die Weltbank setzt voraus, daß der Entwicklungs- 
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prozeß aus eigener Kraft wieder in Gang gekom-
men ist. Die Weltbank, die für die Entwicklungslän-
der viel getan hat, sollte sich nicht auf das Glatteis 
begeben, ungewisse Programme eines ganzen Lan-
des langfristig finanzieren zu wollen. In diesem Fall 
würden auch die klügsten ökonomischen Analysen 
Fehlinvestitionen nicht verhüten und letztlich zu 
politischen Konsequenzen führen, die bei allen Be-
teiligten nur Ärger hinterlassen und am allerwenig-
sten den Entwicklungsländern etwas nützen. 

Die sehr unterschiedlichen, teilweise extrem ho-
hen Zinsen einiger führender Industrienationen 
führen zu beachtlichen Schwierigkeiten der inter-
nationalen Wirtschaft und Finanzwelt. Die führen-
den Industrienationen sollten gemeinsam an den 
Devisenmärkten intervenieren, um starke Kursaus-
schläge der Währungen zu verhindern, und ihre na-
tionale Zinspolitik besser aufeinander abstimmen. 

Durch die angeschwollenen Zinsströme in Dol-
larwährungen ist die Nachfrage nach dieser Wäh-
rung in einer riskanten Weise in die Höhe ge-
schraubt worden. 

(Matthöfer [SPD]: Sehr wahr!) 

Dort liegen u. a. die Hauptursachen für den hohen 
Kurs dieser Währung und das überaus hohe Zins-
niveau. 

(Matthöfer [SPD]: Hört! Hört!) 

Wahrscheinlich liegen dort die Ursachen für den 
hohen Kursstand und die Zinsen noch mehr als bei 
dem Defizit der Vereinigten Staaten von Amerika. 
Denn wenn man das Defizit der USA zum Bruttoso-
zialprodukt in Vergleich setzt, 

(Matthöfer [SPD]: Richtig!) 

schneiden die USA in relativen Zahlen eigentlich 
gegenüber anderen Ländern gar nicht so schlecht ab. 

(Matthöfer [SPD]: Haushalt oder Lei

-

stungsbilanz?) 

— Haushalt. 

Das führt nun — das ist keine Frage — zu erheb-
lichen Belastungen der nichtamerikanischen Volks-
wirtschaften und zu einer, in dieser Debatte schon 
einige Male erwähnten, erheblichen Fehllenkung 
internationaler Kapitalströme. Darüber muß man 
diskutieren können — auch mit den Amerikanern. 

(Matthöfer [SPD]: Tun Sie es mal!) 

Diese Nachteile gleichen in meinen Augen die 
Vorteile, die sich aus dem hohen Wechselkurs für 
die Exporte u. a. für uns ergeben, leider nicht völlig 
aus. Beide Seiten — die Gläubiger- und die Schuld-
nerstaaten — sind aufgerufen, Anstrengungen für 
die Lösung der aufgetretenen Finanz- und Entwick-
lungsprobleme zu unternehmen. Das Problem muß 
mit kühlem Kopf angegangen werden. Panikstim-
mung kann leicht in die Katastrophe führen. 

Ich glaube, man hat sich bei der letzten Tagung 
ein klein wenig über die aktuelle Situation ge-
täuscht. Das Schuldengebirge ist nach wie vor be-
drohlich. Ich vermute: ohne schmerzhafte Korrek-
turen auch bei den Gläubigerländern wird sich 
diese Frage nicht lösen lassen. 

Die Aufsichtsbehörden in allen Gläubigerländern 
sollten die Banken zu entsprechenden Vorsorge-
maßnahmen wie Wertberichtigungen — ohne die es 
nicht gehen wird, und zwar in einem erheblich hö-
heren Umfang, als es bisher der Fall war —, Rück-
stellungen und Sicherung einer soliden Kapitalba-
sis anhalten. Es ist Aufgabe des Fiskus, auch des 
Fiskus der Bundesrepublik Deutschland, diese 
Maßnahmen steuerlich zu erleichtern. Aber es ist 
auch ein Problem des amerikanischen Fiskus, und 
man muß dem amerikanischen Fiskus sagen, daß 
hier noch einiges bei Wertberichtigungen durch die 
amerikanischen Banken zu tun ist; denn es ist nach 
meiner Meinung nicht gut, daß dieser Schuldenberg 
unverändert erhalten bleibt. Auch mit Umschul-
dungsmaßnahmen und Verlängerungen allein ist 
die Lösung hier nicht zu finden. 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Sind auch 
Sie anti-amerikanisch?) 

— Ich bin überhaupt nicht anti. Ich versuche — im 
Gegensatz zu vielen Rednern hier —, in einer sehr 
objektiven und sehr freundschaftlichen Art nach al-
len Seiten die Probleme anzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe des 
Abg. Matthöfer [SPD] und der Abg. Frau 

Matthäus-Maier [SPD]) 

Bisher ist es den beteiligten Partnern, nicht zu-
letzt den Banken, gelungen, die Situation einiger-
maßen zu beherrschen. Doch das Krisenmanage-
ment kann nicht ad infinitum fortgesetzt werden. 

Patentrezepte gibt es nicht. Das Spektrum der 
betroffenen Schuldnerländer ist sehr groß. Die ei-
gentlichen Problemfälle sind die Länder, die auch 
bei einer nüchternen Lagebeurteilung den Ein-
druck machen, als wenn sie noch lange nicht konso-
lidiert seien. Umfassende Umschuldungsoperatio-
nen, weitere erhebliche sogenannte Fresh-Money-
Beträge, d. h. reichlich unfreiwillige Bankenkredite, 
und nicht erhebliche Wertberichtigungen in den Bi-
lanzen der betroffenen Kreditbanken werden nicht 
zu umgehen sein. Das ist eine unangenehme Konse-
quenz, auf die man hinweisen muß. 

Die Schuldnerländer müssen die notwendigen 
Stabilisierungsanstrengungen ebenfalls fortführen, 
auch wenn sie in höchstem Maße — zugegeben — 
unpopulär und politisch manchmal außergewöhn-
lich schwierig durchsetzbar sind. Die Probleme las-
sen sich nur durch Anstrengungen auf beiden Sei-
ten lösen. Darauf versuche ich hauptsächlich hinzu-
weisen. 

Beim finanziellen Beistand für die Schuldnerlän-
der muß der Übergang von der bloßen Schadensein-
dämmung zu vorausschauenden Langzeitstrategien 
jetzt endlich vollzogen werden. In diesen Zusam-
menhang gehört auch, daß die Schuldnerländer 
sehr viel stärker als bisher die Möglichkeit erhalten 
müssen, über eine entsprechende, an den Markt an-
gepaßte Produktion und über den entsprechenden 
Export in die Gläubigerländer ihre Schulden zu be-
zahlen. Das bedarf noch weitgehender Vereinba-
rungen zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und den USA mit den Schuldnerländern. 
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Nichtamerikanische Gläubigerbanken könnten 

die direkten Auswirkungen stark schwankender 
US-Zinsen auf die Schuldnerländer verringern hel-
fen, indem sie diesen die Umwandlung ausstehen-
der Dollar-Kredite in andere Währungen mit niedri-
geren Zinsen anbieten. Das scheint mir eine sehr 
wichtige Maßnahme zu sein, um den Dollar-Berg zu 
reduzieren. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Abschließend möchte ich noch sagen, daß die an-

haltende Überwachung der Stabilisierungsanstren-
gungen der Schuldnerländer auch in Zukunft eine 
wichtige Aufgabe des Internationalen Währungs-
fonds sein wird. Ohne die aktive Mitwirkung und 
das Prüfsiegel des Fonds läßt sich eine fortgesetzte 
Stärkung durch die Gläubigerländer nicht aufrecht-
erhalten. 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Hoffmann (Saarbrücken). 

Hoffmann (Saarbrücken) (SPD): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Am Schluß der 
Debatte bleibt mir nur, noch ein paar kurze Nach-
fragen zu stellen — auch auf Grund des Besuchs in 
Washington —, weil mir einige Punkte immer noch 
nicht so ganz geklärt zu sein scheinen. Ich möchte 
mit einem Punkt anfangen, der kaum eine Rolle 
gespielt hat, der aber jetzt gerade in dem Beitrag 
von Herrn Abelein gestreift worden ist: Wie stellt 
sich — so ist die erste Frage — für die deutschen 
Kreditgeber die internationale Verschuldungskrise 
dar? 

Bei den Kontakten in Washington ist uns gesagt 
worden: dramatische Situation. Auch Herr Abelein 
hat noch einmal betont, daß der gesamte Schulden-
berg j a nicht kleiner geworden sei. Recht hat er. 
Deshalb gibt es sicher keine Gründe dafür, jetzt so 
zu tun, als wäre dieses Problem bereits hinter uns. 
Aber die Risikoverteilung ist sehr unterschiedlich. 
Die Risikoverteilung ist in den letzten Jahren, ins-
besondere in der Bundesrepublik, systematisch auf 
die öffentlichen Hände übertragen worden und 
nicht so sehr auf die Banken, wie das allgemein 
gesagt wird. 
Ich möchte Ihnen dazu ein kurzes Zitat aus dem 

„Monatsbericht" der Deutschen Bundesbank, Au-
gust 1984, zur Ertragslage der deutschen Kreditin-
stitute vortragen. Dort heißt es: 

Die Jahresüberschüsse vor Steuern nahmen in 
den Jahren 1981, 1982 und 1983 um 13 %, 30 % 
und 16 % zu, und schon 1980 waren sie um 10 % 
gewachsen. 

Nun wird natürlich der eine oder andere sagen: Na 
schön, man muß aber auch die Rückstellungen, man 
muß die gesamte Risikobewältigung betrachten. 
Auch dazu sagt die Bundesbank etwas: 

Bei den ausgewiesenen Jahresüberschüssen 
sind freilich die in den Bilanzen vorgenomme-
nen Korrekturen, d. h. Abschreibungen, Wert-
berichtigungen und Zuführungen zu Rückstel-
lungen vor künftigen Risiken, schon abgesetzt. 

Da ist eine Klammer angefügt, in der noch einmal 
die Zahlen ausgewiesen sind, nämlich für das Jahr 
1983 14 Milliarden DM, für 1982 12 Milliarden DM 
und für 1981 9 Milliarden DM. 

Meine Damen und Herren, mit dieser kurzen 
Randbemerkung will ich feststellen, daß die Situa-
tion der Banken nicht so ist, wie sie uns allgemein 
dargestellt wird. Die Banken haben erhebliche 
Spielräume, in denen sie wesentliche Risiken 
längst über den Steuerzahler oder über vermin-
derte Einnahmen an die öffentliche Hand abgetre-
ten haben. 

Die zweite Rückfrage zu etwas, was mir in Wa-
shington aufgefallen ist — auch das hat hier in der 
Debatte ein paarmal eine Rolle gespielt —, lautet: 
Welche Bedingungen sollen bei der Vergabe inter-
nationaler Kredite eine Rolle spielen? Soll es über-
haupt entsprechende Konditionierungen geben? 
Hier ist ziemlich polemisch über diese Frage disku-
tiert worden. Ich will gar nicht versuchen, das in 
polemischer Art aufzunehmen, weil ich denke, daß 
man um Konditionierungen nicht herumkommt. 

(Dr. Pinger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Davon bin ich überzeugt. Die Frage ist nur: Welche 
Konditionierungen sind es? 

Da ist mir folgender Widerspruch aufgefallen. 
Wir haben in Washington mit Herrn Minister Stol-
tenberg, mit Herrn Minister Warnke und auch mit 
Herrn Staatssekretär Tietmeyer über die Frage dis-
kutiert: Wie konkret sind denn die Auflagen? Es ist 
uns gesagt worden: Diese Auflagen sind nicht sehr 
konkret, sondern beziehen sich auf globale Größen-
ordnungen. Ich habe das einfach hingenommen. 

In Washington habe ich die Gelgenheit wahrge-
nommen — wie andere auch —, mit vielfältigen Ge-
sprächspartnern darüber zu reden. Siehe da, das 
Ergebnis war ein ganz anderes. Leute, die in diesem 
internationalen Geschäft unmittelbar an der Quelle 
sitzen — wenn ich es schriftlich habe, werde ich 
Ihnen das gern öffentlich zur Verfügung stellen —, 
sagen genau das Gegenteil. Sie sagen nämlich: Die 
Auflagen werden zwar nicht veröffentlicht, weil 
dies in der Tat für solche Staaten Probleme ihrer 
Glaubwürdigkeit nach außen darstellte. Aber selbst-
verständlich sind die Auflagen sehr konkret. Sie 
beziehen sich auf ganz konkrete Dinge wie die 
Lohnsituation, wie verschiedene Nahrungsmittel, 
die konkret mit Preisen benannt werden, wie be-
stimmte Sozialtransfers usw. Ich könnte das in den 
Einzelheiten darstellen. 

Das heißt, in der Tat werden hier sehr starke und 
präzise Auflagen gemacht. Es geht nicht nur um 
globale Größenordnungen. Deshalb ist unser Argu-
ment, daß man auch die Rüstungsfragen einbezie-
hen muß, richtig. Wenn es schon um detaillierte 
Fragen geht, dann muß dieses Rüstungsproblem — 
ich komme gleich noch zu einem zweiten — mit auf-
genommen werden. Ansonsten ist es sinnlos, mit 
Staaten darüber zu diskutieren, die mengenweise 
Geld für die Rüstung ausgeben, obwohl sie das Geld 
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eigentlich dazu benutzen müßten, um ihr eigenes 
Aufbauprogramm zu realisieren. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Dr. Rumpf [FDP]) 

Ich möchte einen zweiten Punkt nennen, den 
man mit einbeziehen muß, zu dem ich aber keine 
Lösung vorschlagen kann. Viele dieser Staaten be-
kommen internationale Kredite. In derselben Zeit, 
in der sie diese Kredite empfangen, wird ein Groß-
teil — möglicherweise sogar noch mehr als das, was 
sie empfangen — als Fluchtgeld aus diesen Län-
dern wieder heraustransportiert und fließt in indu-
strialisierte Staaten, in denen man entsprechend 
hohe Zinsgewinne erzielen kann. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Das stimmt 
leider!) 

Jedem von uns ist das unangenehm. Ich weiß nicht, 
wie man diesen Problemen beikommt. Aber ich 
denke, wir müßten über diese Frage offensiver 
nachdenken und auch die internationalen Behör-
den mit dieser Frage konfrontieren. 

Alle drei Bereiche bedeuten, daß eine Konditio-
nierung, wenn sie notwendig ist, Voraussetzungen 
mit sich bringt, über die wir weiter diskutieren 
müssen. Wir müssen die Lage der Ärmsten, die so-
ziale Situation der Länder berücksichtigen. Wir 
müssen die Einbeziehung der Rüstungsausgaben 
verlangen, und wir müssen die Erfassung des 
Fluchtkapitals aus den Drittländern ebenfalls ein-
beziehen. 

Die dritte Frage, die ich in der Kürze der Zeit stel-
len möchte, lautet: Hat es ein konkretes neues 
Hilfsprogramm über die Maßnahmen hinaus, die 
wir bisher diskutiert haben, in Washington gege-
ben? Darauf gibt es auch eine Antwort. In Washing-
ton wird gesagt: Ja, wir haben ein neues Programm, 
nämlich das Subsaharaprogramm. Meine Damen 
und Herren, wer dieses Subsaharaprogramm an-
sieht, stellt plötzlich fest, daß es ein Etikett auf 
einer Flasche ist, in der sich nichts befindet. Wer 
wie ich mit Nachdruck dafür eintritt, daß ein Subsa-
haraprogramm bald realisiert werden muß, weil es 
notwendig ist, kann es natürlich auf einer solchen 
internationalen Konferenz nicht dabei belassen, ein 
Etikett hinzuhängen und nicht zu sagen, wie es 
finanziert wird. 

Ich möchte Ihnen deshalb ganz deutlich sagen: In 
Washington ist sogar das Gegenteil passiert. Die 
Tatsache, daß China in bestimmte Zahlungen der 
internationalen Abkommen einbezogen wird, be-
deutet, daß die Quote für die afrikanischen Staaten 
verringert werden wird. Wenn Sie bei einem sol-
chen Programm, das Sie mit einem Titel versehen 
haben, nicht konkret sagen, womit es finanziert 
wird, bedeutet das auf gut deutsch, daß die struktu-
rellen Probleme Afrikas schwieriger und nicht et-
was leichter zu lösen sind. 

Das ist für mich ein sehr betrübliches Fazit, weil 
ich mir denke, daß wir allgemein in Sonntagsreden 
sehr viel über die Hungersituation in Afrika disku-
tieren, daß wir sehr mithelfen, daß private Spenden-
aktionen erfolgen, daß wir aber in diesen Struktur

-

fragen, in denen wir nun wirklich internationale 
Programme dringend brauchen, nur mit kleiner 
Münze bezahlen. Ich finde, das muß bei uns weiter 
diskutiert werden. Es gibt eine kleine Gruppe von 
Parlamentariern, die in einigen dieser Staaten war. 
Wenn diese Reise nicht völlig umsonst gewesen 
sein soll, muß es hier Konsequenzen für dieses Pro-
gramm geben. Ich denke, wir sollten darüber weiter 
diskutieren. 

Wenn ich für mich einen Schlußstrich unter die 
kurzen Erfahrungen, die ich sammeln konnte, zie-
hen soll, so möchte ich sagen: Die Zusammenkunft 
in Washington hat gezeigt, daß die aktuelle Diskus-
sion durch allgemeine Spekulationen über den US-
Dollar zugedeckt wird. Man hat viel zu sehr über 
die Psychologie der Währung gesprochen und viel 
zu wenig über die Strukturprobleme, die dahinter-
stehen. Vor allen Dingen hat man, weil man weiß, 
daß sich vor den amerikanischen Wahlen nichts in 
der amerikanischen Politik bewegt, auch gar nicht 
erst den Versuch gemacht, größere Lösungsansätze 
zu zeigen oder durchzusetzen. 

Deshalb denke ich, daß die eigentliche Bewäh-
rungsprobe — auch für unsere Position — erst im 
April 1985 auf der Tagesordnung steht, wenn näm-
lich bei der Frühjahrstagung die Probleme ganz 
frisch und offen behandelt werden. Wir haben die 
Chance, daß wir bis dahin unsere Position präzisiert 
haben. Wir haben auf Grund dieser Diskussion ge-
nügend Möglichkeiten, bei denen wir anpacken 
können, wie z. B. bei dem von uns vorgelegten und 
verlangten Zukunftsprogramm für die Dritte Welt, 
der die Einbeziehung der Rüstungsaufwendungen 
und der Berücksichtigung des Fluchtkapitals. Nicht 
zuletzt gehören dazu die Diskussion über die inter-
nationale Schuldenkonferenz, und schließlich die 
Frage, wie wir konzertiert mit anderen zusammen 
einen Druck auf die US-Zinsen ausüben können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Ich schließe die Aussprache. 

Für den vorliegenden Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP zu Tagesord-
nungspunkt 3 auf Drucksache 10/2063 ist Ausschuß-
überweisung beantragt worden, und zwar zur feder-
führenden Beratung an den Finanzausschuß, zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft und 
an den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar-
beit. Weitere Vorschläge gibt es nicht. Ist das Haus 
mit diesem Vorschlag einverstanden? — Es wird so 
verfahren. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung personalaus-
weisrechtlicher Vorschriften 
— Drucksache 10/2010 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß 
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Das Wort dazu wird nicht gewünscht. Der Älte-

stenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf auf Druck-
sache 10/2010 zur federführenden Beratung an den 
Innenausschuß und zur Mitberatung an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. Andere Vorschläge 
gibt es nicht. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Es  ist so beschlossen. 
Nun käme die Fragestunde. Sie soll um 13 Uhr 

beginnen. 
Ich unterbreche die Sitzung. Sie wird um 13 Uhr 

mit der Fragestunde fortgesetzt. 
(Unterbrechung von 12.28 bis 13.01 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir setzen die unterbrochene Sitzung fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/2051 — 

Da  habe ich zunächst zwei Ministerien, die leer 
ausgehen, weil die Fragesteller um schriftliche Be-
antwortung ihrer Fragen bitten. 

Das betrifft zuerst den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für das Post- und Fernmeldewesen: 
Die Fragen 2 und 3 der Abgeordneten Frau 
Roitzsch (Quickborn) werden auf Wunsch der Fra-
gestellerin schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 
Weiter betrifft das den Geschäftsbereich des Bun-

desministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau: Die Fragen 4 und 5 werden ebenfalls auf 
Wunsch des Fragestellers, des Abgeordneten Dr. 
Sperling, schriftlich beantwortet. Die Antworten 
werden als Anlage abgedruckt. 
Wir kommen also nun zum Geschäftsbereich des 

Bundesministers für wirtschaftliche Zusammenar-
beit. Zur Beantwortung der Fragen steht uns der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. Köhler 
zur Verfügung. 

Ich rufe nunmehr die Frage 6 des Abgeordneten 
Bindig auf: 

Zu welchen Ergebnissen kommt eine Studie des Deut-
schen Instituts für Entwicklungspolitik über die Beschäfti-
gungswirksamkeit deutscher Entwicklungshilfe, und warum 
hält das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit den Inhalt der Studie unter Verschluß (siehe „Wirt-
schaftswoche" 39/1984)? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Kol-
lege Bindig, ich beantworte Ihre Frage wie folgt: 
Eine Studie des Deutschen Instituts für Entwick-
lungspolitik in Berlin über die beschäftigungswirk-
samkeit der deutschen Entwicklungshilfe liegt dem 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit nicht vor. Das Institut hat im vergangenen 
Jahr vielmehr eine Kurzstellungnahme zu dieser 
Frage erstellt — es handelt sich um knapp acht 
Schreibmaschinenseiten —, die dem Artikel der 
„Wirtschaftswoche" vom 21. September offensicht-
lich zugrunde liegt. Bei solchen Kurzstellungnah-
men, die zur persönlichen Beratung des Ministers  

verfaßt wurden, stellt sich auch nach früherer Pra-
xis die Frage einer Veröffentlichung durch das Mi-
nisterium nicht. 
Das -Kurzpapier des deutschen Entwicklungsin-

stituts kommt zu folgendem Ergebnis: Entwick-
lungshilfe dient in erster Linie der Förderung der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Län-
der der Dritten Welt. Sie ist als Instrument einer 
aktiven — ich wiederhole: aktiven — Beschäfti-
gungspolitik in der Bundesrepublik weniger geeig-
net. Dies entspricht, wie sich aus zahlreichen offi-
ziellen Äußerungen ergibt, auch der Haltung der 
Bundesregierung. 
Ich darf Ihnen abschließend, Herr Kollege Bindig, 

noch einen Hinweis geben: In Kürze erscheint in 
der Reihe der BMZ-Forschungsberichte eine umfas-
sende Studie zum Thema „Wirtschaftliche Zusam-
menarbeit mit Entwicklungsländern und Beschäfti-
gung in der Bundesrepublik Deutschland", die vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung in Ber-
lin im Auftrag des BMZ erstellt worden ist. Das 
dürfte eine gute Grundlage für eine allgemeine Dis-
kussion dieser Fragen sein. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, enthält denn 
dieses Informationspapier für den Minister die in 
dem Artikel der „Wirtschaftswoche" angegebenen 
Erkenntnisse, daß Bestimmungen, die in Richtung 
auf eine Art Lieferbindung wirken, zu einer Ver-
teuerung der Entwicklungsprojekte führen und so-
gar Arbeitsplätze in der Bundesrepublik gefährden 
könnten? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, solche Auffassungen, die bei der ganz überwie-
gend makroökonomischen Anlage dieses Papiers 
auftreten, werden von uns in keiner Weise geteilt. 
In den Leitlinien des BMZ für die Verbesserung der 
Beschäftigungswirksamkeit wird ja klar festge-
stellt, daß mit der verstärkten Berücksichtigung der 
Beschäftigungswirksamkeit nicht die Prinzipien 
des Wettbewerbs außer Kraft gesetzt werden dür-
fen. Durch Preisvergleiche und Preisprüfung stellt 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau sicher, daß bei 
Wahrung der Chancengleichheit deutscher Anbie-
ter den Entwicklungsländern keine Preisnachteile 
entstehen. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, ist denn dieses 
achtseitige Informationsblatt nicht auch aus Steu-
ergeldern bezahlt worden, und warum wird einem 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages nicht die 
Möglichkeit gegeben, ein solches Papier einzuse-
hen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, ich habe eben darauf hingewiesen, daß solche 
Einzelberatungen in aller Regel nicht veröffentlicht 
worden sind. Es handelt sich hier aber keineswegs 
um Geheimwissen. Auch wenn das Papier zur per- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Köhler 
sönlichen Beratung des Ministers erstellt wurde, 
bin ich gerne bereit, Ihnen ein Exemplar zur Verfü-
gung zu stellen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, können wir 
davon ausgehen, daß Sie die Praxis Ihres Hauses, 
solche für den Minister erstellten Papiere der Öf-
fentlichkeit nicht freizugeben, noch einmal über-
prüfen werden, auch im Lichte der Debatte der letz-
ten Sitzungswoche, in der beispielsweise Ihr Kol-
lege Herr Dr. Czaja hier sehr nachdrücklich auf die 
verfassungsrechtliche Informationspflicht der Bun-
desregierung gegenüber den Abgeordneten hinge-
wiesen hat? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, wie wir die Dinge sehen, geht doch daraus her-
vor, daß wir gleichzeitig eine umfassende Studie zu 
dem ganzen Fragenkomplex, die ich eben erwähnt 
habe, in Auftrag gegeben haben, die selbstverständ-
lich den Abgeordneten zur Verfügung stehen und 
veröffentlicht werden wird. Ich glaube, das zeigt 
schon deutlich, daß wir auf diesem Gebiet eine 
klare Diskussion aller Aspekte nicht scheuen. Das 
auf der Basis einer punktuellen Einzelberatung zu 
machen, halte ich allerdings nicht für zweckmäßig. 
Dann sollten wir uns über alle verfügbaren Fakten 
unterhalten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Broll 
zu einer Zusatzfrage. 

Broll (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, dem Kollegen Bindig zur 
Hilfe bei seiner Arbeit sämtliche Papiere zu geben, 
die auf Steuerkosten erstellt worden sind? 

(Heiterkeit) 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Broll, ich glaube nicht, daß ein solches Verfahren 
den langjährigen guten Beziehungen zwischen dem 
Kollegen Bindig und mir entspräche. Das wäre ein 
Akt der Grausamkeit. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Broll, ich 
hatte schon an Ihrem Gesicht gesehen, was Sie für 
eine Frage stellen wollten, um uns ein bißchen zu 
belustigen. 
Herr Kollege Brück zu einer Zusatzfrage. 

Brück (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, davon ausgehend, daß die „Wirtschaftswo-
che" behauptet, daß in dem Papier gesagt werde, 
eine Lieferbindung in der Bundesrepublik würde 
für die Arbeitsplätze kontraproduktiv wirken: Se-
hen Sie nicht die Gefahr, daß, wenn der Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Zusammenarbeit landauf, 
landab in Interviews immer wieder darauf hinweist, 
daß es vor allem auch darum gehe, Aufträge für die 
deutsche Wirtschaft zu sichern, dies dazu führen 
kann, daß auch andere Länder verstärkt Lieferbin-
dungen einführen, was dann weniger Aufträge für  

die deutsche Wirtschaft nach sich zieht, die, wie wir 
wissen, im internationalen Bereich wettbewerbsfä-
hig ist? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Kollege Brück, in 
der Hoffnung, daß ich Ihre Frage in der Situation 
voll erfaßt habe, darf ich darauf antworten, daß uns 
diese Gefahren sehr wohl bekannt sind. Aus diesem 
Grunde haben wir und auch der Minister bei seinen 
zahlreichen Äußerungen zu diesen Fragen immer 
wieder klar herausgestellt, daß Beschäftigungs-
wirksamkeit in unserer Interpretation nicht Liefer-
bindung heißt und daß wir eine Lieferbindung im 
Zusammenhang mit Entwicklungshilfeleistungen 
nicht einzuführen gedenken. 
Es gibt in dieser Frage einschlägige Erfahrungen 

aus dem Jahre 1968, als der Kollege Wischnewski 
Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit war. 
Ich habe mich in den letzten Tagen noch einmal mit 
diesen Erfahrungen befaßt. Gerade dies hat dazu 
geführt, daß wir eine klare Trennung zwischen dem 
Gesichtspunkt der Beschäftigungswirksamkeit und 
der Lieferbindung machen. 
Ich würde aber auch darum bitten, Herr Kollege 

Brück, daß die zahlreichen Kollegen, die uns immer 
wieder mit sehr konkreten Wünschen zu Projekten 
ansprechen, bei den berechtigten Sorgen Ihres 
Wahlkreises diese Grundsatzfrage genauso im 
Auge behalten, wie wir uns bemühen, dies zu tun; 
denn es gibt hier zweifellos neben der von Ihnen 
hervorgehobenen makroökonomischen Betrach-
tung natürlich auch die Betrachtung im Einzelfall, 
wo ein Auftrag unter Umständen das Überleben 
einer Firma in den nächsten Monaten bedeuten 
kann. 

Vizepräsident Westphal: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 
Ich rufe die Frage 7 des Abgeordneten Bindig 

auf: 
Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung für ihre 

entwicklungspolitische Zusammenarbeit mit Zaire, wenn 
Meldungen zutreffen, wonach der zairische Staatspräsident 
Mobutu seit Jahren Geldbeträge — man spricht von minde-
stens 2 Milliarden US-Dollar — auf private Konten im Aus-
land übertragen haben soll, und sieht die Bundesregierung 
im Zusammenhang damit negative Auswirkungen auf die 
Pflege unserer Beziehungen mit Zaire angesichts von Infor-
mationen, wonach die Mitarbeiter der zairischen Botschaft 
in Bonn seit zehn Monaten keine Gehälter mehr erhalten 
haben sollen? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, die  deutsch-zairische Zusammenarbeit dient 
der Verbesserung der Lebensverhältnisse der 
30 Millionen Einwohner Zaires. Die Mittel, die im 
Rahmen der deutsch-zairischen Zusammenarbeit 
zugesagt werden, sind zur Durchführung von Pro-
jekten, die der Bevölkerung unmittelbar dienen, er-
forderlich. Bei dem auch mit Zaire im Rahmen der 
Entwicklungszusammenarbeit geführten Politikdia-
log, den die Bundesregierung besonders pflegt, wird 
darauf hingewirkt, daß die zairische Regierung alle 
ihr zur Verfügung stehenden Mittel zur Entwick-
lung des Landes einsetzt. Das tun wir im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden — sicherlich 
nicht übermäßigen — Möglichkeiten. 
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Parl. Staatssekretär Dr. Köhler 
Nun wird seit Jahren in der Presse berichtet, daß 

Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens in Zaire 
große Vermögen im Ausland besitzen. Möglichkei-
ten, solche Meldungen, z. B. daß der Präsident der 
Republik Zaire Geldbeträge auf private Konten ins 
Ausland überweist, zu überprüfen, hat die Bundes-
regierung nicht. 

Was die Gehälter für zairische Diplomaten in 
Bonn betrifft, so fallen Auszahlung und Festsetzung 
der Gehälter natürlich in die Zuständigkeit zairi-
scher Stellen und sind dem Einblick der Bundesre-
gierung ebenfalls entzogen. Trotzdem haben wir 
uns darum gekümmert, und wir haben erfahren, 
daß die Zahlungsrückstände Ende September aus-
geglichen worden seien. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, hat denn die 
Bundesregierung, wenn es immer wieder Informa-
tionen über grenzenlosen Reichtum einiger führen-
der Leute in Zaire gibt, einmal versucht, herauszu-
finden, ob diese Meldungen stimmen, z. B. über ih-
ren Botschafter? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bin-
dig, selbstverständlich haben wir alle Informatio-
nen eingeholt, die dazu überhaupt zu bekommen 
sind. Und wenn Sie in den Zahlen der letzten Jahre 
einmal nachschauen, werden Sie deutlich merken, 
daß die zeitweiligen Rückstände Zaires in der Be-
dienung seiner Schulden von uns auch zum Gegen-
stand haushaltsmäßiger Konsequenzen gemacht 
worden sind. Zaire ist in den Jahren 1978 bis 1981 in 
weit größerer Höhe mit Mitteln der Zusammenar-
beit bedient worden als in den letzten drei Jahren. 
Ich kann Ihnen die Zahlen im einzelnen gern zur 
Verfügung stellen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Bindig. 

Bindig (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie sa-
gen, daß sich die Bundesregierung selbstverständ-
lich darum bemüht hat, solche Fragen aufzuklären: 
Können Sie dann einmal einen ganz konkreten Be-
leg erbringen, daß die Bundesregierung sich um die 
Frage gekümmert hat, ob der Staatspräsident die-
ses Landes, Mobutu, nun 2 Milliarden DM oder 15 
Milliarden DM auf Konten im Ausland angelegt 
hat, wie in Medien immer wieder behauptet wird? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
nur noch einmal sagen, Herr Kollege Bindig, daß 
die Nachprüfung — und nur die würde ja zur Wahr-
heitsfindung führen — solcher Meldungen nicht im 
Rahmen unserer Möglichkeiten liegt. Sie wissen 
auch, daß so etwas, wenn es geschieht, normaler-
weise in Ländern geschieht, in denen das Bankge-
heimnis mit einer Strenge gehütet wird, die jeder-
mann den Einblick unmöglich macht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
wenn Sie also an dem Finanzgebaren dieses Staats-
oberhaupts außerhalb seines Landes nicht so sehr 
interessiert sind: Würde Sie dann vielleicht mehr 
interessieren, was dieser Mann so an Lebensstil 
innerhalb seines Landes präsentiert, wozu gehört, 
daß er eine eigene Residenzstadt hat aufbauen las-
sen, in die er nur mit dem Flugzeug gelangen kann? 
Spielt denn ein solches Kriterium bei der Vergabe 
von Entwicklungshilfe keine Rolle? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schwenninger, wie in ähnlichen Fällen, die es in der 
Dritten Welt gibt — sicherlich nicht nur in dem 
Lande, das Sie hier erwähnen —, ist die normale 
Schlußfolgerung deutscher Entwicklungspolitik die, 
daß wir die Schwerpunkte unserer Zusammenar-
beit auf Sektoren legen, die der Bevölkerung unmit-
telbar zugute kommen. Das heißt in Zaire, daß wir 
den Schwerpunkt auf Transport und Landwirt-
schaft und in Zukunft verstärkt auch auf Trinkwas-
ser- und Elektrizitätsversorgung in ländlichen Zen-
tren und die Unterstützung des Basisgesundheits-
wesens legen. Wir haben zu diesem Zweck eine 
Evaluierungsmission vorgenommen, um sicherzu-
stellen, daß dieses Geld tatsächlich dort hinkommt, 
wo wir es hinhaben wollen, nämlich zu den armen 
Bevölkerungsschichten. Durch Untersuchungen un-
abhängiger Gutachter fühlen wir uns in diesem An-
satz absolut bestätigt. Die Evaluierung hat aus-
drücklich festgestellt, daß die Projektergebnisse un-
mittelbar der Bevölkerung zugute kommen. 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Toete-
meyer zu einer Zusatzfrage, bitte schön. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, spielt die 
Frage, in welcher Weise Gefahr besteht, daß deut-
sche Entwicklungsgelder von Potentaten der Ent-
wicklungsländer zu falschen Zwecken genutzt wer-
den, in Ihren Überlegungen überhaupt keine 
Rolle? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Toe-
temeyer, seit der berühmten Geschichte mit dem 
goldenen Bett und der gläsernen Badewanne vor 
nunmehr annähernd 20 Jahren hat jede Bundesre-
gierung mit äußerster Sorgfalt darauf geachtet, daß 
die von uns zur Verfügung gestellten Mittel nicht in 
mißbräuchliche Wege geleitet werden können. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende dieses 
Geschäftsbereichs. Ich danke Herrn Parlamentari-
schen Staatssekretär Dr. Köhler für die Beantwor-
tung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie. Zur Be-
antwortung der Fragen steht der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Dr. Probst zur Verfügung. 
ich rufe zuerst die Frage 8 des Herrn Abgeordne-

ten Sauermilch auf: 
Warum wird nach Auffassung der Bundesregierung mit 

der Erhöhung der Atomtransporte durch Inbetriebnahme 
des Zwischenlagers Gorleben nicht wenigstens so lange ge-
wartet, bis die vom Bundesminister für Forschung und Tech-
nologie in Auftrag gegebene Risikoanalyse über Atomtrans-
porte vorliegt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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Dr. Probst, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Forschung und Technologie: Herr Kollege 
Sauermilch, in dem in der Frage angesprochenen 
Forschungsprojekt Sicherheitsstudien Entsorgung 
— kurz auch PSE genannt — wird ein sicherheits-
analytisches Instrumentarium entwickelt, und zwar 
für alle wesentlichen Einrichtungen der Entsor-
gung, ergänzt um Transporte radioaktiver Stoffe. 

Bei Transporten geht es schwerpunktmäßig um 
die Modellierung einer angenommenen Freisetzung 
von Radionukliden aus Transportbehältern bei an-
genommenen Unfällen während des Transportes 
radioaktiver Stoffe zwischen Kernkraftwerken und 
den Anlagen zur Entsorgung. Es werden probabili-
stische Methoden angewandt, um für Ereignisse, 
die zu einer Strahlenexposition führen können, die 
Werte für die Kollektivdosis bestimmen zu kön-
nen. 

Die in PSE entwickelten Methoden und Fallbei-
spiele sind von der notwendigen deterministischen 
Bestimmung maximaler Individualdosen im Rah-
men von atomrechtlichen Genehmigungen schon 
im Ansatz verschieden. Daher können vom For-
schungsprojekt PSE 

(Conradi [SPD]: Auf deutsch!) 

keine Vorgaben für die Genehmigung von Trans-
porten radioaktiver Stoffe abgeleitet werden. 

Über die Genehmigung von Transporten radio-
aktiver Stoffe muß nach geltendem Atom- und Ver-
kehrsrecht und den darin sichergestellten Schutz-
maßnahmen entschieden werden. Die in der Bun-
desrepublik Deutschland geltenden Transportvor-
schriften beruhen auf den weltweit befolgten Emp-
fehlungen der Internationalen Atomenergieorgani-
sation in Wien für den sicheren Transport radio-
aktiver Stoffe. Jahrelange Erfahrungen zeigen, daß 
die Transportvorschriften ausreichend sind. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat es bisher 
im Zusammenhang mit der Beförderung radioakti-
ver Stoffe noch keinen Unfall gegeben, bei dem Per-
sonen durch Strahlung oder durch freigesetzte ra-
dioaktive Stoffe nachweislich geschädigt worden 
sind. 

(Conradi [SPD]: Noch nicht!) 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Bundes-
regierung keinen Anlaß sieht, die anstehenden 
Transporte zum Zwischenlager Gorleben nicht zu 
genehmigen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ein-
mal abgesehen von dem Fachchinesisch, das Ihre 
Antwort wieder auszeichnet: Bestätigt die Bundes-
regierung die Aussage im Zwischenbericht der ge-
nannten Risikoanalyse, wonach selbst bei der An-
nahme einer unfallfreien Beförderung die Atom-
transporte den größten Beitrag zum Gesamtrisiko 
der Entsorgung leisten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat keine Kenntnis, daß im Zwischenbericht 
als Ergebnis eine solche Aussage wie die von Ihnen 
formulierte steht. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Sauermilch (GRÜNE): Wenn das so ist: Welche 
neuen Informationen liegen Ihnen denn vor, die 
diese Aussage aus dem Zwischenbericht des Pro-
jektes Sicherheitsstudien Entsorgung Nr. Z usw. — 
Sie kennen sie j a — widerlegen? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Studie hat 
eine ganz andere Aufgabe als die, in ein Genehmi-
gungsverfahren einzuwirken. Die Studie ist eine 
Analyse des gesamten Umfeldes, die früher oder 
später auch als Beweis dafür herangezogen werden 
kann, daß ein Gesamtentsorgungskonzept — immer 
unter der Annahme eines möglichen Störfalls — 
vernünftig ist, positiv ist und auch die größtmögli-
che Sicherheit gewährleisten kann. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatssekretär, bestä-
tigt die Bundesregierung die Aussage im Zwischen-
bericht der vom Bundesforschungsministerium in 
Auftrag gegebenen Studie, wonach auch bei dem 
störungsfreien Betrieb von Schienentransporten 
nennenswerte Kollektivdosen auftreten und das 
Transportpersonal und die Bevölkerung entlang der 
Transportstrecken der radiologischen Wirkung der 
die Abschirmung durchdringenden Gamma- und 
Neutronenstrahlung ausgesetzt sind? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Nein. 
(Frau Nickels [GRÜNE]: Können Sie das 

ein bißchen ausführen?) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Wenn das alles so ist, 
dann möchte ich Sie gern fragen, warum der Zwi-
schenbericht dieser Risikostudie auch auf Anfrage 
bei Ihnen nicht erhältlich war. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die bisher ermit-
telten wichtigen Zwischenergebnisse sind veröf-
fentlicht und auch zugänglich. Die endgültige Zu-
sammenstellung der vorhandenen Zahlen ist der-
zeit im Gange. Es wird Anfang 1985 eine Veröffent-
lichung erfolgen. Da ist nichts geheim, Frau Kolle-
gin. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben ja in einer Pressemitteilung erklärt, daß diese 
Studie in einigen 100 Exemplaren an interessierte 
Bibliotheken abgegeben worden sei. Können Sie 
sich vorstellen, daß auch der Interessentenkreis der 
Mitglieder des Ausschusses für Forschung und 
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Catenhusen 
Technologie künftig mit solchen Informationen ver-
sorgt werden könnte? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Selbstverständ-
lich kann ich mir das vorstellen. Sie können diese 
Informationen natürlich jederzeit haben. Bloß: Es 
ist ein Zwischenbericht. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie 
gedenkt das Bundesforschungsministerium auf die 
Anfrage der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg 
nach Durchführung einer öffentlichen Diskussions-
veranstaltung zu den Atomtransportrisiken zu ant-
worten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Mir ist diese An-
frage persönlich nicht bekannt, also kann ich auch 
nicht sagen, wie wir darauf antworten werden. Ich 
nehme an, daß die Anwort höflich und sachlich er-
folgen wird. 

(Zuruf von der SPD: Das walte Gott!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Nickels zu einer Zu-
satzfrage.  

Frau Nickels (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ha-
ben Sie die Absicht, in Zukunft eine Information 
der Bevölkerung, die an den Transportstrecken lebt, 
durchzuführen? Liegen für diese Transportstrecken 
eigene Katastrophenschutzpläne vor? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Da ich zwar für 
die Bundesregierung, aber nicht für den für die Ge-
nehmigungsverfahren in diesem Bereich zuständi-
gen Innenminister spreche, entzieht es sich meiner 
Kenntnis, wie derzeit die Informationslage auf die-
sem Gebiet ist. Aber im Grunde steht nichts im 
Wege, daß solche Informationen gegeben werden. 
Die Frage ist lediglich, welchen Sinn es haben soll. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Dann tun Sie es 
doch!) 

Das Entscheidende in dieser Frage ist, daß ein 
maximaler Schutz gewährleistet ist. Das zu gewähr-
leisten, ist die Bundesregierung außerordentlich in-
tensiv bemüht. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Na!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Hürland. 

Frau Hürland (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wenn es zutreffend ist, daß bedauerlicherweise in 
Kohlegruben und auch bei Kohletransporten jähr-
lich immer noch sehr viele — auch tödliche — Un-
fälle passieren, aber nicht im Bereich der Kern-
kraftwerke, dann frage ich: Könnten Sie sich vor-
stellen, daß die Bundesregierung auch einmal in 
diesem Bereich eine Aufklärung betreibt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat natürlich die verschiedenen Risikofakto-
ren in den einzelnen Bereichen einander gegen

-

übergestellt und damit selbstverständlich auch im 
gesamten Bereich der Energieversorgung die Risi-
ken abgewogen. Es ist kein Zweifel, daß der Bereich 
mit dem geringsten Risiko die Atomenergieversor-
gung ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, würde es die 
Kapazität dieser Regierung zur internen Koordina-
tion überschreiten, wenn Ihr Haus das Bundesin-
nenministerium — der Staatssekretär sitzt zwei 
Stühle neben Ihnen — um Amtshilfe bitten würde, 
um sicherzustellen, daß die Bevölkerung, die an die-
sen Transportwegen wohnt, auf die Gefahren der 
Atomtransporte hingewiesen wird und entspre-
chende Schutzpläne für den Fall entwickelt werden, 
daß einmal etwas passiert? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Conradi, wir könnten natürlich jetzt über alle nur 
denkbaren Bereiche diskutieren. Ich spreche für 
das Forschungsministerium und dadurch, in dieser 
Eigenschaft, auch für die Bundesregierung. Wenn 
Sie aber eine entsprechende Frage haben, steht es 
Ihnen jederzeit frei, diese Frage so zu präzisieren, 
daß das Innenressort die Frage nach Ihrem Wun-
sche beantwortet. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
hat gerade der Bundesforschungsminister seit Jah-
ren in diesem Bereich — gerade was Gorleben und 
Kernenergie betrifft — große Öffentlichkeitskam-
pagnen gemacht, um aufzuklären. Wird sich der 
neue Forschungsminister dessen annehmen, um 
das, was im Parlament in der Fragestunde an Fra-
gen, bezogen auf das Gutachten, das Sie erwarten, 
aufgenommen wurde, der Öffentlichkeit darzustel-
len? Es kann doch nicht sein, daß Sie in einem sol-
chen Falle die Verantwortung für die Öffentlich-
keitsarbeit dem Innenminister übertragen wollen. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
fürchte, daß Sie jetzt verschiedene Probleme durch-
einanderwerfen. Das eine ist das Problem der Auf-
klärung durch die Bundesregierung. Hier läßt sich 
diese Bundesregierung von keiner Ihrer Vorgänge-
rinnen übertreffen. Es ist eine Bundesregierung der 
offenen Information. Das gilt für alle Bereiche. 

(Zuruf von der SPD: Oh!) 
Der zweite Bereich ist die Frage eines atomrecht-

lichen Genehmigungsverfahrens. Eine derartige 
Frage zu stellen steht Ihnen frei. Sie wird Ihnen 
dann von dem zuständigen Ressort beantwortet 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 9 des 
Abgeordneten Sauermilch auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage aus dem 
Zwischenbericht dieser Risikostudie von Mai 1983, derzu-
folge die zu erwartende Kollektivdosis an radioaktiven 
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Strahlen für die Bevölkerung bei Realisierung des vorgese-
henen „Integrierten Entsorgungskonzepts" um das Vierfache 
ansteigt, vor dem Hintergrund des § 28 Strahlenschutzver-
ordnung, demzufolge „jede unnötige Strahlenexposition oder 
Kontamination von Personen, Sachgütern oder der Umwelt 
zu vermeiden" ist? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sau-
ermilch, für das von PSE gewählte Fallbeispiel er-
gibt sich nach den vorläufigen Ergebnissen im Zwi-
schenbericht Z 3/III A, Stand Mai 1983, beim be-
stimmungsgemäßen Transport für die Kollektivdo-
sis im Rahmen eines dezentralen Integrierten Ent-
sorgungskonzeptes ein um den Faktor 4 höherer 
Wert als im Fall des Nuklearen Entsorgungszen-
trums, in dem die Anlagen zur Entsorgung und 
Endlagerung an einem Standort zusammengefaßt 
sind. Die Ursache liegt in den bei einer dezentralen 
Entsorgung längeren Transportstrecken und im er-
höhten Transportaufkommen bei Abfällen aus der 
Wiederaufarbeitung. 
Insgesamt ist die Kollektivdosisbelastung durch 

Transporte gering im Vergleich zur Kollektivdosis-
belastung aus den gesamten Anlagen des Brenn-
stoffkreislaufs und auch äußerst gering im Ver-
gleich zur Dosisbelastung aus natürlicher Radioak-
tivität. Die natürliche Radioaktivität ist diesbezüg-
lich mindestens um den Faktor 100 größer. Stand-
ortentscheidungen für kerntechnische Anlagen 
können aus sachlichen und rechtlichen Gründen 
aus den für die Transporte abgeschätzten Kollektiv-
dosen nicht abgeleitet werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Können Sie bestätigen, daß 
die Aussage im Zwischenbericht, wonach für den 
schwach- und mittelaktiven Atommüll auf Grund 
der instabilen Umhüllung eine Kollektivdosisstrah-
lung angenommen werden muß, die 24mal so groß 
ist wie die Strahlendosis, die für den unfallfreien 
Transport angenommen wird, richtig ist? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
diese Aussage im Augenblick nicht bestätigen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, enthält 
der von Ihnen angesprochene Zwischenbericht 
auch Aussagen über die zu erwartenden Kollektiv-
dosen an radioaktiven Strahlen für die Bevölkerung 
im Vergleich zur Realisierung eines Entsorgungs-
konzeptes mit Wiederaufarbeitung oder eines ohne 
Wiederaufarbeitung mit direkter Endlagerung? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, daß der Endbericht hierüber Aufschluß gibt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
ich aus Ihrer Antwort schließen, daß bei diesem 
Bericht, den Sie ja angesprochen haben, auch 

gleichzeitig ein gesamtes integriertes Entsorgungs-
konzept, also auch die Wiederaufarbeitung in Gorle-
ben, betrachtet wurde? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Es ist der Zweck 
dieser Studie, für den gesamten Entsorgungsbe-
reich sicherheitsanalytische Modelle zu entwickeln. 
Auch Optimierungsfragen können damit unter-
sucht werden. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ist davon auszugehen, daß Herr Ministerpräsi-
dent Albrecht die Wiederaufbereitung will? 

(Zuruf von der SPD: In Gorleben!) 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, daß selbstverständlich nicht nur Herr Minister-
präsident Albrecht eine Wiederaufbereitung möch-
te. Er hat nie gesagt, daß er die Wiederaufbereitung 
nicht möchte, sondern nur, daß sie sich im damali-
gen Augenblick politisch nicht durchsetzen läßt. 
Aber es wäre zweckmäßig, ihn selbst zu fragen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Wann kann man mit der 
Beendigung dieses Rätselratens rechnen, und wann 
liegt der Bericht vor? Vielleicht kann man ihn auch 
dem Ausschuß vorlegen. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Liebe Frau Kolle-
gin, Rätselraten gibt es bei der Bundesregierung 
nicht, vielleicht in Ihren Kreisen. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
Der Abschluß dieser Studie ist in diesem Jahr zu 
erwarten und eine Zusammenstellung der Ergeb-
nisse für Anfang 1985; ich sprach bereits davon. 

Vizepräsident Westphal: Es entgeht einer Bundes-
regierung manches Angenehme, wenn sie keine 
Rätsel rät. 

(Heiterkeit) 
Wir kommen zur Frage 10 des Abgeordneten Ca-

tenhusen: 
Wie vereinbart die Bundesregierung die Zusammenarbeit 

der DFVLR mit dem brasilianischen Centro Technico Aero-
spacial (CTA), einer militärischen Einrichtung, mit einer aus-
schließlich auf friedliche Zwecke gerichteten Zielsetzung der 
deutsch-brasilianischen Raketentechnologie-Kooperation an-
gesichts bekanntgewordener Überlegungen in Brasilien, eine 
militärische Variante der Höhenforschungsrakete SONDA 
zu entwickeln, die auch als Trägersystem für nukleare 
Sprengköpfe geeignet wäre (vgl. Estado de Sao Paulo vom 
9. Dezember 1983)? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ca-
tenhusen, das SONDA-Raketenprogramm ist seit 
etwa zehn Jahren ein Schwerpunkt des nationalen 
brasilianischen Weltraumforschungsprogramms 
mit dem erklärten Ziel, den wissenschaftlich-tech-
nologischen Anschluß an die weltweite Entwicklung 
auf diesem Gebiet zu erarbeiten. Es ist offensicht-
lich, daß diese Schlüsseltechnologie für friedliche 
Anwendungen in den Bereichen der Telekommuni-
kation, Kartographie, Ressourcenerkennung, Kli-
matologie, Meteorologie und Umweltschutz gerade 
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für fortgeschrittene Entwicklungsländer mit konti-
nentaler Flächenausdehnung von eminenter Bedeu-
tung ist und daß diese insbesondere wirtschaftliche 
Bedeutung besonders in Brasilien zunehmen wird. 

Folgende Projekte werden im Rahmen der Zu-
sammenarbeit zwischen DFVLR und CTA bearbei-
tet, wobei es sich im wesentlichen um den Aus-
tausch von Wissenschaftlern und wissenschaftli-
chen Informationen sowie um die Veranstaltung 
von gemeinsamen Seminaren handelt: Materialfor-
schung, Flugbahn- und Fallberechnungen, Schub-
vektorkontrolle, Höhenforschungsexperimente in 
der oberen Erdatmosphäre durch gemeinsame 
Nutzung der äquatornahen brasilianischen Basis in 
Natal. 

Wegen der technischen Natur der gemeinsamen 
Forschungsprojekte sowie auf Grund entsprechen-
der Vereinbarungen mit der brasilianischen Regie-
rung, an deren Einhaltung auch widersprechende 
Äußerungen in der Presse keinen Zweifel begrün-
den, schließt die Bundesregierung aus, daß von 
deutscher Seite erarbeitetes und in die Zusammen-
arbeit eingebrachtes technisches Gerät und Know-
how für militärische Zwecke eingesetzt werden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Sind der Bundesregierung 
Planungen innerhalb der brasilianischen Militärs 
bekannt, daß eine militärische Variante, ausgehend 
aus der SONDA 4, mit vier Antriebsstufen entwik-
kelt werden soll, die das gleiche Triebwerk wie die 
zivile Variante SONDA besitzen soll, und daß der 
Unterschied zwischen einer zivilen und einer mili-
tärischen Satellitenträgerrakete in Brasilien nur im 
Lenksystem bestehen soll, während alle anderen 
technischen Systeme von einem derartigen Objekt 
übernommen werden können? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Wie stellt die Bundesregierung 
sich vor, daß sie in einer raketentechnischen Zu-
sammenarbeit mit einer militärischen Einrichtung 
in Brasilien die ausschließliche friedliche Zielset-
zung der militärischen Einrichtung CTA in Brasi-
lien im Bereich der Raketentechnik sicherstellen 
kann? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ca-
tenhusen, ich habe es nachprüfen lassen: Die von 
Ihnen gestellte Frage wird seit etwa zehn Jahren in 
regelmäßigen Abständen immer wieder gestellt, 
ohne daß es irgendeinen Anhaltspunkt für militä-
rische Zwecke bei der Nutzung der deutsch-brasili-
anischen Zusammenarbeit gibt. Das gilt auch für 
heute. Die Bundesregierung hat immer wieder, ge-
rade wegen dieser Fragen, Beobachtungen ange-
stellt und Informationen eingeholt. Es gibt keinen 
Anlaß für Ihre Befürchtung. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung das hier eben im Bundestag 
angesprochene Thema bei den deutsch-brasiliani-
schen Gesprächen nochmals ansprechen, um eine 
zum jetzigen Zeitpunkt verbindliche Antwort zu er-
halten? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Es gibt einen Ver-
trag, und es gibt laufende Kontakte und auch lau-
fende Prüfungen dieser Frage, so daß ich davon 
ausgehe, daß bei weiteren Kontakten diese Frage 
auch erneut gestellt und geprüft wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ich 
wollte hier einmal eine ethische Frage einbringen: 
Sind Sie nicht der Meinung, daß in diesem Land, wo 
vor allen Dingen im Nordosten eine riesige Hun-
gersnot herrscht, eine solche Zusammenarbeit auf 
diesem Forschungsgebiet den Ärmsten der Armen 
überhaupt nichts nützt und daß also zur Bekämp-
fung des Hungers das Geld eigentlich völlig falsch 
angelegt ist? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, da 
sind wir wahrscheinlich diametral unterschiedli-
cher Auffassung; denn technologischer Fortschritt 
muß, und zwar bei allen Nationen, angewendet wer-
den, um ein sicheres Auskommen zu gewährleisten 
und insbesondere auch die Völker von der Geißel 
des Hungers zu befreien. Nur die besten Technolo-
gien sind in ihrer weittragenden Anwendung nach 
heutiger Erkenntnis dazu geeignet. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Sauermilch 
[GRÜNE]: Das ist doch grotesk!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, kann ich denn dem, was Sie eben gesagt haben, 
entnehmen, daß die CTA auch für die nukleartech-
nologische Entwicklung in Brasilien von hohem 
Stellenwert ist? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Die CTA ist in 
Brasilien die einzige Einrichtung für den Bereich 
der Raumfahrtforschung, und sie betreut auch alle 
zivilen Aktivitäten, so daß es hier nicht zutrifft, daß 
eine militärische Stelle ausschließlich Militärisches 
entwickelt. Es gibt in Brasilien nur eine einzige An-
laufstelle, und die deutschen Stellen haben vertrag-
liche Regelungen der Zusammenarbeit. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Können Sie mir bei dem, 
was Sie vorhin an Projekten aufgezählt haben, die-
jenige Technologie benennen, die den Hunger in 
Brasilien stillt? 
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keine Frage, daß in einem so großen Land die Tele-
kommunikation eine große Bedeutung für die Wirt-
schaft hat, daß die Kartographie und Landentwick-
lung von großer Bedeutung sind, daß die Erken-
nung von Ressourcen von großer Bedeutung für 
ihre Nutzung ist, daß Klimatologie und Meteorolo-
gie gerade in diesem Lande für den Hunger von 
Bedeutung sind und daß selbstverständlich auch 
der Umweltschutz seine Bedeutung hat. Und das 
sind die Ziele der gegenseitigen Kooperation — 
nicht davon gesprochen, was technisches Können in 
andere Bereiche hinein bewirkt. Wir kennen dies ja 
aus unserer technischen Vergangenheit. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 11 
des Abgeordneten Catenhusen. 

Wird die Bundesregierung vor der für den Monat Novem-
ber in Aussicht genommenen Kabinettsentscheidung über 
eine bundesdeutsche Beteiligung am Bau einer amerikani-
schen bemannten Raumstation eine Kosten-Nutzen-Analyse 
unter wissenschaftlichen, ökonomischen und sicherheitspoli-
tischen Gesichtspunkten als Entscheidungsgrundlage erstel-
len lassen, und wen hat die Bundesregierung mit der Erstel-
lung einer solchen Kosten-Nutzen-Analyse beauftragt? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ca-
tenhusen, eine Kosten-Nutzen-Analyse unter den 
von Ihnen genannten drei Gesichtspunkten hat die 
Bundesregierung bisher nicht erstellt oder auch er-
stellen lassen. 
Eine Entscheidung über eine deutsche Beteili-

gung am Bau einer amerikanischen bemannten 
Raumstation steht derzeit aber auch im Kabinett 
noch gar nicht an. Vielmehr steht die Bundesregie-
rung, wie ich Ihnen auf eine frühere Frage schon 
mitteilte, über das Angebot der Vereinigten Staaten 
von Amerika mit unseren Partnern in der Europäi-
schen Weltraumorganisation ESA in einen Prozeß 
der Meinungsbildung. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Soll ich also wirklich der Mei-
nung der Bundesregierung Glauben schenken, daß 
sie sich über ein halbes Jahr nach Formulierung 
des Angebots der amerikanischen Regierung an die 
deutsche Bundesregierung, sich an einem derarti-
gen Projekt mit einem finanziellen Umfang von 
schätzungsweise 18 bis 19 Milliarden Dollar zu be-
teiligen, noch keine Meinung durch eine Kosten

-

Nutzen-Analyse über den wirtschaftlichen, wissen-
schaftlichen und möglicherweise auch sicherheits-
politischen Stellenwert dieses Projektes gebildet 
hat? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ca-
tenhusen, zunächst zu der Bedeutung von Kosten

-

Nutzen-Analysen: Bei einer weittragenden Techno-
logie kann man natürlich sehr unterschiedlicher 
Auffassung sein; denn eine Nutzenabschätzung 
solch einer Technologie ist undenkbar, genauso wie 
sie bei anderen Technologien, etwa bei der Entwick-
lung des Automobils oder bei der Entwicklung der 
Eisenbahn oder bei der Entwicklung eines Kommu-
nikationsnetzes der Bundespost, nicht möglich war. 
Dies möchte ich einmal vorausschicken. 

Dennoch nimmt die Bundesregierung und neh-
men die europäischen Partner alle Anhaltspunkte 
für den Nutzen eines derartigen Unternehmens 
wahr. Es gibt derzeit — es muß ja schrittweise vor-
gegangen werden — im europäischen Bereich eine 
Vorbereitungsphase unter Führung der ESA. Der 
Projektname ist „Columbus". Aspekte einer mögli-
chen Beteiligung sowie die möglichen Kosten und 
der mögliche Nutzen werden in einer zweijährigen 
Phase eingehend geprüft, und dann wird es eine 
Entscheidung geben. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Ausgehend von meiner histori-
schen Kenntnis, daß sich Herr Daimler bei der Ent-
wicklung des Autos sehr wohl dessen bewußt war, 
daß man damit schneller als mit dem Pferd vor-
wärtskommt, möchte ich Sie doch fragen: Liegen 
der Bundesregierung bisher keine Prüfungsergeb-
nisse über ernst zu nehmende kritische Hinweise 
von Wissenschaftlern darauf vor, daß erstens die 
Idee der Errichtung von Produktionsstätten im 
Weltall so vage und ungeklärt sei, daß sie für die 
Entscheidung für ein solches Projekt nicht tauge, 
und daß zweitens eine derartige Station für viele 
wissenschaftliche Zwecke der Grundlagenfor-
schung, z. B. für Astronomie und Erdbeobachtung, 
ungeeignet sei. 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Abgesehen davon, 
daß ich von Herrn Daimler nicht glaube, daß er bei 
seinem ersten Auto schon wußte, daß ein Auto 
schneller als ein Pferd ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war wesent

-

lich langsamer!) 
denke ich, daß es eben zweckmäßig ist, alle von 
Ihnen aufgeworfenen Fragen in dieser Vorberei-
tungsphase zu prüfen, und das geschieht ja. Bitte 
ein bißchen Geduld! 

(Catenhusen [SPD]: Ich denke, es ge

-

schieht nicht! Das haben Sie doch eben ge

-

sagt!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nach 
Ihrer Antwort auf die Frage des Herrn Kollegen 
Catenhusen möchte ich die Frage stellen: Ist es 
richtig, daß sich zwar entsprechend der von Ihnen 
geäußerten Meinung der Bundesforschungsmini-
ster bezüglich der Beteiligung noch nicht festgelegt 
hat, der Bundesaußenminister aber in Verlautba-
rungen in der Öffentlichkeit eine andere Meinung 
zu diesem Thema vertritt, und können Sie für die 
gesamte Bundesregierung erklären, daß dies alles 
noch so offen ist, wie Sie es jetzt dargestellt ha-
ben? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stahl, ich kann für die Bundesregierung das erklä-
ren, was ich bereits erklärt habe. Daß es verschie-
dene Meinungen über die Bedeutung eines solchen 
Projektes gibt, liegt auf der Hand. Entscheidend ist, 
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was die Bundesregierung beschließt. Ein Kabinetts-
beschluß hierzu liegt noch nicht vor. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, ist denn die Kontroverse, die es darüber in der 
Bundesregierung offensichtlich noch gibt, mögli-
cherweise darauf zurückzuführen, daß dieses Pro-
jekt unter bestimmten Bedingungen auch für mili-
tärische Zwecke im Weltraum benutzt werden 
kann? 

Dr. Probst, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
gibt in der Bundesregierung keine Kontroverse zu 
diesem Thema, allenfalls einen Meinungsbildungs-
prozeß. 

(Lachen bei der SPD) 
In den Fachkreisen ist man sich aber mit Sicherheit 
darüber klar, daß eine Weltraumstation für militä-
rische Zwecke eine denkbar ungeeignete Einrich-
tung ist, weil sie außerordentlich leicht abgeschos-
sen werden kann. 

(Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Reagan 
ist anderer Auffassung!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende des Geschäftsbereichs des 
Bundesministers für Forschung und Technologie. 
Ich danke dem Herrn Parlamentarischen Staatsse-
kretär Dr. Probst für die Beantwortung der Fra-
gen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers des Innern. Der Herr Parlamentarische 
Staatsekretär Spranger steht uns zur Beantwor-
tung der Fragen zur Verfügung. Allerdings haben 
die Fragesteller der Fragen 20 — Abgeordneter 
Kirschner —, 22 und 23 — Abgeordneter Dr. Klejd-
zinski — sowie 24 und 25 — Abgeordneter Dr. 
Meyer zu Bentrup — um schriftliche Beantwortung 
gebeten. Die Antworten auf diese Fragen werden 
daher als Anlagen abgedruckt werden. 
Wir kommen zur Frage 21 des Herrn Abgeordne-

ten Stiegler. — Er ist nicht im Saal. Die Frage wird 
entsprechend der Geschäftsordnung behandelt. 
Ich rufe Frage 26 des Abgeordneten Dr. Kübler 

auf: 
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die 

EAP (Europäische Arbeiterpartei) vor, insbesondere zur Mit-
gliedschaft, zur Finanzierung und zu den politischen Zielen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Kollege Dr. Kübler, sicher-
heitsrelevante Erkenntnisse über die EAP liegen 
der Bundesregierung nicht vor. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Sehr dürftig!) 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, liegen 
dann verfassungsrechtliche Bedenken der Bundes-
regierung vor, und ist die Bundesregierung gegebe-
nenfalls in die Prüfung solcher Gesichtspunkte ein-
getreten? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann nur wie-
derholen, daß sicherheitsrelevante Gesichtspunkte, 
bei denen Sie insoweit verfassungsrechtliche einbe-
ziehen können, nicht vorliegen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, kann mir 
die Bundesregierung erklären, warum sie ein zwei-
tes Mal nur so kurze Antworten zu geben bereit 
ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann die Fak-
ten ja nicht durch beliebige Romanerzählungen 
verlängern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Damit ist Ihr Fragerecht 
verbraucht. Die Abgeordnete Frau Dr. Bard hat um 
eine Zusatzfrage gebeten. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Recherchieren Sie über-
haupt? Ich stelle die Frage jetzt auch so kurz, wie 
Ihre Antworten waren. 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie kennen doch 
die gesetzlichen Grundlagen der zuständigen Be-
hörden, und diese handeln entsprechend dieser ge-
setzlichen Grundlagen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Kann ich nach Ihren Antwor-
ten wirklich davon ausgehen, daß der Erkenntnis-
stand der Bundesregierung geringer ist als der des 
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bun-
destages, der auf Anfragen einiger Abgeordneter in 
einer Stellungnahme z. B. die Frage aufgeworfen 
hat, aus welchen Quellen, möglicherweise Geheim-
dienstquellen, diese Partei finanziert wird? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Es geht nicht dar-
um, daß der Verfassungsschutz den Wissensstand 
des Wissenschaftlichen Dienstes zu beurteilen hat, 
sondern daß hier Fragen beantwortet werden auf 
Grund der Arbeit, die der Verfassungsschutz ent-
sprechend seinem gesetzlichen Auftrag zu erfüllen 
hat, und das führt zu diesen Antworten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, würden 
Sie mir zustimmen — in Erinnerung an unsere De-
batte über das Selbstverständnis des Parlaments —, 
daß die Alternative zur wenig befriedigenden 
kurzen Antwort nicht der Roman, sondern die er-
schöpfende Auskunft der Bundesregierung ist? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Sie legen doch si-
cherlich Wert darauf, daß die Auskunft der Wahr-
heit entspricht, und dementsprechend ist die Ant-
wort abgefaßt gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind damit am Ende des Geschäftsbereichs 
des Bundesministers des Innern. Vielen Dank, Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Spranger, für die 
Beantwortung der Fragen. 

Beim Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Justiz ist es so, daß für die Fragen 27 und 28 des 
Abgeordneten Löffler um schriftliche Beantwor-
tung gebeten worden ist. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. Die Fragen 29 und 30 des Ab-
geordneten Dr. Wittmann werden gemäß Nr.2 
Abs. 2 der Richtlinien schriftlich beantwortet, und 
die Frage 31 des Abgeordneten Broll ist vom Frage-
steller zurückgezogen worden. Somit brauche ich 
diesen Geschäftsbereich nicht aufzurufen. 

Wir kommen zum Geschaftsbereich des Bundes-
ministers der Finanzen. Für die Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Dr. Häfele zur Verfügung. 

Für die Frage 32 des Abgeordneten Austermann 
und die Fragen 33 und 34 der Abgeordneten Frau 
Zutt haben die Fragesteller um schriftliche Beant-
wortung gebeten. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 35 des Abgeordneten Mül-
ler (Wesseling). Ist er im Raum? — Er ist nicht da. 
Dann wird das entsprechend der Geschäftsordnung 
behandelt. 

Ich rufe die Frage 36 des Herrn Abgeordneten 
Schmidhauer auf: 

Trifft es zu, daß Mineralölprodukte, deren Entweichen als 
flüchtige Kohlenwasserstoffe in die Atmosphäre mit Hilfe 
von Dämpferückgewinnungsanlagen, z. B. bei modernen Raf-
finerieverladungseinrichtungen, aus Umweltschutzgründen 
verhindert wird, zweimal der Mineralölsteuer unterworfen 
werden, und wie beabsichtigt die Bundesregierung für den 
Fall, daß dies bisher so ist, eine die Einführung moderner 
Umweltschutztechniken weniger ungerecht belastende steu-
erliche Behandlung sicherzustellen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Schmidbauer, der 
Bundesregierung ist eine Anlage bekannt, in der 
Kohlenwasserstoffe aus Gas-Luftgemischen zu-
rückgewonnen werden, die beim Verladen von Mi-
neralölen aus einer Raffinerie anfallen. Wenn die 
Kohlenwasserstoffe aus versteuerten Mineralölen 
stammen, werden sie — als Teil einer nachfolgen-
den Lieferung versteuerter Mineralöle — erneut 
mit Mineralölsteuer belastet. 

Eine Entlastung der Gas-Luftgemische von der 
Mineralölsteuer, die in die Raffinerie aufgenommen 
werden, kommt nach geltendem Mineralölsteuer

-

recht deshalb nicht in Betracht, weil sie keine Mine-
ralöle im Sinne des Mineralölsteuergesetzes sind. 
Der Mineralölanteil im Gemisch ist bei der Auf-
nahme auch selten bekannt. Eine etwaige gesetzli-
che Regelung wirft deshalb die Frage auf, ob Auf-
wand und Nutzen der Mengenerfassung für eine 
Steuererstattung in einem angemessenen wirt-
schaftlichen Verhältnis stehen. Die Gespräche auf 
Fachebene sind noch nicht abgeschlossen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Ihnen die Größenordnungen, die rückgewon-
nen werden, und die Größenordnungen der Doppel-
zahlungen an Mineralölsteuer bekannt? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Wir wollen das 
auch in Gesprächen mit dem Fachverband klären, 
weil es bisher noch nicht genügend Anhaltspunkte 
gibt. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Können Sie den Zeit-
punkt abschätzen, wo ich eine befriedigendere Ant-
wort als die jetzt gegebene erhalten kann? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie einver-
standen sind, werde ich, sobald wir soweit sind, Ih-
nen die Antwort von mir aus geben. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Ich danke 
Ihnen!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 37 des 
Abgeordneten Schmidbauer auf: 

Sind der Bundesregierung andere Fälle bekannt, in denen 
die Entwicklung moderner Umweltschutztechniken zu Pro-
blemen einer angemessenen steuerlichen Behandlung ge-
führt haben, und auf welche systematische Weise werden 
derartige Fälle erfaßt und gelöst? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Weitere Fälle die-
ser Art liegen dem Bundesministerium der Finan-
zen gegenwärtig nicht vor. Dennoch will der Bun-
desminister der Finanzen diese Frage mit den Ver-
bänden der Mineralölwirtschaft erörtern, um unver-
tretbare steuerliche Folgen auszuräumen, die einer 
sinnvollen Beseitigung oder Aufarbeitung von mi-
neralölhaltigen Stoffen entgegenwirken. 

Vizepräsident Westphal: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Dann sind wir schon am Ende dieses Geschäfts-

bereichs. Vielen Dank, Herr Staatssekretär Dr. 
Häfele. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Wirtschaft. Es steht der Parlamentari-
sche Staatssekretär Dr. Sprung zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 
Herr Rapp (Göppingen) hat um schriftliche Be-

antwortung seiner Fragen 38 und 39 gebeten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Wir kommen zur Frage 40 des Abgeordneten 

Stiegler, der inzwischen erschienen ist: 
Wie ist der Stand der Verhandlungen der Bundesregierung 

mit den Zonenrandländern über die Fortführung der erwei-
terten Kohlefrachthilfe über den 31. Dezember 1984 hinaus, 
und ist die Bundesregierung bereit, mit den Zonenrandlän-
dern, insbesondere mit Bayern, eine Anschlußvereinbarung 
für die nächsten Jahre abzuschließen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 
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Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft: Herr Kollege Stiegler, wie die 
Bundesregierung in der Antwort auf Ihre Anfrage 
vom 16. Mai 1984 dargelegt hat, hat sich die sachli-
che Grundlage für die allein im ostbayerischen 
Grenzgebiet gewährte erweiterte Kohlefrachthilfe 
insofern entscheidend verändert, als der bayerische 
Teil des Zonenrandgebietes keine ungünstigeren 
Strompreise als das sonstige Zonenrandgebiet 
mehr aufweist. Die Beratungen mit Bayern und den 
übrigen Zonenrandländern über die aus dieser 
Sachlage zu ziehenden Schlußfolgerungen konnten 
noch nicht abgeschlossen werden. 

Die Bundesregierung läßt sich für die zu tref-
fende Regelung einerseits von dem Auftrag des Zo-
nenrandförderungsgesetzes leiten, für teilungsbe-
dingte Frachtmehrkosten einen Ausgleich durch 
Frachthilfeleistungen zu gewähren; andererseits 
sieht sie aber auch die Notwendigkeit, Subventio-
nen abzubauen. Die Bundesregierung strebt noch 
vor Ende des Jahres eine Übereinkunft mit den 
Zonenrandländern ab. 

Vizepräsident Westphal: Keine Zusatzfrage. 
Wir kommen zur Frage Nr. 41 des Abgeordneten 

Schwenninger: 
Wieso liegt bei der Lieferung von 104 Kisten mit 515 Heck-

ler & Koch-Gewehren, die von den peruanischen Behörden 
im Dezember 1983 auf dem Flughafen von Lima beschlag-
nahmt wurden, kein Verstoß gegen das Außenwirtschaftsge-
setz oder das Kriegswaffenkontrollgesetz vor? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Schwennin-
ger, die Firma Heckler & Koch hatte die nach dem 
Kriegswaffenkontrollgesetz und dem Außenwirt-
schaftsgesetz erforderlichen Genehmigungen, voll-
automatische Gewehre nach Peru auszuführen. 
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
vor, daß die erwähnten Waffen außerhalb der erteil-
ten Genehmigungen geliefert wurden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Besteht für die Bundes-
regierung nicht Grund zu der Annahme, daß den an 
dieser Lieferung Beteiligten die erforderliche Zu-
verlässigkeit fehlt, was angesichts der Beschlag-
nahmeaktion des peruanischen Zolls naheliegt, und 
sieht die Bundesregierung nicht den § 6 Abs. 3 Nr. 3 
des Kriegswaffenkontrollgesetzes berührt? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schwenninger, dies ist nicht der Fall. Die Bundesre-
gierung hat eine sorgfältige Prüfung vorgenommen, 
bevor die Genehmigung erteilt wurde. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Wer ist nach Informatio-
nen der Bundesregierung der Empfänger der fragli-
chen Gewehre, und konnte die Herstellerfirma 
Heckler & Koch, Oberndorf, der Bundesregierung 
diese Information geben? Es geht also wirklich dar

-

um: Wer hat sie bekommen, oder wer sollte sie 
bekommen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Genehmigung hat die Firma Heckler & Koch erhal-
ten. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wer sollte sie 
dort in Peru bekommen? Darum geht es 

doch!) 
Es geht darum, wer sie erhalten hat, Herr Kollege, 
und die Genehmigung hat die Firma Heck-
ler & Koch erhalten. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt gibt es eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind 
Sie in der Lage, dem Hause mitzuteilen, wer die 
Waffen — nicht die Genehmigung — erhalten 
sollte? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Empfänger der 
Lieferungen sind Sicherheitskräfte Perus gewesen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, steht 
die innere Lage Perus nicht der Lieferung solcher 
Gewehre an Peru entgegen angesichts der sich häu-
fenden Menschenrechtsverletzungen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Die Lieferungen, 
um die es sich bei der Frage von Herrn Schwennin-
ger handelte, sind im letzten Jahr erfolgt. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Guardia Civil!) 
Die Genehmigung dafür ist im letzten Jahr erteilt 
worden. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Aber das ändert 
doch nichts an den Menschenrechtsverlet-

zungen!) 
Damit ist nichts über mögliche Genehmigungen in 
der vor uns liegenden Zeit ausgesagt worden. 

(Sauermilch [GRÜNE]: Das ist doch nicht 
die Beantwortung meiner Frage!) 

Vizepräsident Westphal: Darin ist die Bundesre-
gierung frei. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat vor der Erteilung der Genehmigung sehr 
sorgfältige Prüfungen vorgenommen, und sie ist zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Genehmigung er-
teilt werden könnte. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Kann die Bundesregierung In-
formationen bestätigen, daß im Bereich von Ayacu-
cho in Peru von der Guardia Civil Massaker an der 
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Catenhusen 
Bevölkerung mit Hilfe von gelieferten Heck-
1er & Koch-Gewehren begangen worden sind? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
diese Frage nicht beantworten. Darüber liegen mir 
keine Informationen vor. 

(Catenhusen [SPD]: Das ist aber traurig!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Dr. Bard. 

Frau Dr. Bard (GRÜNE): Wenn Sie auf diesem Ge-
biet recherchiert haben und sich diese Nachrichten 
als richtig herausstellen: Wären Sie bereit, weitere 
Geschäfte dieser Art zu unterbinden? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wenn um neue 
Genehmigungen nachgesucht wird, werden in die 
Überlegungen alle Faktoren einbezogen, die norma-
lerweise zu betrachten sind, wenn über solche Ge-
nehmigungen entschieden wird. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 42 
des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand): 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über die 
Menge von Reet aus Südosteuropa und über den Einfluß die-
ses Imports auf die Preise für die inländischen Reeterzeu-
ger? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Carstensen, der Bundesregierung liegen keine ge-
nauen Angaben über die importierten Mengen von 
Reet aus Südosteuropa vor. Aus der Einfuhrstati-
stik, die Reet lediglich unter der Sammelposition 
„Bambus, Schilf und dergleichen" erfaßt, kann aber 
entnommen werden, daß im Jahre 1983 mengen- 
und wertmäßig mehr als die Hälfte der Importe die-
ser Position aus Ungarn und Österreich stammen. 
Dies waren zirka 5,7 Millionen Kilogramm mit ei-
nem Wert von rund 5 Millionen DM. Dabei dürfte es 
sich fast ausschließlich um Reetimporte handeln. 
Über den Einfluß dieser Importe auf die Preise 

für die inländischen Reeterzeuger liegen der Bun-
desregierung keine Erkenntnisse vor. Da die amtli-
che Produktionsstatistik keine Angaben über Reet 
enthält, ist auch ein Mengen- bzw. Preisvergleich 
zwischen den Importen und der heimischen Reeter-
zeugung ohne konkrete Angaben der Importeure 
und der deutschen Reeterzeuger nicht möglich. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, wären Sie in der Lage, diese Aus-
künfte einzuholen, um sicherzustellen, daß auch bei 
uns Reetflächen wirtschaftlich bewirtschaftet wer-
den können, damit die Aufgaben, die auch die Reet

-

flächen im Rahmen des Landschafts- und Natur-
schutzes haben, erfüllt werden können? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Wir sind gerne 
bereit, diese Auskünfte einzuholen, soweit es mög-
lich ist, darüber Informationen zu bekommen. Nach 
der Einfuhrstatistik ist das nicht möglich. Man 
kann aber an den entsprechenden Verband heran

-

treten. Ich glaube, dafür käme der Zentralverband 
des Deutschen Dachdeckerhandwerks in Frage. 
Vielleicht ist es möglich, von dort zusätzliche Infor-
mationen zu erhalten. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) [CDU/CSU]: Herr 
Staatssekretär, würden Sie zustimmen, wenn die 
Bundesregierung eine Art Förderung geben würde, 
um Preisunterschiede zwischen südosteuropäi-
schem Reet und deutschem Reet auszugleichen, da-
mit die Reeterzeuger bei uns in die Lage versetzt 
werden, ihre Flächen ordnungsgemäß zu bewirt-
schaften? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn hier Probleme auftreten, wie Sie sie ange-
sprochen haben, können die deutschen Reeterzeu-
ger mit dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
über die Möglichkeit eines Preisprüfungsverfah-
rens sprechen. In einem solchen Untersuchungsver-
fahren könnte gegebenenfalls ein gewisser Auf-
schluß auch über den Einfluß der Importe auf die 
Preise gewonnen werden. Das setzt allerdings vor-
aus, daß die deutschen Reetgewinner an diesem 
Verfahren mitwirken und entsprechende Informa-
tionen zur Verfügung stellen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, führen 
Sie die Tatsache, daß auf der Insel Sylt eine starke 
Häufung von Reetdächern festzustellen ist, darauf 
zurück, daß die Reetpreise zur Zeit so hoch sind, 
daß es sich der Normalbürger nicht mehr leisten 
kann? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß die Reetdächer auf der Insel Sylt nicht 
erst im letzten Jahr hergestellt worden sind, son-
dern daß es sich hier um eine landschaftliche Be-
sonderheit handelt. Reetdächer werden seit Jahr-
zehnten gerade in Sylt bevorzugt. Ich glaube, wir 
alle erfreuen uns an diesen Reetdächern. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Der 
Kollege Gansel läßt gerade sein Dach 

decken!) 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende des Ge-
schäftsbereichs des Bundesministers für Wirt-
schaft. Vielen Dank, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Sprung, für die Beantwortung 
der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. Zur Beantwortung der Fragen steht der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. von Geldern zur 
Verfügung. 

Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten 
Carstensen (Nordstrand) auf: 
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Vizepräsident Westphal 
Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob von 

deutschen Meiereien, inbesondere aus der DDR, aus der 
CSSR und aus Österreich zugekauft wird, um eigene Kapazi-
täten auszulasten? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten: Herr Kollege Carstensen, nach Erkennt-
nissen der Bundesregierung wird von deutschen 
Molkereien keine Milch aus der CSSR und aus 
Österreich zum Zwecke der Auslastung der Kapazi-
täten zugekauft. Aus Kostengründen würde sich 
diese Praxis auch verbieten, weil Einfuhren dieser 
Länder als Drittland-Einfuhren gelten, auf die bei 
einem Fettgehalt bis 4 % eine Abschöpfung in Höhe 
von rd. 50 DM pro 100 Kilo erhoben würde. 
Mit der DDR ist ein Bezugskontingent von 12,2 

Millionen Kilogramm Milch vereinbart worden. 
Diese Vereinbarung ist getroffen worden, um die 
Versorgung der Bevölkerung in Berlin sicherzustel-
len und stellt daher nur auf die Meiereizentrale 
Berlin ab. 

Im übrigen finden gewisse Milchlieferungen zwi-
schen benachbarten Mitgliedstaaten und der Bun-
desrepublik Deutschland statt, die jedoch alle der 
Garantiemengenregelung Milch unterworfen sind. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, hat die Bundesregierung Erkennt-
nisse darüber, ob es in gewissen Gebieten im Bun-
desgebiet Defizite bei den Meiereien in puncto Aus-
lastung der eigenen Kapazitäten gibt? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ih-
nen, Herr Kollege Carstensen, darüber jetzt zwar 
keinen umfassenden Überblick geben, aber mir per-
sönlich sind solche Auslastungsprobleme bekannt, 
die eine Folge der Garantiemengenregelung sind. 
Allerdings ist die Frage des Zukaufs von Milch 
nicht nur in diesem Zusammenhang zu sehen. Das 
ist ein wirtschaftliches, marktwirtschaftliches Ver-
halten, das über die Grenzen der Europäischen Ge-
meinschaft hinweg auch vor dieser Garantiemen-
genregelung Milch stattgefunden hat — hinüber 
und herüber. 

Vizepräsident Westphal: Noch eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, wenn es Unterschiede hinsichtlich 
der Auslastung der Kapazitäten bei uns im Bundes-
gebiet gibt — ob im Norden mehr oder im Süden 
weniger, sei hier dahingestellt —: Wäre die Bundes-
regierung bereit und in der Lage, eventuell für ei-
nen Ausgleich zwischen den Meiereien zu sorgen 
oder einen Ausgleich zwischen den Meiereien zu 
unterstützen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Carstensen, das kann ich nicht in Aussicht stel-
len. Die Garantiemengenregelung Milch wird bei 
uns als eine Maßnahme durchgeführt, die auf den 
einzelnen Erzeuger abstellt. Wir haben insbeson-

dere auch auf Wunsch der Molkereien keine Molke-
rei-Lösung, sondern die Erzeuger-Lösung gewählt. 
Nun ist es zunächst einmal Aufgabe der Molke-

reien, in ihrem jeweiligen Einzugsgebiet und auch 
— durch entsprechende wirtschaftliche Maßnah-
men — über ihr Einzugsgebiet hinaus Auslastung 
herzustellen bzw. ihren Grad entsprechend herun-
terzuführen. Außerdem sind, glaube ich, solche 
Überlegungen, wie Sie sie ansgesprochen haben, zu 
diesem Zeitpunkt durchaus verfrüht. Wir könnten 
uns über dieses Thema möglicherweise zu einem 
späteren Zeitpunkt erneut unterhalten. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 44 
des Abgeordneten Dr. Althammer: 

Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß nach An-
gaben des Fachverbandes der Marktmolkereien vom 25. Sep-
tember 1984 die Preise für Milch, Butter, Käse, Joghurt, 
Sahne und Speisequark steigen werden, weil eine Verknap-
pung an Milchaufkommen auf Grund der jüngsten EG-Be-
schlüsse zur Eindämmung der Überschüsse aufgetreten sei? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Althammer, die Bundesregierung beobachtet 
die Preisentwicklung am Markt ständig und ist des-
halb darüber informiert, daß die Preise für eiweiß-
reiche Milcherzeugnisse, Frischbutter und Käse ge-
genwärtig in gewissem Umfang steigen. 
Zurückzuführen ist diese Entwicklung auf den 

üblichen saisonalen Rückgang der Milchanlieferun-
gen, der allerdings in diesem Jahr durch die Garan-
tiemengenregelung noch verstärkt wird. 
Es ist jedoch zu erwarten, daß — abgesehen von 

etwaigen Preisänderungen durch den teilweisen 
Abbau des deutschen Währungsausgleichs am 1. Ja-
nuar 1985 — diese Entwicklung — wie in den Vor-
jahren — wegen der ab Dezember wieder steigen-
den Milcherzeugung zum Stillstand kommen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie erklären, wie angesichts einer chroni-
schen Überproduktion und angesichts ganz erhebli-
cher Einlagermengen solche Preissteigerungen zu-
stande kommen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Althammer, ich habe soeben einige Gründe da-
für genannt. Es hat mit dem saisonalen Rückgang 
der Milchanlieferung zu tun. Aber das ist eine sehr 
vorübergehende Erscheinung, die wir in all den 
Jahren gehabt haben. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß dies keine wirkliche Tendenz an-
zeigt, sondern sich in Kürze aus ebenfalls saisona-
len Gründen wieder korrigieren wird. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, wenn die Preise steigen, heißt das 
doch wohl, daß der Verbraucher mehr bezahlt. 
Wenn ich daneben sehe, daß die Bauern weniger 
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Carstensen (Nordstrand) 
bekommen, stellt sich für mich die Frage, wo das 
restliche Geld bleibt. 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Carstensen, das sind geringfügige Veränderun-
gen bei Milcherzeugnissen, über die wir eben ge-
sprochen haben. Ihre Feststellung, daß dies mit sin-
kenden Erzeugerpreisen einhergehe, trifft für den 
Milchbereich nicht zu. 

(Toetmeyer [SPD]: Na, na!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, verstehe 
ich richtig, daß bei Ihrer Landwirtschaftspolitik die 
von Herrn Althammer angesprochene Entwicklung 
ganz normal ist, so daß man sich überhaupt nicht zu 
wundern braucht? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Ich habe bei 
den Antworten auf diese Frage darauf hingewiesen, 
daß es sich um geringfügige Veränderungen im 
Verbraucherpreisgefüge handelt, die saisonüblich, 
lange bevor eine Veränderung der Milchmarktord-
nung beschlossen worden ist, in allen Jahren vorge-
kommen ist. Dies zeigt keine allgemeine Tendenz 
bei den Verbraucherpreisen an. Vielmehr gehen wir 
davon aus, daß sich diese jetzt eintretenden Verän-
derungen bereits in wenigen Wochen wieder korri-
giert haben werden. 
Ich darf noch einmal die Feststellung, die ich 

eben auf die Frage des Kollegen Carstensen ge-
macht habe, wiederholen: Diese Veränderung bei 
den Verbraucherpreisen aus saisonalen Gründen 
gehen im übrigen auch in diesem Herbst nicht mit 
gesunkenen Erzeugerpreisen im Bereich Milch ein-
her. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe jetzt die Frage 45 
des Herrn Abgeordneten Dr. Althammer auf: 

Trifft es zu, daß bei der EG einerseits rund 1 Million Ton-
nen Butter eingelagert sei, andererseits aber die Nachfrage 
nach Butter innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
nicht gedeckt werden könne? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Dr. Althammer, es trifft zu, daß sich bei Butter 
der Lagerbestand der EG zur Zeit auf mehr als 
1,2 Millionen t beläuft. Was die laufende Produktion 
angeht, so blieb diese wegen der geringeren Milch-
anlieferungen und des höheren Butterfettver-
brauchs, insbesondere für Käse und Vollmilchpul-
ver, erheblich unter der Vorjahresproduktion. Ei-
nen Ausgleich für die gesunkene Produktion bieten 
zunächst einmal die Bestände der privaten Lager-
haltung, die bereits seit dem 16. September 1984 in 
den Markt fließen. Diese Maßnahme ist eigens da-
für geschaffen worden, um den Saisonausgleich 
zwischen Angebot und Nachfrage herbeizuführen. 
Die in der Bundesrepublik Deutschland zur Verfü-
gung stehenden Mengen belaufen sich zur Zeit auf 
rund 65 000 t. Das sind etwa 32 % des deutschen But-
terverbrauches während dieses milchschwächeren 
Halbjahres. 

Damit dürfte das Butterangebot in der Bundesre-
publik Deutschland ausreichen, um die Nachfrage 
voll zu decken, zumal auch nach Wirksamwerden 
der Garantiemengenregelung bei der Milch immer 
noch ein Selbstversorgungsgrad für die Gemein-
schaft von rund 115% verbleibt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage von Dr. Alt-
hammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
bedeutet das konkret, daß mit keiner Steigerung 
des Butterpreises zu rechnen ist? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Das bedeu-
tet es, j a. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
gehen Sie davon aus, daß auch in diesem Jahr zu 
Weihnachten wieder eine Verbilligungsaktion bei 
Butter stattfinden wird, und wann ist damit zu rech-
nen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung drängt seit geraumer Zeit in Brüssel dar-
auf, daß eine solche Weihnachtsbutter-Aktion 
durchgeführt wird. Auch wir sind der Auffassung, 
daß sie möglichst bald durchgeführt werden muß, 
damit sich die Marktbeteiligten, die Verbraucher 
rechtzeitig darauf einstellen und sie auch in vollem 
Umfang wahrnehmen können. 
Eine Entscheidung in der Gemeinschaft ist bisher 

nicht gefallen, weil eine solche Aktion erhebliche 
Kosten verursacht. Sie wissen, daß erst gestern 
über den Nachtragshaushalt der EG beschlossen 
worden ist. Ich hoffe, daß wir nunmehr bald auch 
die finanzielle Grundlage für eine positive Entschei-
dung der EG über eine solche Weihnachtsbutter-
Aktion haben werden. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, stimmt 
es, daß die Butterlagerung — so merkwürdig es 
klingt — ein Schweinegeld kostet und daß der But-
teresser nicht nur als Kunde im Laden über den 
Preis für die Butter bezahlt, sondern auch als Steu-
erzahler zu erheblichen Subventionen für die But-
ter beitragen muß? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sperling, weil dies so ist und wir eine Agrarpo-
litik in der Europäischen Gemeinschaft beim Regie-
rungswechsel vorgefunden haben, die dazu geführt 
hatte, daß enorme Lager angelegt werden mußten, 
hat es im Frühjahr dieses Jahres die agrarpoliti-
sche Kurskorrektur zur Begrenzung der Produk-
tion gegeben, die uns hoffentlich bald aus dieser 
Situation, hohe Lagerbestände halten zu müssen, 
herausführen wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abg. Car-
stensen. 
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Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, trifft es zu, daß es in den letzten 
Monaten endlich einmal wieder gelungen ist, keine 
Butter in die Interventionsläger einzubringen, um 
die gerade erwähnten hohen Kosten senken zu kön-
nen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Die Butter-
bestände sind auch im Laufe dieses Jahres noch 
gestiegen. Aber ich kann jetzt sagen, daß diese Ten-
denz durch die Garantiemengenregelung gebrochen 
ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, halten 
Sie es angesichts dieser geringen Abbaumöglichkei-
ten, die Sie jetzt angedeutet haben, für normal, und 
müssen wir uns damit abfinden, daß wir Butter-
berge in längerer Zukunft in dieser Größenordnung 
und damit auch die volkswirtschaftlichen Kosten, 
die Herr Dr. Sperling angedeutet hat, haben wer-
den? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Sauermilch, hier hatte sich in der Vergangen-
heit etwas angehäuft, was nicht mit einem Feder-
strich aus der Welt zu bringen ist. Aber ich bin 
sicher, daß wir auf dem richtigen Weg sind, dies all-
mählich abzubauen. Sie müssen vielleicht folgende 
Zahl in diesem Zusammenhang kennen. Der Ge-
samtabsatz eines Jahres auf dem Weltmarkt — als 
Ausweichventil für das, was in der Europäischen 
Gemeinschaft bei zu hoher Produktion nicht mehr 
abzusetzen ist — beträgt etwa ein Viertel dessen, 
was zur Zeit eingelagert ist. Die Möglichkeiten, 
diese enormen Vorräte durch Sonderaktionen in-
nerhalb der Gemeinschaft oder durch Verkäufe au-
ßerhalb der Gemeinschaft abfließen zu lassen, sind 
also begrenzt, und wir müssen damit rechnen, daß 
es noch eine Weile dauern wird, bis diese enormen 
Vorräte abgebaut sind. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, wie hoch 
schätzen Sie die Kosten einer eventuellen Weih-
nachtsbutteraktion für den Steuerzahler? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Herr Kol-
lege Kübler, es kommt sehr auf die Konditionen an. 
Die waren in der Vergangenheit unterschiedlich. 
Ich kann deswegen jetzt keine genaue Zahl nennen, 
was eine Weihnachtsbutteraktion kosten wird. Die 
Bundesregierung fordert diese Aktion, weil wir 
überzeugt sind, daß sie letztlich kostengünstiger ist, 
als weiter für die Lagerung und damit für den Qua-
litätsabfall der Butter zu zahlen. Nur: Selbst wenn 
die Kosten im Vergleich geringer sind, muß man sie 
erst einmal aufbringen können. Das ist das Problem 
der Gemeinschaft bei völlig angespannter Finanz-
lage. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Broll. 

Broll (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
die genauen Kosten verständlicherweise nicht nen-
nen können: Können Sie einmal die Elemente nen-
nen, aus denen sich diese Kosten zusammenset-
zen? 

Dr. von Geldern, Parl. Staatssekretär: Die Butter 
muß so erheblich verbilligt werden, daß ein tatsäch-
licher zusätzlicher Absatz erzielt wird. Eine gering-
fügige Verbilligung des Verbrauchspreises der But-
ter würde keinen Effekt auf die Steigerung des Ver-
brauchs haben. Wenn also diese Aktion zwei Ziele 
verfolgen soll, nämlich dem Verbraucher ein günsti-
ges Angebot zu machen und zugleich Lagerbe-
stände der Gemeinschaft wirksam abzubauen, dann 
muß eine Verbilligung erfolgen, die so erheblich ist, 
daß sie weit unter dem Preis liegt, zu dem die Ge-
meinschaft diese Butter angekauft hat, so daß dar-
aus der Hauptkostenanteil entsteht. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind am Ende der 
Fragen zum Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. Vielen 
Dank, Herr Parlamentarischer Staatssekretär Dr. 
von Geldern. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Arbeit und Sozialordnung. Zur Beant-
wortung der Fragen steht der Parlamentarische 
Staatssekretär Vogt zur Verfügung. 
Der Fragesteller der Frage 46, der Abgeordnete 

Kirschner, hat um schriftliche Beantwortung gebe-
ten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
Wir kommen zu der Frage 47 der Frau Abgeord-

neten Steinhauer: 
Sind der Bundesregierung Veröffentlichungen bekannt, 

daß z. B. in Nordrhein-Westfalen keine Mittel für neue Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen mehr zur Verfügung stehen, 
und wie sind solche Verlautbarungen mit den Antworten der 
Bundesregierung in der Fragestunde am 19. September 1984 
(Plenarprotokoll 10/84) in Einklang zu bringen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin Stein-
hauer, auf die Frage des Herrn Kollegen Lutz habe 
ich in der Fragestunde des Deutschen Bundestages 
am 19. September 1984 ausgeführt, daß das diesjäh-
rige Bindungsvolumen für die Förderung von Maß-
nahmen zur Arbeitsbeschaffung nahezu erschöpft 
ist, und zwar teils infolge rechtlicher Bindungen 
durch Anerkennungsbescheide der Arbeitsämter, 
teils durch Bereithalten von Beträgen für Maßnah-
men, deren Förderungsbewilligung in Kürze bevor-
steht. Es besteht deshalb kein Widerspruch zwi-
schen meiner Antwort und Veröffentlichungen, daß 
im Jahre 1984 für neue Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen keine weiteren Haushaltsmittel mehr zur 
Verfügung stehen, sondern erst wieder 1985. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihre heutige Antwort so verstehen, daß Sie die 
gesamten Antworten vom 19. September 1984 heute 
relativieren wollen? Seinerzeit haben Sie bestritten, 
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Frau Steinhauer 
daß es amtliche Statistiken über die noch vorhande-
nen Mittel gibt. 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
habe in der Fragestunde am 19. September 1984 ge-
antwortet, daß aus Gründen der Statistik nicht auf-
geführt werden kann, in welchen der zahlreichen 
Arbeitsämter im Bereich des Bundesgebietes keine 
Mittel mehr für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
zur Verfügung stehen. Deshalb steht meine heutige 
Antwort keineswegs im Widerspruch zu dem, was 
ich in der Fragestunde am 19. September 1984 aus-
geführt habe. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, muß 
ich davon ausgehen, daß der Informationsfluß von 
der Bundesanstalt für Arbeit zur Bundesregierung 
so schlecht ist, daß Ihnen Mitteilungen vom 18. Au-
gust 1984 nicht bekannt waren, die am 19. Septem-
ber, und zwar morgens vor Ihrer Antwort, in der 
Zeitung standen, wonach im Landesarbeitsamt 
Nordrhein-Westfalen alle Mittel erschöpft sind und 
im Arbeitsamt Dortmund ein Stau von 10 Millionen 
DM vorhanden ist? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich darf 
Sie bitten, meine Antworten zur Kenntnis zu neh-
men. Ich habe gesagt, daß für neue Maßnahmen im 
Jahr 1984 keine Mittel mehr zur Verfügung stehen, 
daß das Bindungsvolumen ausgeschöpft ist. Das 
habe ich vor 14 Tagen in der Fragestunde gesagt, 
das sage ich heute. Es besteht kein Widerspruch. 
Sie konstruieren bestenfalls einen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatssekretär, wenn es 
finanzielle oder haushaltsrechtliche Gründe sind — 
wenn ich Sie richtig verstanden habe —, die dage-
gen sprechen, frage ich Sie: Wie erklären Sie es sich 
dann, daß die Bundesregierung angesichts eines zu 
erwartenden Überschusses bei der Bundesanstalt 
für Arbeit von über 3 Milliarden DM nicht bereit ist, 
hier auch haushaltsrechtlich korrekt aufzustok-
ken? 

Vogt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, für das 
Jahr 1984 stehen für Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men 1,724 Milliarden DM zur Verfügung. Das ist der 
weitaus höchste Betrag, der jemals für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen angesetzt worden ist. 
Ich habe nur darauf hingewiesen, daß wir im 

Rahmen von AB-Maßnahmen einen hohen Stand 
von Beschäftigten haben. Wir können aus finanziel-
len Gründen diesen hohen Stand in diesem Jahr 
nicht noch weiter anheben. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
des Geschäftsbereichs des Bundesministers für Ar-
beit und Sozialordnung; denn die Frage 48 des Ab-
geordneten Austermann wird auf Wunsch des Fra-
gestellers schriftlich beantwortet. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für die Beant-
wortung der Fragen. 
Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers der Verteidigung. Zur Beantwortung 
steht der Parlamentarische Staatssekretär, Herr 
Würzbach, zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 49 des Abgeordneten Kuhlwein 
auf: 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung plant, künftig auch 
den Luftraum „ostwärts von Hamburg" für den Tiefflugver-
kehr der Bundesluftwaffe zu benutzen, und sind damit die 
Kreise Herzogtum Lauenburg, Stormarn und Segeberg ge-
meint? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Kollege Kuhlwein, der 
Bundesminister der Verteidigung hat umfangreiche 
Untersuchungen des militärischen Tiefflugverkehrs 
in der ganzen Bundesrepublik Deutschland mit 
dem Ziel durchführen lassen, Möglichkeiten für 
eine Verringerung der Lärmbelastung für die be-
troffene Bevölkerung zu finden. Diese Untersu-
chungen ergaben unter anderem, daß eine Reduzie-
rung vor allem an sogenannten Lärmschwerpunk-
ten im wesentlichen nur durch Erweiterung der 
nutzbaren Lufträume in der Bundesrepublik mög-
lich ist. 

Auf diesem Ergebnis fußend untersucht das Mini-
sterium Nutzungsmöglichkeiten von bisher nicht 
oder nur wenig genutzten Lufträumen, so z. B. im 
grenznahen Bereich zur südlichen und östlichen 
Landesgrenze. In diese von einer wissenschaftli-
chen Gesellschaft empfohlenen Untersuchungen 
sind auch der Raum ostwärts von Hamburg und 
damit die von Ihnen erwähnten Kreise einbezogen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, wie darf 
man nach Ihren Äußerungen jetzt Ihre Äußerung in 
der „Ahrensburger Zeitung" vom 17. September die-
ses Jahres verstehen, wo Sie gesagt haben, daß Sie 
selbst vor allem wegen der Grenze zur DDR erheb-
liche Bedenken gegen eine Ausweitung des Be-
reichs für Tiefflüge auf den Raum östlich von Ham-
burg hätten und daß Sie sich kaum vorstellen könn-
ten, daß eine solche Lösung gefunden würde, wenn 
aber doch, daß das noch mehrere Jahre dauern 
würde? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Äußerungen — ohne jetzt auf den Wortlaut 
eingehen zu müssen — sind so zu verstehen, daß 
wir, wie ich es Ihnen eben erläuterte, gründliche 
und umfassende Untersuchungen auf Grund gege-
bener militärischer wie auch wissenschaftlicher 
Anregungen vornehmen lassen. Dazu zählt das nä-
here Herangehen an die Grenze zur Schweiz und 
nach Österreich. Sie sind informiert, daß dort be-
stimmte Maßnahmen getroffen wurden. Dazu zählt 
auch, diesen Raum im Hinblick auf Möglichkeiten, 
Vorteile und Nachteile — vorgegebene Eckpunkte, 
dichte Besiedelung, Grenze zur DDR als eine 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
Grenze ganz besonderer Art — zu untersuchen und 
dann zu einer Entscheidung zu kommen. 
Die endgültige Entscheidung — das betrifft Ihre 

zweite Frage und die des Kollegen; wir werden dar-
auf noch nähere Antworten zu geben haben — ist 
noch nicht getroffen. Die Dinge, die Sie erwähnten 
und die ich auf Befragen auch nannte, stehen aber 
als feste Größen im Raum. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß Sie dem Kollegen Wolfgang 
Schwenk in einem Schreiben vom 3. September 
1984 versprochen haben, den Raum westlich von 
Hamburg spürbar zu entlasten, indem Sie — so 
hieß es wörtlich — versuchen, den Luftraum ost-
wärts von Hamburg für den Tiefflugverkehr zu öff-
nen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich bestätige, daß 
ich dem Kollegen den Zustand der Untersuchung 
mitgeteilt habe, nämlich die Möglichkeit eines 
Durchflugs ostwärts von Hamburg zu prüfen. Ich 
habe erklärt — das ist logisch —, daß dies zu einer 
Verringerung der Zahl der im Augenblick westlich 
vorbeifliegenden Flugzeuge führte. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, nachdem Sie mir die eben zi-
tierte Antwort gegeben haben, für die ich mich be-
danke und die ich entsprechend den parlamentari-
schen Gepflogenheiten veröffentlicht habe — sie 
hat großen Widerhall gefunden hinsichtlich der Er-
wartung, daß es bei der nächsten Übungssaison be-
reits besser wird —, darf ich an Sie die Frage rich-
ten: Können Sie dafür auch eine Zeitvorstellung 
nennen? Die Bevölkerung in dem von mir vertrete-
nen Raum erwartet jetzt natürlich, daß eine spür-
bare Entlastung stattfindet. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir werden diese 
Untersuchungen nicht unter irgendeinem Zeitdruck 
durchführen können. Hieran sind mehrere Ministe-
rien beteiligt, beispielsweise der Verkehrsminister, 
was die Lufthansa angeht. Wir haben auch mit den 
Alliierten wegen der gemeinsam vorzunehmenden 
Tiefflugüberwachungszone zur DDR bestimmte 
Schritte einzuleiten. Es muß auch das Auswärtige 
Amt eingeschaltet werden. 

Es zeichnet sich jedoch unabhängig von den Er-
gebnissen dieser Untersuchungen leider ab, daß wir 
durch den Großraum Hamburg, den wohl keiner 
von uns mit in die Überflugzone hineinnehmen will, 
und durch die Nähe zur DDR-Grenze und durch die 
im Raum Lauenburg einerseits und im Raum Lü-
beck andererseits in unser Gebiet hineinragenden 
„Nasen" des DDR-Gebiets zu einer solchen Enge 
auf der einen Seite und zu einer solchen Nähe zur 
DDR auf der anderen Seite kommen, daß die in 
Aussicht gestellte und für Sie wie für uns ge-
wünschte Entlastung Ihrer Region und eine Entzer-

rung insgesamt nur realisiert werden könnten un-
ter Inkaufnahme einer politisch wohl nicht hinzu-
nehmenden Gefahr, daß ein Flugzeug, auch wenn es 
langsamer flöge, in wenigen Sekunden über dem 
Gebiet der DDR wäre. Nach jetzigem Kenntnis-
stand käme eine Öffnung dieses Raumes nicht — 
wenn, dann nur äußerst eingeschränkt — in Frage. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben aus 
Anlaß eines Flugzeugabsturzes im Raum Stade 
dem Kollegen Schwenk nicht als Ergebnis der Un-
tersuchung einer Arbeitsgruppe, sondern als Auf-
fassung des Parlamentarischen Staatssekretärs 
und damit der Bundesregierung mitgeteilt, daß eine 
spürbare Entlastung für den Raum Stade durch die 
Öffnung des Luftraums ostwärts von Hamburg zu 
erwarten sei. 
Heute sagen Sie in Übereinstimmung mit Ihren 

Presseäußerungen im ostwärts von Hamburg gele-
genen betroffenen Raum, daß damit wohl kaum zu 
rechnen sei. Sehen Sie hierin nicht einen gravieren-
den Widerspruch, eine Täuschung der Bevölkerung 
im Raum Stade? Kann man Ihren Aussagen heute 
entnehmen, daß die Überlegungen, ostwärts von 
Hamburg Schneisen zu eröffnen, gestorben sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich sehe in den 
gemachten Äußerungen keinerlei Widerspruch. 
Wenn Sie den Brief an den Kollegen, den er Ihnen 
sicherlich zur Verfügung stellt, wenn er es nicht 
schon getan hat, richtig lesen, dann werden Sie 
sehen, daß Sie hieraus bei einer sachlichen Ablei-
tung keinen Widerspruch konstruieren können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, kann 
die Konsequenz aus Ihren Äußerungen und den Ge-
schehnissen, die hier geschildert worden sind, nicht 
eigentlich nur heißen, auf die Tiefflüge im Groß-
raum Hamburg ganz zu verzichten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wir werden über 
dem Ballungsraum Hamburg, so wie übrigens über 
Großstädten von etwa 100 000 Einwohnern an, 
keine Tiefflüge durch die Bundesluftwaffe oder die 
hier übenden Alliiertenluftwaffen durchführen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 50 des 
Abgeordneten Kuhlwein auf: 

Auf welchen Trassen ist unter Berücksichtigung des grenz-
nahen Raums und der Bevölkerungsdichte im Umkreis der 
Freien und Hansestadt Hamburg mit Tiefflugverkehr zu 
rechnen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Untersuchun-
gen sind, wie eben erläutert, noch nicht völlig abge-
schlossen. Daher können keine konkreten Angaben 
über Einzelheiten bezüglich einer möglichen Tras-
senführung gemacht werden. Es ist aber selbstver-
ständlich, daß bei der, wie immer zu treffenden Ent-
scheidung die Siedlungsdichte und die Notwendig-
keit eines sicheren Abstandes zur Grenze in beson- 
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derem Maße berücksichtigt werden müssen. Im 
Raum südöstlich von Hamburg bliebe nur, je nach 
An- und Abflugrichtung, ein sehr schmaler Streifen 
in nicht so großem Abstand zur DDR, dessen Nut-
zung daher voraussichtlich nicht in Frage kommen 
wird. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Trifft es zu, daß sich die Bundes-
regierung um eine Verlegung der Luftverteidi-
gungsidentifikationszone, ADIZ, um etwa zehn Ki-
lometer nach Osten bei Alliierten bemüht, um eine 
neue Tiefflugschneise östlich von Hamburg zu 
schaffen, und über welche Gemeinden, gegebenen-
falls in welcher Höhe, würde eine solche Tiefflug-
schneise gehen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Zum zweiten Teil, 
Herr Kollege, habe ich Ihnen eben geantwortet, daß 
diese exakten Untersuchungen nicht vorliegen; ich 
kann dazu keine Äußerungen machen. Insgesamt 
bemühen wir uns, nicht nur im Raume Schleswig-
Holstein, sondern in der gesamten Länge zur 
Grenze, die ADIZ bezüglich ihrer Ausdehnung — 
das ist die Zone, nach der Sie fragen — zu überprü-
fen, um sie in manchen Räumen möglicherweise zu 
erweitern — ich denke an das Beispiel mit den 
Nasen, die in unser Gebiet hineinreichen —, sie 
aber in anderen Bereichen kilometermäßig schma-
ler zu machen. Diese Gespräche laufen seit einiger 
Zeit. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Dürfen wir Ihren Äußerungen zu 
diesem Gesamtkomplex heute entnehmen, daß das 
Bundesverteidigungsministerium nicht energisch 
versuchen wird, den Tiefflugverkehr im Raume 
Stade zu entlasten und einen Teil davon in den 
Raum ostwärts Hamburgs zu verlegen, sondern daß 
Sie im Gegenteil der Auffassung sind, daß eine Ver-
legung wegen der besonderen Situation dort  — 
Hamburg  auf der einen Seite, die DDR-Grenze auf 
der anderen Seite — zu zusätzlichen Schwierigkei-
ten führen würde, von denen man lieber Abstand 
nehmen sollte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Sie dürfen mei-
nen Äußerungen entnehmen, daß wir uns bemühen, 
im Raume Stade, wie in allen anderen Bereichen, in 
denen wir Tiefflüge durchführen, zu einer Entla-
stung im Interesse der dort wohnenden Bevölke-
rung durch mannigfaltige Maßnahmen — einige 
sind über dem Bundesgebiet realisiert, manches 
versuchen wir auch im Ausland auszuweiten — zu 
kommen. 
Sie dürfen weiterhin den Antworten entnehmen, 

daß wir nach dem augenblicklichen Kenntnisstand 
beim Abwägen der Möglichkeiten der Vor- und 
Nachteile und der gegebenen Gefahren durch Se-
kundenschnelle beim Abweichen von einem sehr 
schmalen Kurs zwischen Hamburg und der DDR, 

voraussichtlich wohl nicht dazu kommen werden, 
dorthin Flüge verlagern zu können. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, gehört zu den Maßnahmen, 
die Sie eben in der Antwort an Herrn Kollegen 
Kuhlwein vorgeschlagen haben und die Sie vorse-
hen, auch der Einsatz von Tiefflugüberwachungsge-
räten, um dem entgegenzutreten, daß die Tiefflüge 
in sehr geringer Höhe, möglicherweise sogar unter 
Unterschreitung der zulässigen Höhen, durchge-
führt werden, insbesondere durch die schon mehr-
fach, nicht hier, aber in der Presse genannten mobi-
len Überwachungsgeräte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Eindeutig ja, Herr 
Kollege. Ich weiß, daß wir auch in dem Gespräch — 
wenn ich mich richtig erinnere — erörtert haben, 
daß dieses Gerät auf Anforderung — in dem wirkli-
chen oder vermeintlichen Gefühl, daß über dem je-
weiligen Raum Verstöße vorkommen — dort hinge-
schickt wird, wobei ich noch einmal vor unserem 
Parlament darauf hinweisen möchte, daß wir den 
Bitten der Kollegen, dieses System dorthin zu ge-
ben, nachkommen, daß sie aber bitte Verständnis 
haben mögen, daß wir das nicht, bevor wir da sind, 
und nicht am Tage, an dem wir kommen, der Öf-
fentlichkeit mitteilen, daß wir die Überprüfung vor-
nehmen. Erst wenn wir eine Woche überprüfen, ma-
chen wir etwa in der Mitte der Woche dem Landrat, 
dem Bundestagsabgeordneten und den Behörden 
eine Mitteilung; denn dies hieße, vorher, auf Umwe-
gen, quasi die zu warnen, die wir überprüfen wollen, 
ob sie sich vorschriftsmäßig verhalten. 

Vizepräsident Westphal: Ich breche hier ab. Herr 
Heyenn, Sie sind dann morgen noch einmal mit 
zwei Fragen dran. Heute sind wir in besonderer 
Eile und müssen pünktlich verfahren. Ich bitte um 
Verständnis dafür. — Schönen Dank, Herr Staats-
sekretär. Sie müssen morgen noch einmal wieder-
kommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Geschäfts-
ordnung eine Aktuelle Stunde zu dem Thema: 

Folgen der Regierungspolitik für die Bau-
wirtschaft 

verlangt. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Sperling. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Dr. Sperling (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kohl, Sie sind jetzt zwei Jahre im 
Amt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein Glück!) 
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und die Lage der Bauwirtschaft muß man mit ge-
nau denselben Worten beschreiben, die im Oktober 
1982 richtig waren. 

Erstens. Die Zahl der Baugenehmigungen sinkt. 

Zweitens. Die Bauaufträge reichen gerade noch 
für zwei Monate Beschäftigung; das ist bereits et-
was niedriger als im Oktober 1982. 

Drittens. Die Firmenpleiten erreichen in diesem 
Jahr eine neue Rekordhöhe. 

Viertens. Die Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter 
ist höher als zuvor; sie ist in beiden Jahren, die Sie 
regierten, gestiegen. 

Herr Schneider hat mit dem, was er an Milliarden 
bekam, ein kurzes Strohfeuer für die Bauwirtschaft 
entfacht. Es wurde teuer mit Mitnehmereffekten er-
kauft. Es wärmte nur einen Winter lang. Die Struk-
turprobleme der Bauwirtschaft hat Bauminister 
Schneider nicht angepackt. Aber nach Ihrem Motto, 
Herr Bundeskanzler, daß entscheidend sei, was hin-
ten herauskommt, hat Herr Schneider vor kurzem 
erklärt, daß die Bauwirtschaft mit 200 000 Arbeits-
plätzen weniger in Zukunft zu rechnen habe. Herr 
Bundeskanzler, Ihr Bauminister hat weder Kurs 
noch Konzept in dieser Lage. Er paßt in Ihre Bun-
desregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Als vor einem Jahr die Auftragszahlen noch wuch-
sen, da hat Herr Schneider gern die Rolle des Bau-
wirtschaftsministers gespielt. Heute ist er zur Rolle 
des Bauvorschriftenministers verkümmert. 

Bauwirtschaftsminister ist nun Herr Bangemann. 
Kurz nach Amtsantritt sprach er noch von „notwen-
digen Belebungsmaßnahmen für die Baukonjunk-
tur". Dann wurde er krank. Er genas wieder, Gott 
sei Dank. Aber die Hoffnungen der Bauwirtschaft, 
Herr Bangemann, sind inzwischen begraben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bangemann, Sie haben in dieser Lage für die 
Bauwirtschaft weder Kurs noch Konzept. Sie pas-
sen auch in diese Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Baufinanzierungsminister ist Herr Stoltenberg. 
Rund 25 Milliarden hat er allein für den Wohnungs-
bau in diesem Jahr an Subventionen zu vergeben, 
meist über Steuerbegünstigungen. Diese Subventio-
nen ließen sich weitaus beschäftigungswirksamer 
ausgeben, als es derzeit geschieht. Zur Rettung der 
Bauwirtschaft wäre dies sehr schnell nötig. Aber in 
seinem Konsolidierungseifer hat Herr Stoltenberg 
zwar noch die schleswig-holsteinischen Großbauern 
im Sinn, schon nicht mehr die Kleinbauern. Bau-
handwerker und Bauarbeiter kommen bei ihm 
nicht mehr vor. Er hat für sie weder Kurs noch 
Konzept und paßt in Ihre Bundesregierung, Herr 
Kanzler. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist doch grober Unfug!) 

Hintenheraus kommen 200 000 Arbeitsplätze we-
niger. Das hätte Herrn Blüm aufwachen lassen 
müssen. Aber seine Gewerkschaftskollegen sollten 

eigentlich Versicherungsbeiträge gegen Arbeitslo-
sigkeit zahlen und nicht Konsolidierungsbeiträge 
für Herrn Stoltenberg. Herrn Blüm kümmert das 
nicht. Für seine Gewerkschaftskollegen hat er we-
der Kurs noch Konzept. Er paßt in Ihre Bundesre-
gierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Hilfe wäre nötig. Im Bun-
desrat liegt ein Gesetzentwurf aus Nordrhein

-

Westfalen zur steuerlichen Behandlung selbstge-
nutzten Wohneigentums. Er ist der Schlüssel für 
jede beschäftigungspolitisch wirksame Umordnung 
von Bausubventionen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unordnung!) 

Dieser Gesetzentwurf zeigt, was man ohne Behin-
derung von Herrn Genscher machen kann. 

Im Bundestag liegt ein Vorschlag der SPD-Bun-
destagsfraktion für ein „Sondervermögen Arbeit 
und Umwelt". Er würde 18 Milliarden DM Investi-
tionssumme freisetzen. Er zeigt, was man ohne Be-
hinderung durch Herrn Lambsdorff machen kann. 
Herr Bundeskanzler, beide Initiativen könnten Sie 
zum Nulltarif übernehmen. Bauhandwerker und 
Bauarbeiter würden erleichtert in Richtung Weih-
nachten schauen. Die leiden nämlich bereits an der 
Erblast, die Sie sich selber vermacht haben. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Auf Sie, Herr Bundeskanzler, richten sich prüfende 
Blicke, und es sind nicht mehr nur die Bauhandwer-
ker und Bauarbeiter, die da fragen, sondern es sind 
auch — wie die Wahlergebnisse aus Nordrhein

-

Westfalen zeigen — andere, und sie fragen: Braucht 
und will denn dieser Bundeskanzler fürs Regieren 
überhaupt Kurs und Konzept? Paßt Herr Kohl über-
haupt an die Spitze einer Bundesregierung? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist keine Taube, das war ein 

Sperling!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Sperling, wer GRÜNE poussiert, der sollte nicht 
über arbeitslose Bauarbeiter weinen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Solch ein Quatsch!) 

Und aus der Dachlatte des Herrn Börner ist eine 
Dachlatte mit Knospe geworden, die nicht mehr auf 
einem Bau steht, sondern irgendwo in der Ecke. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wortmeldung 
eines Abgeordneten der SPD-Fraktion) 

— In der Aktuellen Stunde gibt es keine Zwischen-
fragen, Herr Kollege; lesen Sie einmal die Ge-
schäftsordnung! 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Nicht heute, meine Damen und Herren, sondern 
im Herbst 1982, am Ende der Regierung Helmut 
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Schmidt, steckte die Bauwirtschaft in der schwer-
sten Krise der Nachkriegszeit. Aufziehende Struk-
turprobleme und vor allen Dingen eine verfehlte 
Wirtschafts- und Finanzpolitik verursachten einen 
Konjunktureinbruch, von dem sich die Bauwirt-
schaft bis heute nicht erholt hat. Sie warf die ganze 
Branche im Grunde auf ein Krankenbett. 

(Zuruf von der SPD: Wie lange wollen Sie 
denn solche Kamellen noch erzählen?) 

Die neue Bundesregierung hatte damals keine Zeit, 
große Therapiediskussionen zu beginnen. Der 
Schwerkranke mußte sozusagen von Mund zu 
Mund beatmet werden. Das war unser Sonderpro-
gramm im Herbst 1982. 

Es ist doch beachtlich: Da meldet sich der Herr 
Sperling, damals Hauptverantwortlicher für diese 
Agonie der Bauwirtschaft, und kritisiert den Bau-
minister und den Bundeskanzler mit Parolen wie 
„Strohfeuer" usw. Mir kommt das so vor, Herr Kol-
lege Sperling, als ob Sie sich hier wie ein geschei-
terter Kurpfuscher aufspielen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt „auf

-

spielen", das ist er!) 

der zu dem Arzt sagt, der mühsam Heilung ver-
sucht: Der Kranke ist viel zu schnell gesund gewor-
den; es besteht die Gefahr, daß er schon wieder 
krank wird. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist die Situation! 

Wir waren uns doch von Anfang an klar, daß mit 
den Sofortmaßnahmen der Bundesregierung nur 
der konjunkturbedingte Teil der Krise bereinigt 
wurde; 

(Zuruf von der SPD: Nichts ist bereinigt!) 

die strukturellen Probleme der Bauwirtschaft sind 
nicht innerhalb von Monaten und auch nicht inner-
halb von einem oder zwei Jahren zu lösen. Das wird 
ein langfristiger Prozeß. Hier gilt es, vernünftige 
Rahmenbedingungen abzustecken — da sind wir 
dabei —, hier gilt es, seriöse Perspektiven aufzuzei-
gen — da sind wir dabei! Nur, meine Damen und 
Herren von der SPD: Mit Horrormeldungen werden 
Sie dem Problem nicht gerecht werden, allerdings 
auch nicht — ich sage das in aller Offenheit — mit 
dem Hinweis, wie erfolgreich unser Sonderpro-
gramm war. Aus diesem Grunde sind ja auch die 
Koalitionsfraktionen, wie Sie wissen, dabei, ein 
Konzept für die Zukunft zu erstellen. 

(Zuruf von der SPD: Wann denn?) 

Der Wohnungsbau wird sich auf einem heute vor-
handenen Niveau stabilisieren. Wir kennen die Pro-
bleme im Bestand. Im Wirtschaftsbau wird es nach 
dem Ende dieses Jahres mit dem Auslaufen der 
Investitionszulage vielleicht eine kleine Delle ge-
ben; aber die Rahmenbedingungen sind abge-
steckt. 

(Zuruf von der SPD: Wo leben Sie denn? — 
Roth  [SPD]: Ich weiß, wo die Delle ist!) 

Ich will Ihnen einmal folgendes sagen: Eine jährli

-

che Wachstumsrate von einem oder zwei Prozent 

mehr oder ein Prozent weniger Zinsen bringen für 
die Bauwirtschaft zehnmal mehr als Ihre ganzen 
Programme, die Sie schon in der Vergangenheit 
versucht haben und womit Sie immer gescheitert 
sind. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Dann machen Sie 
das doch!) 

Deswegen, meine Damen und Herren: Die CDU/ 
CSU stellt sich dem Problem; aber die zur Mode 
gewordene Politik der SPD, Katastrophen herauf-
zubeschören, 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Die kommen 
von allein!) 

macht jetzt noch nicht einmal im Bereich der Bau-
wirtschaft halt. Sie erweisen allen einen Bären-
dienst: den Betrieben, den über 1 Million Arbeitern 
im Bauhauptgewerbe und vielen Hunderttausenden 
im Baunebengewerbe. Nicht parteipolitische Süpp-
chenkocherei auf allen Gebieten, die Ihnen gerade 
vor die Flinte kommen, ist jetzt nötig, sondern Au-
genmaß und Perspektive, und die werden Sie von 
unserer Fraktion und dieser Bundesregierung be-
kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich 
müßte das Thema dieser Aktuellen Stunde anders 
heißen, nämlich: Folgen der Politik von Regierung 
und Wirtschaft, hier besonders der Bauwirtschaft, 
für die Menschen, die Opfer der Arbeitslosigkeit, 
die Opfer der jahrzehntelangen Zerstörung unserer 
gesamten natürlichen und gebauten Umwelt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wie viele schlechte Bau

-

ten haben Sie gemacht?) 

Die Zerstörung speziell unserer gebauten Umwelt 
haben die des vorletzten Weltkrieges weit übertrof-
fen. Da erscheint es mir doch ein bißchen merkwür-
dig, daß die SPD hier so tut, als hätte sie daran kei-
nen Anteil, Herr Dr. Sperling. Dabei war sie lange 
Zeit in der großen Koalition der Zersiedlungs- und 
Betonierungseuphorie sogar federführend tätig. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Das, was Sie hier angesichts des sich abzeichnen-
den Scheiterns der Schneiderschen Konkunktur-
programme verlangen, ist bei der Not der Unterneh-
men und der Handwerker am Bau entweder ein 
Täuschungsmanöver oder ein Trugschluß. Man 
kann nicht die Bedürfnisse der Bauwirtschaft iso-
liert als wesentlichen Maßstab einer Wohnungs- 
und Städtepolitik mißbrauchen. Die Verwertungs-
interessen der Bauindustrie mit den Arbeitsplatz-
interessen der Bauarbeiter zu verklammern, wie 
die SPD es offenbar will, endet z. B. bei einem viel 
zu teuren sozialen Wohnungsbau oder bei einer Art 
Neuer Heimat, bei der Fortschreibung von markt-
wirtschaftlichen Mißgeburten wie den Bauherren-
modellen und ist letzten Endes die Fortsetzung der 
Trostlosigkeit unserer Städte mit den gleichen Mit- 
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teln, ohne daß den berechtigten Interessen am Bau 
gedient wäre. 

Beifall von rechts ist dabei meiner Ansicht nach 
völlig unangebracht; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er kommt auch 
nicht! — Heiterkeit bei der CDU/CSU — 
Kolb  [CDU/CSU]: Das Manuskript ist 

schlecht!) 

Die CDU-Konjunkturwerker, die sich fadenschei-
nige grüne Mäntelchen umgehängt haben, arbeiten 
weiter mit den Preßlufthämmern ihrer globalen 
Wachstumsideologie an der quantitativen Ausdeh-
nung der Baunachfrage bei gleichzeitiger Kürzung 
der kommunalen Etats. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reden Sie 
deutsch!) 

Welche Chancen sehen die GRÜNEN? Städte wie 
Osdorfer Born, das Märkische Viertel oder Neuper-
lach haben wir viel zu viele; sie sind Mahnmale der 
Menschenverachtung. Eine wichtige Aufgabe ist es, 
gerade diese jüngsten Errungenschaften der gebau-
ten Zivilisation zu sanieren, vielleicht sogar stellen-
weise abzureißen und neu zu konzipieren — ein 
Arbeitsfeld auch für die Leute vom Bau. Die Ara der 
Wohnsilo-Dinosaurier ist zu Ende. Dagegen lohnt es 
sich, die alten Stadtteile — in Berlin-Kreuzberg, in 
Altona oder in vielen weniger bekannten Städten — 
zu regenerieren, eine große, aus meiner Sicht eine 
der wichtigsten Aufgaben für Wohnungspolitik und 
Städtebau, aber auch für die Bauwirtschaft. Gerade 
diese Aufgabe ist besonders beschäftigungswirk-
sam, aber nicht für jene Baulöwen- und Generalun-
ternehmer-Mafia, die sich beim Auftragspoker die 
Trumpfasse umschichtig in die Armel schiebt, wenn 
wieder einmal eine Preisabsprache für ein Millio-
nenprojekt ansteht. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Auch die Ära der Baufirmen-Ichthyosaurier ist vor-
bei. 

Ein weiteres Arbeitsfeld ist die Verbesserung der 
Infrastruktur der alten Städte, der Ausbau der öf-
fentlichen Nahverkehrssysteme, die Umwandlung 
von Industriebrachen, die Renaturierung alter Zer-
siedlung, alternative Heizungssysteme, der Ausbau 
der öffentlich-sozialen Einrichtungen. 

Ein weiteres große Arbeitsfeld ist die Beseitigung 
von Schäden an Gebäuden, Kunstdenkmälern, 
Brücken usw. durch Schadstoffemissionen, Abgase, 
Stäube aus diversen Dreckschleudern im In- und 
Ausland. Eine für viele neue Möglichkeit und für 
uns alle eine Notwendigkeit ist schließlich die 
Orientierung auf die Ökologie. Ihre in vielen Berei-
chen erst noch neu zu entwickelnden praktischen 
Auswirkungen auf den Bau — und da besonders für 
die kleineren und mittleren Handwerksbetriebe 
rund um den Bau — sind immens. Nur dieser Weg 
kann aus unserer Sicht langfristig den Menschen 
und nicht den Unternehmen allein helfen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Man kann Bauwirt-
schaft wie jede andere Wirtschaft nicht am Markt 
vorbei durch staatliche Förderungsinstrumente be-
einflussen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Jetzt 
kommt wieder die Ideologie!) 

Doch wenn sich Herr Sperling hierherstellt und so-
zusagen als Musterbeispiel die Vorschläge von 
Nordrhein-Westfalen präsentiert, 

(Zuruf von der SPD: Die sind doch gut!) 

dann frage ich Sie nur, wo die meisten leeren Woh-
nungen stehen. Das ist nämlich in Nordrhein-West-
falen. Wollen Sie noch mehr leere Wohnungen pro-
duzieren, wie das in Nordrhein-Westfalen ge-
schieht 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja interes-
sant!) 

und wie das geschehen wäre, wenn dieses Parla-
ment Ihren Vorschlägen zum Beschäftigungspro-
gramm gefolgt wäre? 

(Beifall bei der FDP — Conradi [SPD]: Wo 
ist die FDP in Nordrhein-Westfalen geblie-

ben?) 

Die Winterbaumaßnahmen haben Sie gar nicht 
erwähnt, die eine steigende Tendenz haben. Ich 
sage Ihnen auch, daß mich Ihre Sorge um die Plei-
ten erschüttert. Ich werde Ihnen auf diese giftigen 
Angriffe auf diese Regierung eine Antwort geben. 

(Zuruf von der SPD: Da sind wir ge-
spannt!) 

— Da brauchen Sie nicht gespannt zu sein; da krie-
gen Sie genau die Wahrheit serviert, die Sie heute 
mit diesem Beitrag des Herrn Sperling verdient ha-
ben. Sie müssen gerochen haben, was ich sagen 
wollte. 

(Dr. Sperling [SPD]: Stimmen Sie das erst-
mal mit Herrn Gattermann ab! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

13 Jahre lang haben Sie einen Finanzminister 
gestellt, der eine Ausgabenpolitik betrieben hat, die 
die Zinsen ständig nach oben getrieben hat. Ständig 
steigende Zinsen sind das größte Gift für die Bau-
konjunktur überhaupt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Jetzt haben wir einen Finanzminister, der bei einer 
Stabilisierungsrate liegt, die niemand erwartet hat 
und die die besten Voraussetzungen für eine Struk-
turwandlung in der ganzen Bauwirtschaft über-
haupt darstellt. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir danken dem Finanzminister. Ihre Finanzmini-
ster hätten in diese Regierung nicht hineingepaßt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Roth  [SPD]: 13 Jahre war die FDP betei-

ligt!) 
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Grünbeck 
Sie haben 13 Jahre lang einen Arbeitsminister ge-
stellt, der die Lohnnebenkosten zur höchsten Lohn-
nebenkostenquote dieser Welt gemacht hat. 

(Zuruf von der SPD: Wer hat den Wirt

-

schaftsminister gestellt? — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Heute haben wir mehr als 235% an Lohnnebenko-
sten. Das heißt, daß der Arbeitnehmer und der 
kleine Mann mit mittlerem Einkommen die Löhne 
und die tatsächlichen Kosten für die Bauwirtschaft 
gar nicht mehr bezahlen können. Diese Arbeitsmi-
nister hätten in diese Regierung nicht hineinge-
paßt, alle miteinander nicht. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Kein Minister 
hätte da reingepaßt! — Zurufe von der 

SPD) 

Sie hatten einen oder mehrere Bauminister, aber 
keiner von diesen hatte auch nur ein einziges lang-
fristiges Konzept für die Bauwirtschaft 

(Zurufe von der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Auch nicht Herr Vogel!) 

— einschließlich Herrn Vogel. Wir sind der Mei-
nung, daß die Bundesregierung jetzt in den neuen 
Leitlinien zur Wohnungsbauförderung den richti-
gen Ansatz gefunden hat. Keiner Ihrer Bauminister 
hätte in diese Bundesregierung gepaßt. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Wo war der 
Wirtschaftsminister? — Conradi [SPD]: 
Dem stimmen wir zu! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Herr Vogel hat zweifache Schuld auf sich geladen, 
einmal als Bauminister, wo er nicht viel gebracht 
hat, und dann als Justizminister. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Wirtschaftsmi

-

nister! — Roth [SPD]: Und mit solchen 
wart ihr 13 Jahre in der Regierung!) 

Dort hat er ein Mietrecht geschaffen, das jeden 
Investor in der Bauwirtschaft hat erschauern las-
sen, überhaupt etwas zu bauen, weil das Mietrecht 
so war, daß der Eigentümer keine Rechte mehr 
hatte. 

(Dr. Sperling [SPD]: All dem hat die FDP 
zugestimmt!) 

— Ich habe Sie bisher als souveränen Humoristen 
kennengelernt, Herr Sperling, aber ich bin froh, daß 
ich Sie getroffen habe. 

Sie hatten einen Justizminister, der ein Mietrecht 
geschaffen hat, das nicht mehr in die Welt paßt. Ich 
glaube, die Bundesregierung hat richtig gehandelt, 
eine Bauwirtschaft darauf auszurichten, daß sie 
dem Strukturwandel, der nun einmal erforderlich 
ist, weil der Markt in bestimmten Bereichen gesät-
tigt ist, die Rahmenbedingungen gibt, damit er sich 
in Kontinuität vollziehen kann. 

(Zuruf von der SPD: Wie viele Pleiten sind 
denn normal?) 

Wir werden die Regierung bei diesen Maßnah-
men unterstützen. Wir sind auch der Meinung, daß 
durch Terminsetzungen im Augenblick eine über-
hitzte Endphase der Baukonjunktur eingetreten ist. 

Die Bauherrenmodelle gehen zu Ende; die Option 
der Mehrwertsteuer hat einen ungeheuren Druck 
auf die Bauwirtschaft ausgeübt. Ich wäre dankbar, 
wenn wir wirklich schnell und unkompliziert den 
Fertigstellungstermin auf den 31. März verlängern, 
damit wir jetzt nicht Bauarbeiter Überstunden ma-
chen lassen, die dann im Januar, Februar, März 
möglicherweise als Arbeitslose stempeln gehen 
müssen. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: 6 1 / 2 % mehr Arbeits

-

lose!) 

Diese Vorschläge müssen Sie sich mal überlegen. 
Aber ich habe die Hoffnung längst aufgegeben, daß 
Sie sich was überlegen; Sie betreiben ja etwas ande-
re s.  
Unser Ansatz ist richtig. Ich danke Ihnen, Herr 

Bundesbauminister, daß wir den Eigentumsmarkt 
besser ausstaffieren wollen, weil dafür ein Markt 
vorhanden ist. Bezüglich der Eigentumsquote ha-
ben wir einen Anteil von etwa 38 %. Der Bundesbau-
minister hat 50 % angestrebt. Das entspricht den 
Intentionen. Wir sind auch im Städtebau und Dorf-
erneuerungsprogramm auf dem richtigen Weg. 
Herr Bundesbauminister, Sie haben unsere volle 
Unterstützung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Wolfram. 

Wolfram (Recklinghausen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
erschütternd, was die bisherigen Sprecher der Re-
gierungskoalition zur Lage der Bauwirtschaft und 
zur Lösung der schwierigen Probleme in diesem 
Bereich gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord

-

strand] [CDU/CSU]: Was hat ihr Sprecher 
denn zur Lösung gesagt?) 

Die Bauwirtschaft wird es Ihnen zu danken wissen. 
Es ist im Grunde genommen ein Hohn, wenn die 
Bauwirtschaft und die in ihr Beschäftigten lesen 
müssen, welche Selbstbeweihräucherung die Bun-
desregierung in ihrer zweijährigen Regierungsbi-
lanz treibt, wenn sie sagt: Die Wirtschaft investiert 
wieder, die Auftragsbücher sind voll. — Jeder kann 
vor Ort beim nächsten Bauunternehmen erfahren, 
wie schlimm die Lage in diesem Bereich ist. 

Bei dieser Lage fällt der Bundesregierung nichts 
anderes ein, als die Gemeinden aufzufordern, mehr 
zu investieren. 
Meine Damen und Herren, ich möchte zunächst 

folgendes feststellen: Nach unserem Verfassungs-
verständnis sind die Gemeinden autonom. Sie sind 
sich ihrer Verantwortung bewußt. Sie wissen, was 
sie zu tun haben. Die Städte und Kreise weisen die 
Gängelei und die Einmischungen dieser Bundesre-
gierung in ihre kommunale Unabhängigkeit und Ei-
genständigkeit entschieden zurück. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir fordern diese Bundesregierung, vor allem den 
Herrn Bundesfinanzminister, auf, endlich eine ge- 
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Wolfram (Recklinghausen) 
meindefreundliche Politik zu betreiben, wie es die 
Vorgängerregierung unter Helmut Schmidt getan 
hat. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Mit welcher Konsequenz?) 

Ich fordere — dabei kann ich mich auch auf Stim-
men von führenden CDU-Kommunalpolitikern be-
rufen — die Bundesregierung deshalb auf, die Ge-
meinden nicht laufend mit mehr Sozialausgaben zu 
belasten, um die Bundesanstalt für Arbeit und da-
mit den Bund finanziell zu entlasten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir, die wir in den Gemeinden kommunalpoliti-
sche Verantwortung tragen, sind nicht länger be-
reit, Herr Bundeskanzler, für die Fehler und Ver-
säumnisse Ihrer Politik zu bezahlen. 

Wir vor Ort baden heute aus, was Sie an falscher 
Wirtschafts-, Beschäftigungs- und Sozialpolitik be-
treiben. 

Die Lage am Arbeitsmarkt wäre in bestimmten 
Regionen noch katastrophaler, würden wir in den 
Gemeinden nicht längst kräftig gegensteuern. 

Die Ausbildungsplatznot wäre viel größer, wür-
den wir in den Gemeinden nicht Tausende zusätzli-
cher Ausbildungsplätze schaffen und bereitstellen. 
In meiner Stadt Recklinghausen sind es in diesem 
Jahr allein über 300 zusätzliche Ausbildungsplätze. 
Herr Bundeskanzler, wir lösen ein Versprechen ein, 
das Sie leichtfertig gegeben haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Lage der Städte, Kreise und Gemeinden ist 
sehr differenziert. Es gibt arme und reiche Gemein-
den, es gibt solche mit extrem hoher Arbeitslosig-
keit, und es gibt solche mit Gott sei Dank relativ 
geringer. Es gibt reine Dienstleistungszentren, und 
es gibt Kohle-, Stahl-, Werft- und andere Standorte, 
die spezieller Hilfe bedürfen. Es gibt Gemeinden, 
die haben eine optimale Infrastruktur, und es gibt 
solche mit größerem Nachholbedarf. Deshalb ist es 
zynisch, so zu reden 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

und gleichzeitig die Gemeinden zusätzlich mit Auf-
gaben des Bundes zu belasten. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Sie haben genug Zeit gehabt!) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
sind für eine gemeindefreundliche Politik. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie sind nervös. Schreien Sie nicht, hören Sie 
meine Argumente an! 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie schreien!) 

Wir können die Krise in der Bauwirtschaft allein 
nicht lösen, aber wir sind bereit, wenn die Bundes-
regierung uns hilft und wir über mehr eigene Mittel 
verfügen können, zusätzlich dafür zu sorgen, daß 
mehr investiert wird und mehr Aufträge erteilt wer-
den. Unser Programm „Arbeit und Umwelt", die 
Vorschläge der IG Bau, Steine, Erden wären eine 
gute Beratungsgrundlage. Herr Bundeskanzler, ho-

len Sie doch einmal die Gewerkschaften und die 
Bauindustrie an einen Tisch und greifen Sie deren 
gute Vorschläge auf! 

Wir sind bereit, der Bauwirtschaft zu helfen. Die 
Lage in der Bauwirtschaft ist gekennzeichnet durch 
fehlende Aufträge, unzureichende Preise und sin-
kende Umsätze. Die Bauwirtschaft kann keine In-
vestitionen vornehmen, was sich auch auf die Auf-
tragslage der Baumaschinenindustrie auswirkt. Die 
Zahl der Beschäftigten wird leider weiter reduziert. 
Wir sind bereit zu helfen, wenn Sie uns nicht bela-
sten, sondern entlasten. In den Gemeinden gibt es 
noch viel zu tun. Wir könnten im Wohnungsbau, bei 
der Stadtsanierung, in der Wohnumfeldverbesse-
rung, bei der Beseitigung von Altlasten, beim Um-
weltschutz, bei der Verkehrsberuhigung und dem 
Radwegebau, bei der Modernisierung alter Kanali-
sationen, bei der Verbesserung des öffentlichen 
Personennahverkehrs, bei Energiesparmaßnahmen 
und beim Ausbau der Fernwärmeversorgung viel 
tun, wenn Sie uns Geld nicht nehmen und vorent-
halten, sondern geben würden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

In diesem Sinne bitte ich gerade die Kommunal-
politiker in den Koalitionsfraktionen, sich nicht ir-
reführen zu lassen von einer Politik, die Erfolge 
vorgaukelt, aber in Wirklichkeit den Gemeinden 
und der Bauwirtschaft Schaden zufügt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Daniels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich stimme Herrn Kollegen 
Wolfram zu, daß die Lage der Bauwirtschaft von 
den öffentlichen Investitionen in erheblichem Maße 
abhängt. 

(Müntefering [SPD]: Wo ist der Finanzmi-
nister?) 

Ich stimme ihm auch zu, daß die Gemeinden hierbei 
eine besondere Rolle zu spielen haben. 65 bis 70 % 
der öffentlichen Investitionen erfolgen durch ihre 
Aufträge. 

Allerdings: Ein Vergleich zwischen dem, was un-
ter der SPD-geführten Bundesregierung erfolgt ist, 
und dem, was unter der jetzigen Bundesregierung 
stattfindet, fällt auch hier zu Lasten Ihrer Regie-
rung vernichtend aus. Die kommunalen Investitio-
nen haben Anfang der 80er Jahre einen dramati-
schen Rückgang erfahren. Sie haben sich von 1980 
bis 1983 um rund 10 Milliarden DM vermindert. 
Dies sind die Folgen der SPD-geführten Bundesre-
gierung, die die Gemeinden bis an den Rand des 
finanziellen Ruins getrieben hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Wolfram, jetzt ist auch auf diesem 
Gebiet eine Wende eingetreten. 

(Dr. Sperling [SPD]: In der Beamtenstadt 
Bonn!) 
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Dr. Daniels 
Wir haben die Talfahrt gestoppt. 

(Lachen bei der SPD — Bindig [SPD]:... 
sind in den freien Fall übergegangen!) 

Herr Kollege Sperling, ich kann Ihnen das mit 
Zahlen beweisen. Im ersten Quartal dieses Jahres 
haben sich die gemeindlichen Investitionen nur 
noch um 438 Millionen DM vermindert, im zweiten 
Quartal nur noch um 162 Millionen DM. Es sind 
also deutlich abnehmende Raten. Die Prognosen 
nicht nur des Bundesfinanzministeriums, sondern 
auch der Arbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Spitzenverbände, die ja bekanntlich aus allen Par-
teien zusammengesetzt ist, stimmen bis auf Stellen 
hinter dem Komma überein. Sie prognostizieren  — 
bitte  hören Sie gut zu — für die Jahre 1985 bis 1988 
jährlich rund 2 Milliarden — das sind rund 6 % — 
Zunahme der gemeindlichen Investitionen, in den 
nächsten vier Jahren. 

(Zuruf von der SPD: Wer kann denn die 
Aufträge vergeben?) 

Das ist die übereinstimmende Prognose des Finanz-
ministeriums und der kommunalen Spitzenverbän-
de. Unter Ihrer Regierung Rückgang, jetzt Zu-
nahme der Investitionen! 

Das ist, Herr Kollege Sperling, völlig unabhängig 
davon, wie die Städte regiert werden. Mein Kollege 
Samtlebe aus Dortmund, Präsident des Deutschen 
Städtetages, hat vor kurzem gesagt, er könne in die-
sem Jahre 50 Millionen DM in die Rücklage tun, 
weil die Steuereinnahmen auch seiner Stadt so an-
gezogen haben, daß es ihm finanziell wieder besser 
geht. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Auch dies läßt sich mit Zahlen belegen. Steuer-
eingänge: 1982 bei den Gemeinden Steigerung um 
2 %, 1983 um 5,4 %, im ersten Quartal 1984 um 9,5%. 
Wie war es unter Ihrer Regierung? Um rund eine 
Milliarde DM haben die Steuereingänge der Ge-
meinden von 1980 bis 1981 abgenommen. 

Zur Zeit Ihrer Regierung war jede Schätzung 
schlechter als die vorhergehende und das Ergebnis 
noch einmal schlechter als die letzte Schätzung. 
Jetzt ist jede Schätzung besser als die vorhergehen-
de, und das Ergebnis ist noch einmal besser als die 
letzte Schätzung. 

(Zuruf von der SPD: 2 Millionen Arbeits

-

lose hatten wir nie!) 

Das ist die Wende im Bereich der Gemeindefinan-
zen. 

Gerade an diesem Beispiel wird deutlich, wie 
wichtig die allgemeinen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen auch für die Bauwirtschaft sind. Die 
Städte und Gemeinden werden jetzt wieder in den 
Stand gesetzt, ihre Aufgaben zu erfüllen. Sie begin-
nen wieder zu investieren, ohne daß sie dazu gegän-
gelt werden müssen. Das zeigen die Zahlen deut-
lich. 

Natürlich wird es deshalb auch in Zukunft keine 
goldenen Jahre für die Bauwirtschaft geben. Aber 
die Bauwirtschaft kann mit einem Aufschwung bei 
den öffentlichen Aufträgen rechnen. Gerade die 

Städte und Gemeinden wissen, wie wichtig es ist, 
der Wirtschaft Mut zu machen. Das bringt Steuer-
einnahmen. Das verschafft die Möglichkeit, Aufga-
ben zu erfüllen und zu investieren. Das stärkt die 
Bauwirtschaft. Das schafft auch neue Arbeits-
plätze. 

(Zuruf von der SPD: Wann denn?) 

Ich kann Ihnen nur sagen: 13 Jahre SPD-Regie-
rung haben gezeigt, daß alle Programme wirkungs-
los sind, bei denen nur Geld verteilt wird, das man 
vorher gutgehenden Wirtschaftsbetrieben abge-
nommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Sie ha

-

ben das Geld damals gerne genommen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Ehrenberg. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Bitte, meine Damen und Herren, gönnen Sie dem 
Redner diese fünf Minuten doch ungestört. Denken 
Sie an das Sprichwort: „Was du nicht willst, das 
man dir tu', das füg' auch keinem andern zu!" 

(Heiterkeit und erneute Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Heute mittag lief um 13.08 Uhr 
eine AP-Meldung über die deutschen Ticker mit der 
Überschrift: „Massiver Einbruch im Bauhauptge-
werbe". Herr Kansy, es ist kein Katastrophenver-
ein, der das gemeldet hat, sondern das Bundeswirt-
schaftsministerium in Bonn ist es, von dem diese 
Meldung kommt. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Also, das Bundeswirtschaftsministerium teilt heute 
mittag mit — Sie, die Redner von den Regierungs-
fraktionen, scheinen das alle nicht zu wissen —, daß 
es im Bauhauptgewerbe mit einem Minus von 
12,5% zu einem massiven Einbruch gekommen ist. 

(Urbaniak [SPD]: Unerhört!) 

Ich bitte Sie, Herr Kansy und Herr Daniels, lesen 
Sie nach, was der Bundeswirtschaftsminister zur 
Lage im Bauhauptgewerbe sagt. 

Vielleicht lesen Sie auch nach, wie sich die Situa-
tion insgesamt entwickelt hat. Diese magere Bilanz 
des Baugewerbes mit rückläufigen Aufträgen, ab-
nehmender Produktion und sinkender Beschäfti-
gung hat im Verlauf eines Jahres zu 6,5% mehr 
Arbeitslosigkeit im Baugewerbe geführt. Insgesamt 
haben wir seit 1982, seit Sie die Regierung über-
nommen haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hunderttausend 
Wohnungen gebaut!) 

350 000 Arbeitslose mehr und 1 Million mehr als 
1981. Das sollten Sie inzwischen noch nicht verges-
sen haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: 750 000 noch aus Ihrer Regie

-

rungszeit! — Sie Zahlenverdreher!) 
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Dr. Ehrenberg 
Man muß hier j a wohl an die erste Regierungser-

klärung des Bundeskanzlers Kohl erinnern. Am 
13. Oktober 1982, vor jetzt fast zwei Jahren, sagte 
Herr Kohl hier in anklagendem Ton, daß jeder vier-
zehnte Erwerbstätige arbeitslos ist. Herr Bundes-
kanzler, heute, zwei Jahre später, sucht jeder 
zehnte Arbeitnehmer — nicht mehr jeder vierzehn-
te, sondern jeder zehnte Arbeitnehmer — vergeb-
lich einen Arbeitsplatz. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war schon 
1982 so!) 

Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber in Ihren schön und kräftig frisierten Bilanzen 
steht nichts davon, daß jeder zehnte Arbeitnehmer 
vergeblich — und auf Dauer vergeblich — einen 
Arbeitsplatz sucht. 

Sie sind auch nicht bereit, etwas dagegen zu tun. 

Im Sozialbudget 1983 wird für das Jahr 1987 von 
einer Arbeitslosenquote von 9 % bis 9,5%, d. h. von 
2,2 bis 2,4 Millionen Arbeitslosen, ausgegangen. Das 
ist die Absichtserklärung der Politik dieser Koali-
tion, und die hätte ich gern in Ihren frisierten Bilan-
zen zum Oktober, Herr Bundeskanzler, gefunden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie wollten, wenn es Ihnen mit der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit ernst wäre, dann 
könnten Sie, so glaube ich, der Bauwirtschaft im-
mer noch eine Schlüsselrolle für die Konjunktur-
entwicklung zuerkennen. Es gibt für die Leute vom 
Bau Vorhaben genug, wenn die Regierung den Mut 
und die Einsicht hätte, etwas zu tun. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Und das Geld!) 

Das konkrete sozialdemokratische Programm „Ar-
beit und Umwelt" gibt hier Hinweise genug. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es kommt zehn 
Jahre zu spät!) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben Ende Oktober in 
Bremen die Nodseeschutz-Konferenz. Dort wird die 
Bundesrepublik stolz auftreten, weil sie das MAR-
POL-Übereinkommen zum Schutze der Gewässer 
unterzeichnet hat. Aber sie wird sich dort sagen las-
sen müssen, daß kein deutscher Hafen in der Lage 
ist, die nach diesem Übereinkommen vorgesehene 
Entsorgung der Rückstände von den Schiffen vor-
zunehmen, weil die Infrastruktur nicht vorhanden 
ist. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist doch Ländersache!) 

Hier wäre ein kurzfristig bauwirksames und Be-
schäftigungs-Programm 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Das ist aber nicht Bundesangelegenheit!) 

— Wenn Sie, Herr Kollege, auf die uralte Kompe-
tenzverteilung zwischen Bund und Ländern hier 
anspielen, dann sage ich Ihnen nur: Das ist mir ein 
schöner Hinweis auf das Grundgesetz, um sich der 
beschäftigungspolitischen Verantwortung zu ent

-

ziehen. Das ist nicht die Pflichterfüllung, die wir 
von einer Bundesregierung erwarten dürfen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wer die Reden aus den Reihen 
der SPD anhört, der muß die Fragen des lesenden 
Arbeiters im Jahre 1984 erneut stellen. Sie lauten: 

Wer hat das Investitionszulagenprogramm been-
det? — Die SPD. Wer hat jahrelang gegen das Bau-
herrenmodell polemisiert, die Anleger vom Woh-
nungsmarkt vertrieben? — Die SPD. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wer hat die steuerliche Förderung der Wohnungs-
modernisierung zum 30. Juni 1983 auslaufen lassen? 
— Die SPD. Wer hat den sozialen Wohnungsbau 
verkommen lassen? — Die SPD. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wer ist daran schuld, daß wir im Jahre 1982 eine 
Leistung von unter 350 000 Wohnungen hatten, die 
geringste Zahl seit 1949? — Die SPD. 

(Bindig [SPD]: Wer macht den Regen?) 

Wer ist daran schuld, daß die sozialen Mietwohnun-
gen teurer sind als die frei finanzierten? — Die 
SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehrenberg 
[SPD]: Wer ist an der Regierung?) 

Also, meine Herren, wer hinter so dünnem Glas 
sitzt wie Sie, sollte schweigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wer jagt die Regierung? — Die 

SPD!) 

— Meine Damen und Herren, ich kann natürlich 
das Zitieren der Fragen des lesenden Arbeiters fort-
setzen: 

Wer polemisiert gegen die Verkabelungsmaßnah-
men des Bundespostministers, die Milliarden-DM-
Aufträge für die Bauwirtschaft bringen, und will sie 
verhindern? — Die SPD. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wir auch! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wer verhindert in Hessen Baumaßnahmen mit ei-
nem Volumen in Milliarden-Höhe? — Die GRÜ-
NEN. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Und die SPD!) 

Wer hat behauptet, die Baupolitik und die Mieten-
politik dieser Bundesregierung würden die Mieten 
um 10 bis 30 % hochtreiben — das hat an dieser 
Stelle am 10. Dezember 1982 stattgefunden? — 
Die  SPD. 

(Liedtke [SPD]: Wer hält die beste Bütten-
rede?) 
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Bundesminister Dr. Schneider 
Welche Mietpreissteigerungen haben wir im frei 

finanzierten Wohnungsbau? Die letzte Zahl: 2,9 %. 
30 % hatten Sie prophezeit. 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, ich glaube, daß Sie 
nervös werden. Wer ein so schlechtes Gewissen wie 
Sie hat, der sollte nicht nur nervös, sondern zu sei-
ner angeborenen Röte noch röter werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, aber jetzt wollen wir 
einmal zur Sache selber kommen. 

(Lachen und Beifall bei der SPD — Dr. 
Sperling [SPD]: Wen wählen die Bauarbei

-

ter?) 

Kommen wir zu den nackten Fakten. Baufertigstel-
lungen im Wohnungsbau von Januar bis Juli 1984 — 
die  letzten amtlichen Zahlen —: insgesamt plus 
13,8 %. Wohnungen in Wohnungsbauten und Wohn-
heimen: plus 14,9 %. Einfamilienhäuser: plus 16,2 %. 
Mehrfamilienhäuser: plus 16,9 %. — Meine Damen 
und Herren, und was haben wir 1982 übernommen? 
Das Sofortprogramm hat doch außerordentlich ge-
wirkt. Zu dem leichtfertigen, um nicht zu sagen: 
dummen Gerede vom Strohfeuer frage ich: Was ist 
daran Strohfeuer gewesen? Auf Grund Ihrer gesam-
ten Konjunkturpolitik hatten wir im Oktober 1982 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Eine halbe Million 
Arbeitslose weniger!) 

einen Stau von Bauvorhaben aus den Jahren 1981 
und 1982. Der hätte sich im Jahre 1983 fortgesetzt. 
Warum? Weil die Wartefristen bei der Zuteilung der 
Bausparverträge immer länger geworden sind. 
Durch die Maßnahmen zur Bausparzwischenfinan-
zierung mit einem Volumen von einer halben Milli-
arde DM konnte eben — und das war unsere Intelli-
genz — 

(Lachen bei der SPD) 

innerhalb von drei Monaten der Stau aufgelöst und 
die Zahl der beantragten Baugenehmigungen um 
bis über 30 % gesteigert werden. 

(Dr. Sperling [SPD]: Wo sind sie jetzt? — 
Conradi [SPD]: Sie sind kein Bauminister, 

sondern Sie sind ein Stauminister!) 

Wir haben diesen Rückstau aufgelöst und jetzt 
beim Bau eine Phase der Normalisierung. 

Ein Weiteres. Wir werden natürlich keine neuen 
Sonderprogramme für Mietwohnungen auflegen. 
Die Zeit der Trabantenstädte ist vorbei. Ich habe es 
richtigzustellen, wenn in der Öffentlichkeit behaup-
tet wird: Über 1 Million Wohnungen stehen leer. 
Gehen Sie doch nach Hamburg! Wo stehen denn die 
Wohnungen leer? Gehen Sie nach Nordrhein-West-
falen! Wo stehen sie leer? 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

Unsere Wohnungspolitik hat die soziale Treffsi-
cherheit im sozialen Wohnungsbau wiederherge-
stellt, 

(Oh-Rufe von der SPD — Dr. Ehrenberg 
[SPD]: Und die Bauarbeiterarbeitslosig

-

keit!) 

zielt auf die Familien, auf die Eigennutzer ab. 

(Dr. Sperling [SPD]: Davon merkt man 
nichts!) 

Wir führen den Wegfall der Nutzungswertbesteue-
rung für den Selbstnutzer ein. 

(Zuruf des Abg. Dr. Sperling [SPD]) 

— Dazu haben Sie lang genug Zeit gehabt! Was in 
Jahrzehnten nicht gelungen ist: diese Regierung 
Helmut Kohl schafft es. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein Weiteres. Wir haben nicht nur ein Sofortpro-
gramm vorgelegt, das ein absoluter Erfolg war. Wir 
werden sozial gerecht, sozial treffsicher, wirtschaft-
lich vernünftig und bedarfsbezogen Wohnungsbau 
betreiben. Was bedeutet das? Wir erhöhen beispiels-
weise für ein Ehepaar mit einem Kind, das bisher 
nach § 7 b des Einkommensteuergesetzes in acht 
Jahren 80 000 DM erhalten hat, die steuerlichen Ab-
zugsbeträge auf 140 000 DM. Ist das kein Erfolg? 

(Conradi [SPD]: Bei welchem Jahresein

-

kommen? — Dr. Sperling [SPD]: Was müs

-

sen die verdienen, damit das klappt? Wie 
viele Leute gibt es davon?) 

— Bei welchem Jahreseinkommen? Unter den 
gleichen Bedingungen, unter denen zu Ihrer Zeit 
gefördert worden ist. 

(Conradi [SPD]: Für die, die hoch verdie

-

nen!) 

Ein Weiteres: Sie haben den sozialen Wohnungs-
bau nach Ihren eigenen Worten, lieber Kollege Con-
radi, verkommen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Wir reden hier nicht vom sozialen 
Wohnungsbau, sondern von der Eigen

-

tumsförderung!) 

— Ja sicher, Sie haben den sozialen Wohnungsbau 
verkommen lassen. Die soziale Treffsicherheit ging 
verloren. Wir stellen sie wieder her und führen die 
wirtschaftliche Vernunft im Baugeschehen wieder 
ein. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Sperling [SPD]) 

Sie behaupten ein Weiteres: Baulandbereitstel-
lung muß billiger werden. Wir haben einen erfreuli-
chen Rückgang der Kosten bei Bauland-Immobi-
lien. Ohne gesetzliche Eingriffe hat der Markt hier 
die notwendige Korrektur gebracht. 

Sie nennen als weiteres die Altbauerneuerung. 
Ja, meine Damen und Herren, Sie haben zehn 
Jahre lang die Städtebauförderung um 220 Millio-
nen DM stehen lassen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben vom ersten Tag an gesteigert und haben 
jetzt im neuen Haushalt einen Ansatz von 320 Mil-
lionen DM. 

(Zurufe von der SPD: Und die Modernisie

-

rung?) 
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Bundesminister Dr. Schneider 
— Das Modernisierungsprogramm haben Sie ge-
stoppt und am 30. Juni 1983 auslaufen lassen. 

(Müntefering [SPD]: Sie haben doch Geld 
für alle möglichen Dinge!) 

Die SPD behauptet: Ohne nachhaltige Ertrags-
aussichten und nach Abbau der Subventionen im 
Bauherrenmodell entfalle der Geschoßwohnungs-
bau. Wer hat denn das Bauherrenmodell politisch 
diffamiert? Wer hat denn den Anleger im Woh-
nungsbau diffamiert? Das sind doch Sie gewesen. 
Ich habe nicht die Zeit, das alles vorzutragen. 

Ich stelle fest: Am 20. September waren es 35 
Jahre her, daß Konrad Adenauer an dieser Stelle 
erklärt hat: Die Beseitigung der Wohnungsnot und 
die Bildung von Wohnungseigentum werden eine 
vorrangige Bedeutung in der Politik dieser Bundes-
regierung haben. Wir haben nach 35 Jahren Woh-
nungsbau in der Bundesrepublik Deutschland ei-
nen Übergang vom öffentlich dirigierten Vertei-
lungsmarkt zu einem echten Mietermarkt. Der 
Mieter sucht sich seinen Vermieter aus. Und damit 
haben wir den höchsten Grad an Mieterschutz er-
reicht. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Ehrenberg 
[SPD]: Der Mieterschutzbund ist jetzt ar

-

beitslos!) 

Wir werden dort bauen und die Bauwirtschaft be-
schäftigen, wo Bedarf ist. Das ist auf dem Gebiet 
der Stadterneuerung. Das neue Programmwort 
heißt: „Stadtökologie". Stadtökologie bedeutet: Wir 
werden die Leistungen auf den Gebieten des sozia-
len und kulturellen Gemeinbedarfs, des Umwelt-
schutzes, der Energieversorgung, der Entsorgung 
usf., auch im heiztechnischen Bereich, in dem Maß 
fördern, in dem es sinnvoll ist. 

Die Sozialdemokraten sollten sich an das erin-
nern, was sie versäumt haben. Durch die Wohnun-
gen, die wir in den ersten 20 Jahren unserer Regie-
rungsverantwortung gebaut haben, haben wir den 
sozialen Bestand preisgünstiger Wohnungen ge-
baut. Dann hatten Sie die Aufgabe zu bauen. Hier 
sind Milliarden an Nachsubventionierungen not-
wendig. Unsere wohnungsbaupolitische Leistung 
hat sozialen Bestand und wird Sie politisch über-
dauern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Dr. Schneider, draußen stehen 
Hunderttausende von arbeitslosen Bauarbeitern, 
und draußen gehen tagtäglich neue Firmen der 
Bauwirtschaft pleite. Sie stellen sich währenddes-
sen hierher und halten eine kleinkarierte Rede. Sie 
versuchen, sich mit dem zu rechtfertigen, was vor 
zehn oder 15 Jahren war. Das ist angesichts dessen, 
was inzwischen draußen an Problemen aufgelaufen 
ist, nicht angemessen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sollten als Bundesbauminister sagen, wie Sie 
die Probleme lösen wollen, und nicht sagen, wie es 
vor 15 oder 20 Jahren gewesen ist. Deshalb haben 
wir diese Aktuelle Stunde beantragt. Das ist die 
Antwort, die wir von Ihnen erwarten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben eine Zwischenbilanz gemacht. Ich will 
Ihnen auch eine aufmachen, und zwar in zwei 
Punkten. Sie sind 1982 mit der Behauptung angetre-
ten, diese Regierung sei der Wachstumsimpuls an 
sich, sie werde den Investitionsstau beseitigen, der 
Wohnungs- und Städtebau sei die Wachstumsloko-
motive der Wirtschaft. Sie haben das Mietrecht mit 
der Behauptung stranguliert, das werde den Miet-
wohnungsbau in neue Höhen treiben. 

Das Ergebnis nach zwei Jahren ist: Die Zahl der 
Pleiten ist größer als je zuvor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hunderttausend 
Wohnungen!) 

Die Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter ist größer als 
je zuvor. Die Zahl der Genehmigungen nimmt ab. 

(Beifall bei der SPD) 

1983 — das wirft ein bezeichnendes Licht auf Ihre 
Argumentation — hieß es, die Zahl der Genehmi-
gungen sei entscheidend, nicht die der Fertigstel-
lungen. 1984 rechnen Sie uns vor, so viele Fertigstel-
lungen hätten wir. Die Genehmigungen fehlen. Was 
wollen Sie eigentlich 1985 und 1986 sagen, wenn Sie 
weder Genehmigungen noch Fertigstellungen ha-
ben? 

(Beifall bei der SPD) 

Was tut der Bundesbauminister? Er trägt als hi-
storische Großtat ein imaginäres Baugesetzbuch 
vor sich her, das in zwei, drei, vier oder fünf Jahren 
fertig sein wird und das mitnichten die Probleme 
unserer Städte und Gemeinden löst. Sie warten auf 
andere Antworten. Diese Arbeit am Bundesbauge-
setzbuch sollten Sie Ihrem Parlamentarischen oder 
beamteten Staatssekretär überlassen. Sie sollten 
sich um die politischen Entscheidungen in Ihrem 
Hause kümmern. 

Was tun Sie? Sie kürzen im Haushalt die Mittel 
für den sozialen Wohnungsbau, sowohl in diesem 
Jahr als auch in der mittelfristigen Finanzplanung 
bis 1988. Sie weigern sich, Modernisierung und 
Energiesparen zu fördern. Sie verschieben die 
Wohngeldverbesserung vom 1. Januar 1985 auf 
Mitte 1986. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Sie lassen zu, daß die FDP die Mitverantwortung 
des Bundes für die Lösung schwieriger Wohnungs-
probleme zurückdrehen will und Ihr Ministerium 
quasi in Frage stellt. Sie ignorieren die Hilferufe 
von Bauwirtschaft und Bauarbeitern. Sie sagen 
nichts dazu, daß der Bundesfinanzminister den 
Haushalt auf Kosten der Kommunen konsolidiert 
und dadurch in den Kommunen die Investitionsan-
stöße unmöglich macht. 

(Beifall bei der SPD) 
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Müntefering 
Sie ignorieren die Vorschläge der SPD-Bundes-

tagsfraktion, über ein Sondervermögen „Arbeit und 
Umwelt" neue Impulse in den Gemeinden zu geben. 
Wissen Sie denn nicht, daß vor Ort große Probleme 
bestehen im Bereich Gewässerschutz, im Bereich 
Trinkwassersicherung, im Bereich Verkehrsberuhi-
gung, im Bereich Stadterneuerung, wo dieses Pro-
gramm eine große Hilfestellung geben könnte? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer hat denn 
die Mittel erhöht?) 

Sie verschieben die Neuregelung der Eigentums-
förderung auf das Jahr 1987, ohne zu bedenken, daß 
Sie damit einen neuen Attentismus auslösen. Was 
sollen denn die Menschen denken, die sich jetzt 
überlegen, ob sie bauen sollen oder nicht, wenn sie 
von Ihnen hören: 1987? Keiner weiß etwas Ge-
naues. 

Die Sozialdemokraten aus Nordrhein-Westfalen 
haben Sie gebeten, unterstützt von unserer Frak-
tion: Übernehmen Sie den Vorschlag von Nord-
rhein-Westfalen zur Neuregelung der Eigentums-
förderung zum 1. Januar 1985, und zwar ohne die 
sozial ungerechte Steuerprogression, vielmehr mit 
einem Abzug von der Steuerschuld, so daß alle in 
gleicher Weise begünstigt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Wohnungsbau wird nie wieder die Größen-
ordnungen wie vor zehn Jahren erreichen. Wir wol-
len keine Sonderprogramme, wir wollen auch keine 
Illusionen über die Möglichkeiten in diesem Be-
reich erzeugen. Wir wollen vielmehr, daß die Mög-
lichkeiten genutzt werden, die es gibt. Das heißt 
Modernisieren, das heißt Energiesparen, das heißt 
Stadterneuerung, das heißt Umweltmaßnahmen in 
diesem Bereich. Die Gemeinden haben da viele Auf-
gaben auf dem Tisch liegen. Helfen Sie durch Ihre 
Politik mit, daß das endlich auch realisiert werden 
kann. 

(Zuruf von der FDP: Reden Sie mal vom 
Geld!) 

Ein letzter Satz: Sie haben Hessen erwähnt. Wis-
sen Sie denn eigentlich nicht, daß die bauwirt-
schaftlichen Verbände in Hessen gerade dieser 
Tage ausgerechnet den Haushaltsansatz im Be-
reich Wohnungs- und Städtebau des Landes Hessen 
gelobt haben? Das sollte Ihnen zu denken geben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst zu Herrn 
Sauermilch. Herr Sauermilch, ich will mich mit Ih-
ren Vorschlägen hinsichtlich der Bauwirtschaft ge-
nerell nicht auseinandersetzen. Aber ein Wort 
möchte ich zu Ihren Bemerkungen zu der Frage 
Neuperlach sagen. Ich finde, es ist nicht richtig, 
wenn man sich von hier aus zum Richter macht 
über das Wohnumfeld von so vielen Leuten, denen 
es dort inzwischen gut gefällt. Sie legen doch immer 
großen Wert darauf, die Menschen zu befragen. Ich 

bin ganz sicher, daß Sie das in diesem Fall noch nie 
getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Man macht es sich auch viel zu einfach, wenn 
man heute auf derartigen Siedlungen herumreitet, 
die, wie ich es einmal ausdrücken möchte, an 
Charme gewinnen, die zunehmend Atmosphäre be-
kommen. Die Infrastrukturprobleme nehmen dort 
immer weiter ab. 

(Zuruf des Abg. Sauermilch [GRÜNE]) 

Sie übersehen ganz einfach, daß es auch Men-
schen gibt, die gern in einer großen ordentlichen 
Wohnung leben. Es ist nicht der Normaltyp, der es 
vorzieht, in einer Ansammlung von Bruchbuden zu 
hausen, und das Ganze dann für besonders roman-
tisch hält. Nur das ist in etwa die Alternative zu den 
modernen Bauprogrammen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Man sollte mal 
schauen, wo die Kameraden überall le

-

ben!) 

Wir brauchen heute so etwas nicht mehr, weil der 
Bedarf heute nicht mehr so groß ist wie damals. 

Ich möchte noch etwas zur allgemeinen Situation 
der Bauwirtschaft sagen. Natürlich ist es so, daß 
sich auf dem Bausektor einiges tut, was uns zu den-
ken geben muß. 

(Dr. Sperling [SPD]: Jetzt erst?) 

Wir sind aber der Meinung, daß Programme nichts 
bringen. Programme bringen deshalb nichts, weil 
sie — das wurde auch gerade von Herrn Sperling 
gesagt — zu teuer sind. Was wir brauchen, ist eine 
langfristige Politik, die eine Umstrukturierung in 
der Bauwirtschaft ermöglicht. 

(Dr. Sperling [SPD]: Jetzt erst?) 

— Natürlich jetzt. Selbstverständlich sagen wir das 
jetzt. Sie wissen, daß unsere Bemühungen in diese 
Richtung gehen. Denken Sie z. B. an das Gesetz, das 
morgen hier im Deutschen Bundestag verabschie-
det werden soll, das genau in die richtige Richtung 
zielt, nämlich auf die geänderten Bedarfsstrukturen 
Rücksicht zu nehmen und weniger das zu tun, was 
bisher notwendig war. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Mal sehen, ob 
die SPD zustimmt!) 

Dieses Gesetz ist sicher wegweisend für die neue 
Politik, die sich als richtig erweist. 

Im übrigen glauben wir, daß man natürlich auch 
nicht am langfristigen Bedarf vorbei bauen kann. 
Es ist nun einmal so, daß eine gewisse Bedarfssätti-
gung in bestimmten Bereichen eingetreten ist. Wir 
müssen jetzt versuchen, diese Umstrukturierung — 
natürlich auch mit Hilfe des Staates — zu bewälti-
gen. 

(Conradi [SPD]: Es gibt neue Bedürfnisse!) 

Deshalb halte ich es auch durchaus für richtig, daß 
weiterhin gefordert wird, die Haushalte so umzu-
strukturieren, daß mehr für sinnvolle, volkswirt-
schaftlich rentierliche und langfristig notwendige 
Bauinvestitionen getan wird. Das ist unsere Politik. 
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Kraus 
In dieser Richtung müssen wir meines Erachtens 
auch fortfahren. 

Eine letzte Anregung. Ich hielte es für sehr sinn-
voll, wenn sich die Bundesregierung mit der Frage 
beschäftigte, wie man den deutschen Baufirmen im 
Ausland besser helfen kann. Es ist doch ganz offen-
bar so, daß ein erheblicher Teil der Schwierigkeiten 
darauf zurückzuführen ist, daß die Baunachfrage 
aus dem Ausland ungeheuer zurückgegangen ist. 

(Kolb [CDU/CSU]: Weil wir zu teuer sind!) 

Sehr viele hochqualifizierte Kräfte kehren aus dem 
Ausland zurück. Sie drängen auf den sowieso schon 
schwierigen heimischen Markt und verschlechtern 
damit die Wettbewerbssituation gerade der mittle-
ren und kleineren Baufirmen erheblich. 

Es müßte doch Mittel und Wege geben, daß auch 
unsere Bundesregierung, ähnlich wie das andere 
vergleichbare Industriestaaten tun, eingreift, sei es 
mit Erweiterungen im Bereich der Hermes-Bürg-
schaften oder durch ähnliche Dinge. Ich möchte 
ausdrücklich anregen, in dieser Richtung etwas zu 
versuchen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Kollege Ehrenberg, der Um-
gang mit Menschen steht unter dem Gebot der 
Nächstenliebe; Tieren gegenüber soll man freund-
lich sein, die Umwelt soll man schonen, und bei 
Daten muß man vorsichtig sein. 

(Heiterkeit) 

Ich würde Ihnen raten, diese Vorsicht auch als Ab-
geordneter zu beachten, weil Sie nämlich sonst den 
Verdacht verstärken, daß schon während Ihrer Re-
gierungstätigkeit der Umgang mit diesem spezifi-
schen Gut der amtlichen Tätigkeit eines Ministers 
nicht ganz in Ordnung war. 

Möglicherweise haben Sie auch nicht damit ge-
rechnet, daß ich so schnell die Tickermeldung be-
komme. Aber das hätte Ihnen angesichts der Quali-
täten meines Hauses eigentlich bewußt sein müs-
sen. 

Ich will deswegen die ganze Meldung zitieren. 
Unter der Überschrift „Industrieproduktion im 
August gesunken" heißt es: 

Die Industrieproduktion der Bundesrepublik 
ist im August gegenüber dem Vormonat saison-
bereinigt um 2% gesunken. 

(Kolb [CDU/CSU]: Urlaubszeit!) 

Nach vorläufigen Berechnungen des Bundes-
wirtschaftsministeriums waren vor allem die 
Aktivitäten des Bauhauptgewerbes um 12, 5% 
rückläufig. 

Das sind die Zahlen. Sie, meine Damen und Herren 
von der SPD, sollten den arbeitenden Menschen in 

unserem Lande doch wirklich gestatten, im August 
Urlaub zu machen! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen und Zurufe von der SPD) 

Bekanntlich ist das ein Urlaubsmonat. Ich will Ih-
nen die Zahlen vorlesen, die den gesamten Verlauf 
des Jahres umfassen, soweit wir ihn bisher erlebt 
haben; denn nur das kann einen richtigen Eindruck 
geben. Da wird nicht bestritten, 

(Dr. Sperling [SPD]: ... daß im Vorjahr 
auch Urlaub war!) 

daß sich die positiven Zahlen der gesamten indu-
striellen Produktionsentwicklung nicht in der 
gleichen Weise in der Bauindustrie erreichen lie-
ßen. 

(Conradi [SPD]: So ist es!) 

Das läßt sich an den Zahlen zeigen, wobei Sie — 
soweit Sie an der Diskussion im Wirtschaftsaus-
schuß schon teilgenommen haben — genau wissen, 
daß das auch sehr differenziert ist. Das sollte man 
ebenfalls nicht verschweigen. Man darf nicht ein-
fach ein Gesamtgemälde entwerfen, sondern man 
muß, wenn man sich wirklich mit den Problemen 
ernsthaft befassen will, in die Details eintreten. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Dann erklären Sie 
doch die Entwicklung der Arbeitslosig-

keit!) 

Wir haben zunächst einmal zu sagen, daß alle 
Vergleiche, die in diesem Jahr angestellt werden, 
natürlich schon deswegen gegenüber dem vergan-
gen Jahr schlechter sein müssen, weil dessen Zah-
len sehr gut waren. Wenn Sie also prozentuale Ver-
gleichszahlen von diesem Jahr nehmen, dann ver-
gleichen Sie immer ein sehr gutes Jahr, 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Mit 2,2 Millionen Ar

-

beitslosen sehr gut!) 

das, wie ich einmal sagen will, beispielsweise bei 
den Auftragseingängen 1983 ein Plus von 21 % ge-
genüber 1982 hatte. 

(Conradi [SPD]: Da haben Sie auch noch 
von uns gelebt!) 

Wenn man 1983 ein Plus von 21 % hat, dann ist es 
doch ganz selbstverständlich, daß sich das dann, 
wie Sie ja selber zugeben, nicht im Laufe des Jah-
res 1984 so fortsetzen ließ. 

(Zuruf von der SPD: Machen Sie doch kei

-

nen statistischen Eiertanz! — Zuruf des 
Abg. Dr. Sperling [SPD]) 

— Herr Sperling, Sie brauchen gar nicht so laut 
dazwischenzurufen. Ich habe alles aufgeschrieben, 
was Sie interessiert. Ich komme Punkt für Punkt 
darauf. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Nur das Plus der 
Arbeitslosen sehen Sie nicht!) 

— Das gilt auch für Sie, Herr Ehrenberg. 

Bei den Baugenehmigungen haben wir im Jahre 
1983 ein Plus von 25 % gehabt. Das bedeutet natür-
lich, daß sich dieses hohe Niveau im Jahre 1984 so 
nicht hat halten lassen. Das gilt aber mit Unter- 
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Bundesminister Dr. Bangemann 
schieden. Im Wirtschaftshochbau beispielsweise, wo 
wir 1983 auch schon gute Zahlen hatten, wie auch 
im Wirtschaftstiefbau, wo wir nicht nur 1983 einen 
Nachfrageanstieg hatten, sondern schon im bisheri-
gen Jahresverlauf ein Plus von 21,2 %, und auch bei 
der öffentlichen Nachfrage, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, gibt es kein Nachlassen. 
Der Kollege Daniels hat schon darauf hingewiesen. 
Wir haben keine Nachfrageschwäche im öffentli-
chen Bau: 1984 öffentlicher Hochbau plus 6 %, Stra-
ßenbau plus 10 %, sonstiger öffentlicher Tiefbau 
plus 8 %. Deswegen ist der schlichte Vergleich mit 
dem Jahre 1983 nicht seriös. 

(Zuruf von der SPD) 

— Sie sollten aus den Tickermeldungen nicht nur 
das lesen, was Ihnen paßt. Wenn Sie mit Zahlen 
arbeiten, dann müssen Sie das gesamte Bild geben. 
Sonst ist das wirklich unseriös. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kolb  [CDU/CSU]: Hat er nie gekonnt!) 

Jetzt komme ich zu den Gemeinden. Sie sollten 
diese Mär wirklich einmal einstellen. Der Kollege 
Stoltenberg hat schon darauf hingewiesen, daß das 
Defizit der Gemeinden in diesem Jahr auf 1 Milli-
arde DM absinken wird. Das heißt, die Gemeinden 
haben zum erstenmal wieder mehr Spielraum für 
eigene Investitionen. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Wo denn?) 

Natürlich gibt es da Ausnahmen. Es gibt selbstver-
ständlich Gemeinden im Ruhrgebiet, wo diese allge-
meine gute Situation nicht zutrifft. Der durch-
schnittliche Wert aber, der auch für die durch-
schnittliche Investitionstätigkeit wichtig ist, zeigt 
einen deutlich größeren Spielraum der Gemeinden. 

Das ist auch gar kein Wunder. Wenn wir im 
August eine Preissteigerungsrate von 1,7 % hatten 
und im September eine Preissteigerungsrate von 
1,6 %, und wenn wir die gute Hoffnung haben, in 
diesem Jahr auf jeden Fall mit einer 2 vor dem 
Komma bei den Preissteigerungsraten zu enden, 
dann ist das nicht etwas, was vom Himmel fällt und 
was in Andersens Märchen vorkommt, die Sie im-
mer erzählen, sondern das ist eine Leistung dieser 
Regierung, die sich auch bei den Gemeinden be-
merkbar macht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehrenberg [SPD]: Das Ergebnis der 
sinkenden Nachfrage der Arbeitslosen!) 

Deswegen brauchen wir keine neuen Programme. 
Was wir brauchen, Herr Kollege, ist der Appell der 
Bundesregierung an die Gemeinden, 

(Conradi [SPD]: Wir brauchen keine 
Appelle!) 

wobei wir uns nicht in das Selbstverwaltungsrecht 
der Gemeinden einmischen. Das ist ganz selbstver-
ständlich. Jedermann weiß das auch. Unsere Bun-
desrepublik lebt ja geradezu von dem föderalen 
Dreiklang Gemeinde-Länder-Bund. Da hat sich 
noch nie jemand ernsthaft in die Kompetenzen 

eines anderen eingemischt, und der Bund schon gar 
nicht in die Kompetenzen der Gemeinden. 

(Zuruf von der SPD: Die bekommen aber 
kein Geld!) 

Aber es wird doch wohl einer Bundesregierung gut 
anstehen, den Gemeinden zu sagen: schöpft eure 
Haushaltsansätze für Investitionen aus. Das wollen 
Sie ja auch. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Allerdings, eines werden wir nicht tun — — 

(Zuruf von der SPD: Sie müßten mal in 
einer Gemeinde tätig sein!) 

— Ich bin sieben Jahre lang Stadtrat in einer Ge-
meinde von 21 000 Einwohnern gewesen. Sieben 
Jahre lang war ich in einem Kreistag. Darf ich 
Ihnen sagen, was mich an dieser Tätigkeit so befrie-
digt hat? Da ist es mir gelungen, Kollegen der SPD 
durch Argumente zu überzeugen. das ist mir im 
Bundestag noch nie gelungen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Conradi [SPD]: Damals waren Sie überzeu

-

gender als heute!) 

— Herr Conradi, in Stuttgart ist Ihnen das natürlich 
nicht gelungen. Aber das lag nicht an den anderen, 
sondern möglicherweise an Ihnen. 

Wir werden eines nicht tun: Wir werden keine 
Programme auflegen, die in der Tat das zustande 
bringen würden, was Sie mit Recht kritisieren wür-
den: ein Strohfeuer. Das machen wir nicht. Aber die 
Tätigkeit dieser Regierungen, auch in der Finanz-
politik, ist so gut, daß Sie, meine Damen und Her-
ren, krampfhaft suchen müssen, einen Punkt zu fin-
den, den Sie kritisieren können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Roth. 

Roth (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Bangemann, Sie haben beklagt, daß 
Sie zur Zeit die SPD im Bundestag nicht überzeu-
gen; Ihnen gelänge das nicht mehr. Herr Bange-
mann, wir kennen uns sehr lange. Vor zehn Jahren 
haben Sie mich in Ihrer politischen Grundhaltung 
mehr überzeugt als heute. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wir sollten — da appelliere ich an die Kollegen 
aus dem Wirtschaftsausschuß — einen Moment an 
die Art und Weise zurückdenken, wie wir die Bau-
krise im Wirtschaftsausschuß debattiert haben. Da 
vertrat der Minister als einziger die Meinung, die er 
jetzt wiederholt hat, alles sei in Butter, man müsse 
nichts tun. Der Herr Schwörer, der entweder nicht 
reden will oder nicht reden darf, hat dort in Angrif-
fen schärfer formuliert als ich, Herr Kraus hat dort 
ganz anders geredet als hier. Heute haben wir Ju-
gendliche hier im Parlament. Ein Stück der Un-
glaubwürdigkeit des Parlaments besteht auch dar- 
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Roth 
in, daß Sie im Ausschuß immer anders reden als 
hier in der Öffentlichkeit. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU und der FDP) 

Wir waren uns im Wirtschaftsausschuß mit Aus-
nahme des Ministers in sechs Punkten einig: 

Erstens. Es gibt einen Beschäftigungsrückgang 
im Baugewerbe. 

Zweitens. Es gibt jetzt mehr arbeitslose Bauar-
beiter als vor einem Jahr, und im Winter werden es 
nochmals viel mehr werden. 

Drittens. Es gibt jetzt weniger Aufträge; aktuell: 
Einkommen. 

Viertens. Der Auftragsbestand ist tiefer als je-
mals zuvor; darüber waren wir uns auch einig. 

Fünftens. Die Arbeitsstundenzahl, die pro Zeit-
einheit geleistet wird, ist Monat für Monat rückläu-
fig. 

Sechstens. Wir haben — das müßte Sie nach den 
langen Diskussionen zu dem Thema am meisten 
beunruhigen — im ersten Halbjahr 1984 einen Plei-
tenrekord im Bausektor: 1 028 Pleiten in einem hal-
ben Jahr. 

Das war übereinstimmend die Diskussion im 
Wirtschaftsausschuß. Und da kommen Sie hierher 
und tun so, als sei alles in Ordnung, als sei über-
haupt kein Handlungsbedarf da, obgleich Sie vor-
her exakt das Gegenteil gesagt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist unglaubwürdig. Da vermißt man auch die 
Aufgabenerfüllung, die Sie als Koalitionsfraktion 
wahrnehmen müßten. 

Herr Bangemann, es hilft doch nichts, diese Zahl 
zu schönen. Sie haben sogar gesagt, die Zahl des 
Rückgangs am Bau sei vom Urlaub geprägt, weil so 
viele Leute urlaubsbedingt nicht gearbeitet hätten. 
Nun steht in der AP-Meldung im Satz zuvor, daß es 
saisonbereinigte Zahlen sind. Sie kennen also nicht 
einmal den Unterschied zwischen einer saisonbe-
reinigten und einer unbereinigten Monatszahl. 

(Beifall bei der SPD) 

Das müssen Sie noch lernen. Übrigens, der Herr 
Schlecht ist ein guter Lehrmeister. Fragen Sie ihn 
mal und lassen Sie sich über Ihren Irrtum aufklä-
ren. 

Sie haben gesagt: Weiterlesen, Herr Ehrenberg! 
Im nächsten Satz, den Sie nicht mehr zitiert haben, 
steht nun weiter: „Die Herstellung im Baugewerbe 
lag damit in den Sommermonaten dieses Jahres 
deutlich unter den Vorjahresziffern." Exakt dies hat 
Herr Ehrenberg hier ausgeführt! 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt: Es zeigt sich immer mehr, daß dieser 
Wirtschaftsminister zwar Schlagzeilen produzieren 
kann, aber keine Antwort auf Probleme hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren! Ich will in vier Punk-
ten kurz sagen, was wir vorschlagen. 

Erstens. Sondervermögen „Arbeit und Umwelt", 
diese dringend notwendigen Umweltinvestitionen, 
bringen Bauarbeitsplätze. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Zweitens. Wohneigentumspolitik muß angekur-
belt werden. Der Vorschlag von NRW liegt auf dem 
Tisch; machen Sie etwas auf dieser Basis. Der 
kleine Mann muß wieder bauen können. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Das müssen gerade Sie sagen, 
die Sie das jahrelang verteufelt haben!) 

Drittens. Wiederaufnahme der Förderungsmaß-
nahmen für Modernisierung, Stadterneuerung und 
Energieeinsparung, die sich Ende der 70er Jahre 
bewährt hatten, die dann auch wegen der Blockie

-

rung durch die FDP ausgelaufen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens. Stärkung der Gemeindefinanzen, damit 
hier investitionsbezogen mehr getan werden kann. 

Das sind vier Maßnahmen, keine Uraltprogram-
me, langfristig angelegt, kapazitätsmäßig orientiert. 
Das wäre eine Antwort auf die jetzt beginnende 
Baukrise. Wir werden Sie daran erinnern, daß Sie 
diese Vorschläge jetzt im Herbst ausgeschlagen ha-
ben. Im Winter werden es viele, viele bitter bezah-
len müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Jung. 

Jung (Lörrach) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist keine Frage: Mit 
einer vernünftigen antizyklischen Haushaltspolitik 
könnte gegenwärtig etwas für die Lage unserer 
Bauwirtschaft getan werden, insbesondere dann, 
wenn wir dazu beispielsweise die rund 29 Milliar-
den DM Zinsen hätten, die wir allein in diesem Jahr 
für die Schulden ausgeben müssen, die Sie zuvor 
gemacht haben, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der kleine Mann, der einfache Arbeiter, wäre auch 
wieder imstande, zu bauen, wenn in den vergange-
nen Jahren nicht diese verheerende inflationäre 
Entwicklung auch bei den Baumarktpreisen statt-
gefunden hätte, die von Ihrer Seite jahrelang ver-
harmlost worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mit einer unange-
brachten Polemik können wir die gegenwärtig kriti-
sche Lage unserer Bauwirtschaft nicht verbessern. 
Der mittelständische Bauunternehmer, der Hand-
werksmeister im Bauhaupt- und im Baunebenge-
werbe zum Beispiel wollen von uns hören, mit wel-
chen mittel- und langfristigen politischen Maßnah-
men wir ihre Position verbessern werden. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie es doch hier 
und heute!) 
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Jung (Lörrach) 
Da möchte ich mit aller Klarheit darauf hinweisen: 
unsere Politik, die zum Abbau der Staatsquoten 
führt, die zum Abbau der Lohnnebenkosten führt, 

(Zuruf von der SPD: Allgemeinplätze!) 

die zu einem generellen Abbau der steuerlichen 
und bürokratischen Belastungen unseres Bauge-
werbes führt — das ist wohl eine der wirkungsvoll-
sten Maßnahmen für unsere Bauwirtschaft! 

Lassen Sie mich aber aus meiner langjährigen 
ehrenamtlichen Tätigkeit in der Selbstverwaltung 
des Handwerks etwas zu einem Thema oder, besser 
gesagt, zu einem Mißstand sagen, dessen Beseiti-
gung wesentlich zur Verbesserung der Ertragslage 
unserer Bauwirtschaft beitragen würde. Ich meine, 
die Schwarzarbeit. Wir mußten nämlich in jüngster 
Vergangenheit feststellen, auch noch Ende vergan-
genen Jahres, daß zwar die Baugenehmigungen zu-
genommen haben, daß zwar der Baustoffhandel er-
höhte Umsätze hatte, daß aber gleichermaßen die 
Auftragslage für unsere mittelständische Bauwirt-
schaft zurückgegangen ist. Sachkenner auf diesem 
Gebiet sagen, daß hieran insbesondere auch die 
Schwarzarbeit eine wesentliche Schuld trägt. 

Meine Damen und Herren, ich kann nur sagen: 
Es ist einfach notwendig, daß wir in unserer Gesell-
schaft auf diesem Gebiet zu einem Umdenken kom-
men. Das Unrechtsbewußtsein bezüglich des Geset-
zesverstoßes der Schwarzarbeit muß wieder ge-
schärft werden. Schwarzarbeit ist kein Kavaliersde-
likt. 

Ich möchte Ihnen einmal ein Beispiel dafür ge-
ben, welche Größenordnungen das bei uns an-
nimmt. In meinem Bereich der Handwerkskammer 
Freiburg, der sich über vier große Landkreise er-
streckt, haben wir mit Vertretern der Baupolizeibe-
hörde und der Presse eine Fahrt zur Besichtigung 
und Überprüfung von vermutlichen Schwarzarbei-
terbaustellen unternommen. Das führte zu einem 
erschreckenden Ergebnis. Wir mußten nämlich fest-
stellen, daß alle Baustellen — es war an einem 
Samstag, und es ging insgesamt um acht große Bau-
stellen — typische Schwarzarbeiterbaustellen wa-
ren. 

Was wir da an Schwarzarbeiterpfusch, 

(Conradi [SPD]: Jetzt reden Sie aber von 
der Bundesregierung?) 

an baulichen Mängeln, an einer Umgehung von Si-
cherheitsbestimmungen nach den berufsgenossen-
schaftlichen Vorschriften erlebt haben, war ganz 
einfach erschreckend. Noch über Tage hinaus hat 
die Presse, teilweise mit Bildreportagen, über diese 
Besichtigungsfahrt berichtet. 

Wir haben dort einen Balkon gesehen, der gera-
dezu auf Absturz programmiert war, und er ist in 
der Tat wenige Tage später auch heruntergefallen, 

(Conradi [SPD]: Das kann der Bundesre

-

gierung auch passieren!) 

und zwar auf ein geparktes Auto. 

Meine Damen und Herren, warum erwähne ich 
das alles? Ich bin der Meinung: 

(Conradi [SPD]: Die Schwarzen müssen 
mehr arbeiten! Das ist der Punkt!) 

Jeder von uns — das ist ein Appell an Sie, meine 
Damen und Herren —, wir alle sollten dazu beitra-
gen, daß dieser Mißstand der Schwarzarbeit bei uns 
zurückgedrängt wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn der Schwarzarbeiter betrügt uns alle: 

(Conradi [SPD]: Auch das hat er mit der 
Bundesregierung gemeinsam!) 

Er unterschlägt seine Steuerzahlungen, er unter-
schlägt seine Sozialabgaben, und nicht umsonst 
verurteilen alle Gewerkschaften die Schwarzar-
beit. 

Ich möchte damit schließen und noch einmal an 
Sie, meine Damen und Herren, den Appell richten: 
Tragen auch Sie in Ihren Wahlkreisen dazu bei, 
diese Schwarzarbeit einzudämmen. Jede Hand-
werksinnung und jede Kreishandwerkerschaft ist 
Ihnen dafür von Herzen dankbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Klose. — Herr Abgeordneter, bringen Sie 
nicht so viele Unterlagen mit, denn Sie haben nur 
zwei Minuten. 

(Heiterkeit) 

Klose (SPD): Ich weiß, Herr Präsident! — Meine 
Damen und Herren, ich habe in dieser Debatte sehr 
aufmerksam zugehört und habe festgestellt, daß die 
Meinungsverschiedenheiten eigentlich schon bei 
der Frage einsetzen, ob denn die Lage nun ernst sei 
oder nicht. Ein Kollege von der Koalition hat von 
einer kleinen Delle gesprochen, die sich zeige, der 
Mittelstandspolitiker Grünbeck, der doch weiß, das 
es in diesem Jahr bei mittelständischen Betrieben 
weit über 2000 Insolvenzen geben wird, sagt diesem 
Bundesbauminister seine volle Unterstützung zu — 
ein, wie ich finde, erstaunlicher Vorgang —, 

(Zuruf von der SPD: Das macht er auch nur 
hier!) 

und der Bauminister selber sagt, wir gingen in eine 
Bauphase der Normalisierung hinein, und er sagt 
das, obwohl wir gegenwärtig 135 000 arbeitslose 
Bauarbeiter haben und nach seinen eigenen Wor-
ten in den nächsten vier Jahren weitere 200 000 
arbeitslos werden. 

Da fragt man sich wirklich, was das für eine Re-
gierung ist, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Haben Sie 
denn durch die Werften nichts gelernt, 

Herr Klose?) 

ob es an der Schwarzarbeit liegt oder vielleicht, wie 
mein Kollege Peter Conradi sagt, doch daran, daß 
die Schwarzen nicht genügend arbeiten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 87. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 3. Oktober 1984 	6403 

Klose 
Mir scheint das letztere etwas wahrscheinlicher zu 
sein. 
Im übrigen lohnt es sich manchmal, Broschüren 

zu lesen, etwa eine vom Mai dieses Jahres. Da sehe 
ich, daß 1983 das Jahr des wirtschaftlichen Um-
schwungs war, daß 1984 das Jahr des konjunkturel-
len Aufschwungs sei, daß der Rückgang der Be-
schäftigung zum Stillstand gekommen sei und daß 
die Zahl der Arbeitslosen allmählich sinke. Das al-
les ist übrigens unterschrieben von dem Herrn 
Bundeskanzler, der dort — nicht lächelnd, also un-
typisch — auf einem Foto abgebildet ist. 

An anderer Stelle lese ich, daß die erzielten Fort-
schritte ausgebaut und neue Arbeitsplätze in gro-
ßem Umfang geschaffen werden müssen; das sei 
die Aufgabe für die 80er Jahre. 

Ich hätte es doch zu gerne gehabt, wenn der Bun-
deskanzler den lieben Mitbürgern Bauarbeitern, die 
arbeitslos sind oder nach den Worten seines Mini-
sters arbeitslos werden, gesagt hätte, wie sie in den 
nächsten drei Jahren Arbeit finden werden. Das 
wäre eine Erklärung gewesen, die diese Debatte 
lohnend gemacht hätte! 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Kollege Sperling, Sie 
kommen hierher und stellen sich sozusagen als der 
Verfechter der Forderung nach mehr Arbeit in der 
Bauwirtschaft dar. Das ist schon eigenartig, wenn 
man weiß, daß Sie aus Hessen kommen, wo im Rah-
men des letzten Haushaltsplanes bestimmte Maß-
nahmen gestrichen wurden, weil man um der 
Machterhaltung willen Zugeständnisse machen 
mußte. Herr Kollege Wolfram, ich habe das Gefühl, 
daß demnächst einige Ihrer neuen Kollegen in 
Nordrhein-Westfalen den Oberbürgermeistersessel 
damit erkaufen, daß sie gewisse Zugeständnisse bei 
den Dingen machen, die Sie hier massiv gefordert 
haben. Wir können uns später darüber unterhal-
ten. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Ihr hättet gern ei

-

nen Oberbürgermeistersessel! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Herr Kollege Ehrenberg, ich kann mich daran 
erinnern, daß Sie damals als wir über das 4,35-Milli-
arden-Programm zur Energieeinsparung gespro-
chen haben und ich das Potential für Haussanie-
rung und ähnliches auf ungefähr 800 Milliarden DM 
hochgerechnet habe, ganz glatt sagten: Wir machen 
jetzt nur ein Pilotprogramm, um den Bürger dazu 
zu animieren, diese Dinge anschließend selbst zu 
tun. Wir als Staat können dies nicht, wir wollen dies 
nicht. Das muß der Bürger im Endeffekt auch be-
zahlen. 

(Müntefering [SPD]: Das ist doch gar nicht 
wahr!) 

— Entschuldigen Sie, lieber Kollege Müntefering, 
daran kann ich mich erinnern, das war in der Dis-
kussion. 

Nun kommen wir zum entscheidenden Punkt. Al-
les, was wir hinsichtlich der Energieeinsparung und 
ähnlichem machen können, rechnet sich betriebs-
wirtschaftlich nicht, weil die Investitionskosten hö-
her sind als das, was man einsparen kann. Das war 
in diesem Bereich immer das Problem. 

Ein Zweites — der Herr Kollege Jung hat das 
soeben angedeutet —: Ein Großteil der heutigen 
Kosten in der Baubranche ist für den Normalver-
diener zu hoch. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Das ist eine Situation, die durch die Tarifpartner 
herbeigeführt wurde, die in Zeiten der Hochkon-
junktur meinten, man könne kräftig zuhalten. Ich 
spreche jetzt nicht speziell die Gewerkschaften, 
sondern die Arbeitgebervertreter an, die gesagt ha-
ben: Das macht nichts, wir können uns das leisten. 
Das hat zu abenteuerlichen Situationen geführt. 

(Conradi [SPD]: Elmar Kolb, da gab es 
auch Frühstückskartelle!) 

— Darauf komme ich sofort. 

Wir haben dann die Situation erlebt, daß man im 
Sommer nicht mehr arbeitete, um im Winter mit 
hohen Zuschüssen aus der Bundesanstalt für Arbeit 
Dinge zu vollziehen, bei denen eigentliche jeder 
Vernünftige den Kopf schüttelt, wie aufwendig man 
arbeitet. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Erzähl' doch keine 
Märchen!) 

— Lieber Kollege Ehrenberg, wer war es denn, der 
in der Zeit der 70er Jahre die Elefantenkartelle ge-
bracht hat? Es wurden plötzlich ausgeschrieben: ein 
Stück Universität, ein Stück Krankenhaus, ein 
Stück Brückenbauwerk. Man hat das plötzlich für 
das Richtige gehalten, so nach dem Motto: Da kann 
man nur noch die Großen brauchen. Natürlich sind 
die Großen dann auch gekommen, und sie haben 
diese Kartelle gemacht. Das ist doch unbestritten. 

(Conradi [SPD]: Und die Kleinen in Bayern 
auch!) 

Sie konnten da herrlich absahnen. Nun ist es umge-
kehrt: Jetzt gehen die Großen in den mittleren Be-
reich, und zwar mit Preisen, Herr Kollege Roth, die 
dort nicht mehr haltbar sind. 

Ich habe Sie neulich in der Haushaltsdebatte ge-
fragt, ob Sie mir sagen könnten, was wir für die 22,5 
Milliarden DM Zinsen für die Schulden, die Sie uns 
hinterlassen haben, nicht alles investieren könnten. 
Wir haben früher über unsere Verhältnisse gelebt 
und müssen das jetzt teuer bezahlen. Das Ergebnis 
ist, daß jetzt natürlich auch in der Baubranche all 
die Schwierigkeiten kommen. 

Ich vermisse hier in Ihren Reihen den Kollegen 
Hauff. Der Kollege Hauff hat 1979 als Verkehrsmi-
nister der Bauwirtschaft noch rund 72 Milliarden 
DM für die nächsten zehn Jahre angesagt. Dann 
hat man das anschließend — mit Ritsch — auf rund 
40 Milliarden DM zurückgenommen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
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Kolb 
Die Erwartungshorizonte waren auch in der Bau-
branche enorm hochgesteckt. Anschließend wurde 
gesagt: Freunde, wir haben uns fürchterlich geirrt, 
dies geht nicht. Es ist abenteuerlich, uns jetzt zu 
sagen: Ihr sorgt nicht für die Bauwirtschaft. 

Letzte Bemerkung zum Kollegen Hauff: Ich bin 
gespannt, wie er in Frankfurt das doppelte Kunst-
stück fertigbringt, seine Haltung zu verkaufen, 
demnächst der Bauwirtschaft zu helfen, und sich 
gleichzeitig einen Partner zu suchen, von dem er 
sich seine Mehrheiten erhofft. 

(Conradi [SPD]: Es ist schön zu hören, daß 
er gewinnt! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Das ist die Unglaubwürdigkeit, die Sie hier vertre-
ten. Jetzt kommen Sie mit Krokodilstränen und sa-
gen: Der Bauwirtschaft geht es schlecht. Die Ur-
sachen haben Sie gelegt, und die Folgen treten 

heute ein. Wir bedauern dies. Das Rezept, das Sie 
bringen, bei einem Rausch mit Schnaps zu helfen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, wird 
nicht helfen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Die Aktuelle Stunde ist 
beendet. 

Wir sind damit auch am Schluß unserer heutigen 
Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 4. Okto-
ber 1984, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.51 Uhr) 

Berichtigungen 

76. Sitzung: Auf Seite V ist bei Anlage 3 statt 
„SchrAntw PStSekr Rawe BMP" zu lesen 
„SchrAntw StSekr Piazolo BMBW" und auf Seite 
5573* D ist bei Anlage 3 statt „Parl. Staatssekretär 
Rawe" zu lesen „Staatssekretär Piazolo". 

81. Sitzung, Seite 5949* B, viertletzte Zeile von un-
ten: Statt „Auswärtiger Ausschuß (federführend)" 
ist „Ausschuß für Wirtschaft (federführend)" zu le-
sen. 

86. Sitzung, Seite 6332* B: In den drei letzten Zeilen 
ist statt „65 Milliarden cbm" und „55 Milliarden 
cbm" zu lesen: „65 Millionen t SKE" und „55 Millio-
nen t SKE". 

85. Sitzung, Seite 6216 B: In der letzten Zeile ist 
statt „Weisungsgebundenheit" zu lesen „Weisungs-
ungebundenheit". 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 5. 10. 
Antretter * 5. 10. 
Böhm (Melsungen) * 4. 10. 
Brandt 5. 10. 
Buckpesch 3. 10. 
Büchner (Speyer) * 4. 10. 
Dr. Enders * 5. 10. 
Gansel * 5. 10. 
Gerstl (Passau) * 5. 10. 
Haase (Fürth) * 5. 10. 
Dr. Hackel * 5. 10. 
Frau Dr. Hartenstein 5. 10. 
Dr. Hauchler 5. 10. 
Dr. Hauff 3. 10. 
Dr. Holtz * 3. 10. 
Horacek 5. 10. 
Dr. Hornhues * 5. 10. 
Jäger (Wangen) * 4. 10. 
Jung (Düsseldorf) 3. 10. 
Kittelmann * 5. 10. 
Dr. Klejdzinski * 5. 10. 
Lemmrich * 5. 10. 
Lenzer * 5. 10. 
Dr. Mertens (Bottrop) 3. 10. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 5. 10. 
Dr. Mitzscherling 5. 10. 
Dr. Müller * 5. 10. 
Dr. Müller-Emmert 5. 10. 
Neumann (Bramsche) * 5. 10. 
Polkehn 5. 10. 
Porzner 5. 10. 
Reddemann * 4. 10. 
Frau Renger 5. 10. 
Schanz 3. 10. 
Dr. Scheer 5. 10. 
Schmidt (Hamburg) 5. 10. 
Schmidt (München) * 5. 10. 
Frau Schoppe 5. 10. 
Schulte (Unna) 5. 10. 
Schwarz * 5. 10. 
Frau Simonis 5. 10. 
Dr. Soell 5. 10. 
Dr. Solms 3. 10. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim *  4. 10. 
Dr. Spöri 5. 10. 
Dr. Stark (Nürtingen) 5. 10. 
Graf Stauffenberg 3. 10. 
Stobbe 5. 10. 
Stockleben 5. 10. 
Dr. Unland * 5. 10. 
Verheugen 5. 10. 
Voigt (Sonthofen) 3. 10. 
Waltemathe 5. 10. 
Weiskirch (Olpe) 5. 10. 
Wischnewski 5. 10. 
Dr. Wulff 5. 10. 
Zierer * 5. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
10/2051 Frage 20): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es unzählige kleine 
und mittelständische Betriebe gibt, die auch noch am Sonn-
abend arbeiten müssen und deshalb darauf angewiesen sind, 
daß ihre Geschäftspost auch am Wochenende noch befördert 
wird? 

Nach Angaben des Umweltbundesamtes wurden 
im Jahre 1983 in der Bundesrepublik Deutschland 
Packmittel in einer Gesamtmenge von 9,9 Millionen 
Tonnen im Wert von 25,1 Milliarden DM produziert. 
Davon entfällt ein geschätzter Anteil von 15 % auf 
reine Industriepackmittel. 

Die Menge der im kommunalen Abfall (Haus-
und Sperrmüll) anfallenden Packmittel beträgt ca. 
7,0 bis 8,0 Millionen Tonnen. Die Abfallbeseitigungs-
kosten hierfür werden auf 1,7 bis 2,0 Milliarden DM 
geschätzt. 

Über die Beseitigungskosten der jährlich im in-
dustriellen Bereich anfallenden Packmittelabfälle 
liegen keine Angaben vor. 

Bei 25,5 Millionen Erwerbstätigen beträgt der 
jährliche Pro-Kopf-Anteil an den Gesamtpackmit-
telkosten ca. 980,- DM. Der Pro-Kopf-Anteil (der 
Erwerbstätigen) an den Abfallbeseitigungskosten 
für Packmittel im kommunalen Bereich liegt rech-
nerisch bei 60-80 pro Jahr. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/2051 Fragen 22 und 23): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, ausge-
hend davon, daß ehemalige Müllkippen fortdauernd und 
ohne zeitliches Limit unter wasserwirtschaftlichen Aspekten 
beobachtet werden sollten, alle Müllkippen wasserwirtschaft-
lich zu beobachten, zumal davon auszugehen ist, daß unbeob-
achtete Müllkippen chemische Zeitbomben sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu veranlassen, um die 
Bebauung ehemaliger Müllkippen generell zu untersagen? 

Zu Frage 22: 

Nach § 34 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 
dürfen Stoffe nur so gelagert oder abgelagert wer-
den, daß eine schädliche Verunreinigung des 
Grundwassers oder eine sonstige nachteilige Ver-
änderung seiner Eigenschaften nicht zu besorgen 
ist. Nach § 2 Abs. 1 des Abfallbeseitigungsgesetzes 
sind Abfälle so zu beseitigen, daß das Wohl der All-
gemeinheit nicht beeinträchtigt wird, insbesondere 
dadurch, daß Gewässer und Boden schädlich beein-
flußt werden. Für den Vollzug und den Erlaß der 
notwendigen Ausführungsbestimmungen sind die 
Länder und Gemeinden verantwortlich. Die ge-
nannten Regelungen stellen in Verbindung mit dem 
allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht eine aus- 
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reichende Grundlage dar, um sowohl Maßnahmen 
zur Beobachtung stillgelegter als auch in Betrieb 
befindlicher Abfallbeseitigungsanlagen zu treffen. 
Als solche Maßnahmen kommen ggf. die Bohrun-
gen von Brunnen zur Beobachtung des Grundwas-
sers und die periodische Untersuchung der Grund-
wasserbeschaffenheit in Betracht. Entsprechende 
Anordnungen sind von den für den Vollzug des 
Wasser- und Abfallrechts örtlich zuständigen Ver-
waltungsbehörden zu treffen. Der Umfang notwen-
diger Maßnahmen hängt von den Umständen des 
Einzelfalls ab. Ihre in der Frage wiedergegebene 
Bemerkung, daß „unbeobachtete Müllkippen chemi-
sche Zeitbomben sind", wird in dieser Allgemein-
heit von der Bundesregierung nicht geteilt. 

Zu Frage 23: 

Nach § 10 Abs. 2 des Abfallbeseitigungsgesetzes 
haben die zuständigen Behörden den Inhaber still-
gelegter Deponien zu verpflichten, diese zu rekulti-
vieren und alle erforderlichen sonstigen Vorkeh-
rungen zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit 
zu treffen. Hieraus folgert, daß stillgelegte Depo-
nien in aller Regel nicht zur Bebauung für Wohn-
zwecke geeignet sind. 

Im übrigen setzt die Bebauung ehemaliger Müll-
deponien im Regelfall einen vorhergehenden Be-
bauungsplan voraus. Bebauungspläne werden von 
den Gemeinden im Rahmen ihrer Planungshoheit 
aufgestellt und bedürfen der Genehmigung der hö-
heren Verwaltungsbehörde. Nach § 1 Absatz 6 des 
Bundesbaugesetzes müssen bei der Bauleitplanung 
u. a. „die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit 
der Wohn- und Arbeitsbevölkerung" berücksichtigt 
werden. Das Bundesbaugesetz stellt also ausrei-
chende Handhaben zur Verfügung, um vor einer 
Bebauung die Eignung des Baugeländes zu prüfen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2051 Fragen 24 und 25): 

Hält die Bundesregierung die Pyrolyse (Müllvergasung) 
für ein technisch ausgereiftes, förderungswürdiges und zu-
kunftsträchtiges Verfahren zur Beseitigung bzw. zur Verwer-
tung des Mülls? 

In welchen Ländern und mit welchen Erfahrungen wird 
das Pyrolyse-Verfahren angewandt? 

Zu Frage 24: 

Die Bundesregierung hat die Entwicklung von 
Verfahren zur Entgasung und Vergasung von Abfäl-
len in einer Reihe von Forschungs- und Entwick-
lungsprojekten gefördert. Von den ursprünglich dis-
kutierten Konzeptionen haben sich nur wenige bis 
zur Planung und zum Bau von großtechnischen An-
lagen durchsetzen können. 

Die bisher an Versuchs- und Demonstrationsan-
lagen gewonnenen Erfahrungen lassen in umwelt

-

relevanten Bereichen wie Abgasqualität, Schadgas-
emissionen und Inhaltstoffen der Pyrolyserück-
stände günstige Ergebnisse für einen Dauerbetrieb 
erwarten. Verfahrenstechnisch besteht jedoch noch 
ein erheblicher Entwicklungs- und Verbesserungs-
bedarf. Kostenmäßig läßt das Pyrolyseverfahren 
keinen Vorteil gegenüber der herkömmlichen Ver-
brennung erwarten. 

Konkrete Aussagen über den zukünftigen Ein-
satz von Pyrolyseanlagen im Entsorgungsmaßstab 
sind erst nach Abschluß der noch etwa bis 1986 lau-
fenden Untersuchungen möglich. 

Zu Frage 25: 

Pyrolyseverfahren werden z. Z. in den Ländern 
Baden-Württemberg (Kiener-Verfahren), Bayern 
(Babcock-Krauss-Maffei-Verfahren und Deutsche 
Reifen- und Kunststoff-Pyrolyse) und Niedersach-
sen (Otto-Verfahren) betrieben. Es handelt sich um 
Anlagen, die noch keine Entsorgungsfunktion 
wahrnehmen. 

Die genannten Anlagen befinden sich z. T. im 
Dauerbetrieb und damit in der eigentlichen Bewäh-
rungsphase. Hauptziele der begleitenden Untersu-
chungen sind verfahrenstechnische Opitimierung 
und vor allem die konkrete Ermittlung der Investi-
tions- und Betriebskosten. 

Ähnlich wie in der Bundesrepublik Deutschland 
ist die Entwicklung der Pyrolyse in den Ländern 
Frankreich, Luxemburg, Dänemark, Schweden, 
England, Holland und in den USA verlaufen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Löffler (SPD) (Drucksache 10/2051 
Fragen 27 und 28): 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu Überle-
gungen ein, den Standort des Juristischen Informationszen-
trums — JURIS — nach Berlin (West) zu verlegen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, im Falle 
der Einrichtung von JURIS in Berlin (West), die vielfältigen 
Möglichkeiten von anderen Datenverarbeitungssystemen, 
Forschungseinrichtungen und entsprechenden Firmen zu 
nutzen? 

Zu Frage 27: 

Die Bundesregierung hat im Juli dieses Jahres 
entschieden, daß das Juristische Informationssy-
stem JURIS aus dem Bundesministerium der Justiz 
ausgegliedert und in der Rechtsform einer GmbH 
fortgeführt werden soll. Die GmbH soll den Betrieb 
zum 1. Januar 1985 aufnehmen. 

Damit der Ausbau in dem vorgegebenen zeitli-
chen und finanziellen Rahmen durchgeführt wer-
den kann, soll JURIS während der besonders 
schwierigen Startphase weiter im Bonner Raum 
bleiben. Als endgültiger Standort für JURIS ist ein 
Ort außerhalb von Bonn in Aussicht genommen, 
wenn für einen Standortwechsel die fachlichen, or- 
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ganisatorischen und finanziellen Voraussetzungen 
geschaffen sind. 

Zu den 15 Städten, die sich um den künftigen Sitz 
von JURIS beworben haben, gehört auch die Stadt 
Berlin. Wie alle anderen Bewerberstädte auch, ist 
Berlin in die Überlegungen der Bundesregierung 
über den künftigen Standort von JURIS einbezo-
gen. Die Entscheidung wird im Bundesministerium 
der Justiz vorbereitet; sie soll von der Bundesregie-
rung demnächst getroffen werden. 

Zu Frage 28: 

Für die Entscheidung wird sicherlich von Bedeu-
tung sein, welche technischen, wissenschaftlichen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen das Ju-
ristische Informationssystem JURIS an seinem 
künftigen Standort vorfinden wird. Auch die Bewer-
bung Berlins wird daraufhin geprüft und bewertet 
werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Rapp (Göppingen) (SPD) (Druck-
sache 10/2051 Fragen 38 und 39): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Aufsicht 
über die Kreditvermittler, die nicht die Eigenschaft von Kre-
ditinstituten gemäß § 1 KWG haben, bei den im wesentlichen 
auf die Überwachung technischer Einrichtungen ausgerich-
teten Gewerbeaufsichtsämtern kompetent und ausreichend 
ausgeübt wird bzw. ausgeübt werden kann, oder teilt sie 
meine Auffassung, daß für diese Aufgabe doch das Bundes-
aufsichtsamt für das Kreditwesen die fachbezogen richtigere 
Behörde wäre, der sie dann auch übertragen werden sollte? 

Hat die Bundesregierung einen Überblick über die tatsäch-
liche Ausübung der Aufsicht über die Kreditvermittler durch 
die Gewerbeaufsichtsbehörden und die von ihnen getroffe-
nen Veranlassungen? 

Zu Frage 38: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Aufsicht über die Kreditvermittler weiterhin bei 
den Gewerbeämtern belassen werden sollte. Diese 
sind nicht identisch mit den von Ihnen angespro-
chenen Gewerbeaufsichtsämtern, die in erster Linie 
für die Überwachung technischer Einrichtungen 
und die Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Be-
stimmungen zuständig sind. Den Gewerbeämtern 
hingegen obliegt der Vollzug der einschlägigen Vor-
schriften der Gewerbeordnung sowie der Makler- 
und Bauträgerverordnung, die auch sonstige Ver-
mittler, wie Grundstücks- und Wohnungsmakler, er-
fassen. Die Vorschriften beinhalten typische gewer-
berechtliche, den Verbraucher schützende Bestim-
mungen wie z. B. das Erlaubniserfordernis, Infor-
mations- und Buchführungspflichten gegenüber 
dem Auftraggeber. Deren Einhaltung kann von den 
Gewerbebehörden der Kommunen vor Ort wirksam 
kontrolliert werden; bei Mißständen kann zügig ein-
gegriffen werden. 

Dagegen beschränkt sich die Tätigkeit des Bun-
desaufsichtsamtes für das Kreditwesen auf die ei-
gentliche Bankenaufsicht; sie bezieht sich also auf 

die von der Kreditvermittlung zu trennende Bank-
tätigkeit, bei der die bei Vermittlungen möglichen 
Gefahren für den Verbraucher nicht bestehen. Die 
Einhaltung der genannten gewerberechtlichen Be-
stimmungen ließe sich von dem Bundesaufsichts-
amt als zentrale Behörde auch nur schwer überwa-
chen. Da in die Zuständigkeit dieser Behörde in 
erster Linie der Vollzug des Kreditwesensgesetzes 
fällt, fehlen ihr auch ausreichende Erfahrungen im 
Umgang mit typisch gewerberechtlichen Fragen 
aus dem Maklerbereich sowie die erforderliche 
Sachnähe. Darüber hinaus richtet sich die Tätigkeit 
dieser Behörde nicht unmittelbar am Verbraucher-
schutz, sondern am öffentlichen Interesse aus. 

Zu Frage 39: 

Durch laufenden Informationsaustausch mit den 
für die Aufsicht über Kreditvermittler zuständigen 
Ländern ist die Bundesregierung über alle bedeu-
tenden Vorkommnisse und die von den Ländern ge-
troffenen Maßnahmen im wesentlichen informiert. 
Dies gilt insbesondere für die nach § 16 der Makler- 
und Bauträgerverordnung vorgeschriebenen jährli-
chen Pflichtprüfungen der Kreditvermittler, über 
deren Ergebnisse die Bundesregierung von den 
Ländern unterrichtet wird. Weitere Erkenntnisse 
sind die Daten des Gewerbezentralregisters. Da-
nach sind gegenüber Kreditvermittlern in den Jah-
ren 1979-1983 insgesamt 117 Ablehnungen, Rück-
nahmen und Widerrufe von Gewerbezulassungen 
ausgesprochen sowie 484 Bußgelder verhängt wor-
den. 

Anhaltspunkte dafür, daß bezüglich der Aufsicht 
über Kreditvermittler ein Vollzugsdefizit vorliegt, 
sind nicht gegeben. Die genannten Zahlen sprechen 
vielmehr für eine effiziente Überwachung durch die 
zuständigen Behörden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
10/2051 Frage 46): 

Auf welche Summe beläuft sich gegenwärtig der Wert aller 
Forderungen der Versicherten an die gesetzliche Rentenver-
sicherung? 

Würde man sich die gesetzliche Rentenversiche-
rung als ein System auf Kapitaldeckungsbasis vor-
stellen, so wäre heute für Renten und Rentenan-
wartschaften ein Deckungskapital in der Größen-
ordnung von über 3 Billionen DM erforderlich. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Austermann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2051 Frage 48): 
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Ist der Bundesregierung aufgrund der ihr nach dem Tarif-
vertragsgesetz obliegenden Registrierung von Tarifverträ-
gen bekannt, ob in Gewerkschaftsbetrieben. z. B. COOP und 
Neue Heimat, Arbeitszeitverkürzungen (Wochenarbeitszeit, 
Vorruhestand) 1984 tarifvertraglich vereinbart worden sind, 
und werden diese Verträge für allgemeinverbindlich er-
klärt? 

Die Tarifvertragsparteien haben dem Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung bisher 
keine Tarifverträge über Wochenarbeitszeitverkür-
zung oder Vorruhestand für die Unternehmen Co-
op bzw. Neue Heimat zur Registrierung übersandt. 
Anträge, derartige Tarifverträge für allgemeinver-
bindlich zu erklären, liegen ebenfalls bisher nicht 
vor. 
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